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ANLAGE 1 zur Vorlage 2022/154 – Abwägungsvorschlag/-protokoll 
Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Urtelen – Teil 1“, Balingen 
 
Erneute Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4a Abs. 3 
BauGB vom 09.11.2020 bis 11.12.2020 zur Billigung - Beschlussfassung vom 20.10.2020 (Vor-
lagen Nr. 2020/275). Abwägung entsprechend dem Abwägungsvorschlag und der Beschluss-
fassung vom 20.10.2020. 
 
Erneute Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
vom 14.02.2022 bis 18.03.2022 zu den Änderungen vom 25.01.2022 (Vorlage Nr. 2022/008). 
Einwendungen und Anregungen zu den geänderten und ergänzten Teilen (aufschiebend be-
dingte Festsetzung MU2 und MU3). 
 

Lfd. 
Nr. 

Anregungen Gesamtübersicht Abwägungsvorschlag/Abwägungsprotokoll 

 

01 Regierungspräsidium Tübingen 

Schreiben vom 16.12.2020 
 

01/1 

 

Belange der Raumordnung - Einzelhandel 

 
Gemäß den vorgelegten Planunterlagen beabsichtigt die 
Stadt Balingen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Urtelen, Teil 1“. Als Art der Nutzung werden allgemeine 
Wohngebiete und urbane Gebiete ausgewiesen. 
 
In den urbanen Gebieten sind gemäß den textlichen 
Festsetzungen ausnahmsweise Einzelhandelbetriebe 
und Handelsbetriebe der Nahversorgung zulässig. 
Sonstige Einzelhandelsbetriebe sind unzulässig. 
 
Aus Sicht des Einzelhandels bestehen gegen die Pla-
nung keine raumordnungsrechtlichen Bedenken. 

 
 
Kenntnisnahme 

01/2 

 

Belange des Immissionsschutzes 

 
Mit dem Bebauungsplan „Urtelen, Teil 1“ plant die Stadt 
Balingen die Flächen, welche südlich an den Betrieb 
F.K.M. Buster (in der Geislinger Straße 99/1, Flst. Nr. 
2889) angrenzen, als urbanes Gebiet auszuweisen um 
dort überwiegend Wohnbebauung zuzulassen. 
Auf Grundlage der vorgelegten Gutachten ist den mit 
dem Bebauungsplan verfolgten Plänen entgegenzutre-
ten.  
 
 
 
 
 
 
Aus Sicht des Referates 54.2 ist der Bebauungsplan-
entwurf im Hinblick auf die durch die an den bereits 
bestehenden und genehmigten Betrieb der Fa. F.K.M. 
Buster heranrückende Bebauung kritisch zu sehen. 
Nach Durchsicht der vorgelegten Unterlagen besteht ein 
nicht gelöster Konflikt sowohl bei den Geruchs-, wie 
auch bei den Lärmimmissionen im geplanten Baugebiet. 
Dieser Konflikt ist im Rahmen der nunmehr hinzutreten-
den Bebauungsplanung zu lösen, und nicht auf der 
Ebene der erteilten immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung durch den Betrieb.  
 

 
 
Der vorliegende Bebauungsplanentwurf weist ein 
Urbanes Gebiet MU1, MU2 und MU3 sowie ein 
Allgemeines Wohngebiet (WA1, WA2, WA3) aus. 
Urbane Gebiet dienen neben dem Wohnen auch 
der Unterbringung von Gewerbebetrieben sowie 
sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, 
die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Die 
Nutzungsmischung muss nicht gleichgewichtet 
sein. Der als MU1 ausgewiesene Bereich soll im 
Rahmen einer Konzeptvergabe veräußert wer-
den.  
 
 
 
Der Anregung des Regierungspräsidiums wurde 
entsprochen. Die am 27.10.2020 gebilligte Pla-
nung wurde nochmals geändert.  
 
Zur Lösung der Konflikte bei den Geruchs- und 
Lärmimmissionen wurden die jeweiligen Gutach-
ten fortgeschrieben. Auf Basis der Ergebnisse, 
wurden in enger Abstimmung mit dem Regie-
rungspräsidium Tübingen Lösungsansätze erar-
beitet.  
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Bei der Fa. F.K.M. Buster handelt es sich um eine  
Abfallbehandlungsanlage, die gefährliche Abfälle lagert 
(Altöle und Emulsionen) und auch behandelt  
(Emulsionen). Diese Anlage wurde immissionsschutz-
rechtlich genehmigt und unterliegt den Regelungen der 
Richtlinie der EU über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung (IE-RL). 
 
Im Folgenden werden die Anforderungen an ein  
benachbartes urbanes Gebiet in Bezug auf F.K.M. 
Buster betrachtet. 
 
 
 
1. Gerüche 

Für den Gebietstyp Wohn-/Mischgebiet, unter welchen 
auch das urbane Gebiet fällt, legt die Geruchs-
immissions- Richtlinie (GIRL) den Beurteilungswert für 
Gerüche mit 10 % der Geruchsjahresstunden fest. 
Das für das Bebauungsplanverfahren erarbeitete  
Geruchsgutachten „B-Plan Urtelen, Balingen Beurtei-
lung der Geruchssituation Bericht Nr. M129341/01“ vom 
09.02.2017 des Gutachters Müller BBM berechnet die 
Auswirkungen von potentiellen Geruchsquellen. 
Als Ergebnis der Geruchsstoffimmissionsabschätzung 
mit GERDA III wurde ermittelt, dass die Geruchs-
stundenhäufigkeit als Zusatzbelastung durch die Emis-
sionen des Betriebs Bossert am nordöstlichen Rand des 
B-Plangebiets bei 11 % der Geruchsjahresstunden liegt. 
 
Für den Betrieb Buster werden aufgrund der Prognose 
des Gutachters iMA vom 17.04.2010 „Ermittlung der 
Geruchsstoffkonzentration und Prognose der Geruchs-
stoffimmission, ausgehend von den Emulsionsspalt-
anlagen der F.K.M Buster in Balingen“ 0 % der  
Geruchsjahresstunden zur Beurteilung herangezogen. 
 
Diese Betrachtung des Gutachters iMA aus dem Jahr 
2010 wurde zur Beurteilung einer Geruchsbeschwerde 
erstellt. Sie betrachtet im Wesentlichen die Geruchsaus-
breitung ausgehend vom Kamin der Anlage, über  
welchen die Prozessluft der Behandlungsanlage sowie 
die Hallenabsaugung geleitet wird. 
Diffuse Geruchsquellen, welche bei einem Betrieb der-
artiger Natur ebenfalls auftreten, sind in die Ausbrei-
tungsrechnung nicht eingeflossen. Nichtberücksichtigte 
diffuse Quellen sind insbesondere die entstehende 
Verdrängungsluft bei An- und Ablieferungsvorgängen. 
Wir sehen eine Konfliktsituation bezüglich der Firma 
Buster, der Firma Bossert und der geplanten Bebauung. 
 
Die von der Firma F.K.M. Buster ausgehenden Gerüche 
liegen tatsächlich höher als in den Gutachten ange-
nommen. Zusammen mit den Geruchsquellen des  
Betriebes Bossert besteht die Gefahr, dass der Beurtei-
lungswert (nach GIRL) von 10 % Geruchsstunden an 
einer unmittelbar angrenzenden Wohnbebauung im 
Gebiet „Urtelen“ überschritten wird.  
Das Geruchsgutachten wäre anzupassen und einer 
neuen Bewertung zu unterziehen 
 
 
 
 
 
 

Der am 27.10.2020 gebilligte und ausgelegte 
Bebauungsplanentwurf und die Örtlichen Bau-
vorschriften wurden mit Datum 21.09.2021 er-
neut geändert, wobei insbesondere die Festset-
zungen zu den als Urbanes Gebiet MU 1 und MU 
2 ausgewiesenen Grundstücken geändert wur-
den. Im Rahmen einer bedingten Festsetzung 
sind die Baufenster MU2 und MU3 von Bebau-
ung freizuhalten, bis der immissionsschutzrecht-
liche Konflikt und die Geruchsproblematik gelöst 
sind.  
 
 
 
1.Gerüche: 

Zur Beurteilung der Geruchsemissionen durch 
die Fa. F.K.M. Buster GmbH und den landwirt-
schaftlichen Betrieb Bossert wurde im Jahr 2017 
ein Geruchsgutachten „Bericht Nr. M12934/01“ 
durch das Büro Müller-BBM aus Karlsruhe er-
stellt. Beurteilungsgrundlage waren die Ergeb-
nisse des Geruchsgutachtens „Ermittlung der 
Geruchsstoffkonzentration und Prognose der 
Geruchsstoffimmissionen, ausgehend von den 
Emulsionsspaltanlagen der Firma Buster in 
Balingen“ des Büros iMA aus Stuttgart. Das 
Gutachten wurde im Rahmen einer immissions-
schutzrechtlichen Änderungsgenehmigung der 
Fa. Buster im Jahre 2011 erstellt. Das Gutachten 
„Bericht Nr. M12934/01“ kommt zum Ergebnis, 
dass der Beurteilungswert der GIRL von 10% (für 
Allgemeine Wohngebiete) durch beide Betreibe 
nicht überschritten wird. 
 
Auf Grund der Anregungen des Regierungsprä-
sidium Tübingen vom 16.12.2020 (im Rahmen 
der Erneuten Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung vom 09.11.2020 bis 11.12.2020), die diffu-
sen Geruchsquellen und die Wechselwirkungen 
der Fa. Buster mit dem landwirtschaftlichen Be-
trieb Bossert zu berücksichtigen, wurde das 
Geruchsgutachten durch das Büro Müller-BBM 
fortgeschrieben. Im Rahmen der Fortschreibung 
„Bericht Nr. M161208/01“ mit Stand vom 
17.03.2021 wurden die diffusen Geruchsquellen 
und die Wechselwirkungen untersucht. Darüber 
hinaus wurden aktualisierte metrologische Daten 
zugrunde gelegt. Im Ergebnis wurde erneut fest-
gestellt, dass aus gutachterlicher Sicht für den 
Bebauungsplan „Urtelen“ keine über das verträg-
liche Maß hinausgehenden Geruchsbelastungen 
zu erwarten sind.  
 
Der höchste Wert zur Geruchsbelastung findet 
sich im nordöstlichen Teil des Plangebietes (Flst. 
Nr. 2884, 2885 und 2886). An den Grundstücken 
gegenüber dem landw. Betrieb Bossert werden 
teilweise Geruchsimmissionen oberhalb des für 
Allgemeine Wohngebiete zulässigen Immissi-
onswertes (10% Jahresgeruchsstunden) erreicht, 
jedoch weniger als 15%. Entsprechend den Aus-
legungshinweisen zur GIRL können im Über-
gangsbereich zwischen verschiedenen Gebiets-
nutzungen auch Zwischenwerte zur Beurteilung 
herangezogen werden (siehe Ausführungen zur 
„Beurteilung im Übergangsbereich zwischen 
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verschiedenen Gebietsnutzungen“ in Kapitel 2). 
Da von der Überschreitung des Beurteilungs-
werts von 10% nur eine Häuserzeile betroffen ist, 
diese als Urbanes Gebiet MU ausgewiesen wer-
den soll und die Einhaltung des Beurteilungs-
werts für ein Dorfgebiet von 15% durch landwirt-
schaftliche Gerüche gegeben ist, sind keine über 
das verträgliche Maß hinausgehenden Geruchs-
belastungen zu erwarten.  
 
Die Geruchsimmissionen der Fa. Buster be-
schränken sich im Wesentlichen auf das Be-
triebsgelände sowie untergeordnet auf den nörd-
lichen Teil des Plangebiet. Die Geruchsbelastung 
an den nächstgelegenen Wohnnutzungen liegt 
laut Gutachten vom 17.03.2021 unterhalb der 
Irrelevanzschwelle gem. GIRL von 2 %. 
 
Das fortgeschriebenen Gutachten „Bericht Nr. 
M161208/01“ wurde dem Regierungspräsidium 
Tübingen zur Prüfung vorgelegt. 
 
Nach intensiven Abstimmungsgesprächen mit 
dem Regierungspräsidium Tübingen wurde eine 
erneute Fortschreibung des Geruchsgutachten 
beauftragt. Hintergrund ist die zugrunde gelegte 
immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmi-
gung der Fa. Buster aus dem Jahr 2011. Diese 
legt einen Beurteilungswert von 86 GE/m³ (86 
Geruchseinheiten je Kubikmeter) in der Abluft 
der Emulsionsspaltanlagen zugrunde. Laut dem 
Stand der Technik dürfen jedoch bis zu 500 
GE/m³ emittiert werden. Auf Wunsch des Regie-
rungspräsidiums wurde das Geruchsgutachten 
mit 500 GE/m³ fortgeschrieben. Dabei zeigte 
sich, dass durch die Zusatzbelastung des Betrie-
bes Buster aus dem Schornstein (diffusen Emis-
sionen bleiben unverändert) an der umliegenden 
Wohnnutzung eine Überschreitung des Beurtei-
lungswertes der GIRL von 10% festzustellen ist. 
Betroffen davon ist eine bestehende Wohnnut-
zung außerhalb des Bebauungsplangebietes. 
Das Plangebiet selbst ist im Wesentlichen nur 
am nördlichen Ende (Urbanes Gebiet MU 3) 
betroffen, da dieser Teil in der Hauptausbrei-
tungsrichtung liegt.  
 
Im Nord-Osten des Plangebietes (Flst. Nr. 2884, 
2885 und 2886) zeigt sich aufgrund der Überla-
gerung der Immissionen beider Betreibe an den 
am nächsten zum Betrieb Bossert gelegenen 
Baufenstern bzw. Gebäuden eine Zunahme der 
Geruchshäufigkeiten um etwa 1-2 Prozent ge-
genüber dem Geruchsgutachten „Bericht Nr. 
M161208/01“. Die Geruchswahrnehmungshäu-
figkeit liegt aber immer noch zwischen 10 % und 
15 %. Diesbezüglich sind durch den landw. Be-
trieb Bossert keine über das verträgliche Maß 
hinausgehenden Geruchsbelastungen zu erwar-
ten. 
 
Auf Grund der Ergebnisse der zweiten Fort-
schreibung (500 GE/m³) sowie zum Schutz der 
umliegenden Wohnbebauung beabsichtigt das 
Regierungspräsidium, nachträgliche Auflagen zur 
Reduzierung der Geruchsimmissionen anzuord-
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2. Lärm 

Für urbane Wohngebiete ergeben sich die Beurtei-
lungspegel gemäß der TA Lärm (Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm) tagsüber 63 dB(A) und nachts 
45 dB(A).Das Gutachten zum Lärmschutz „Urtelen, Teil 
1", Balingen des Ingenieurbüro ISIS vom 12.03.2020 in 
Verbindung mit der „Schalltechnische Untersuchung 
zum geplanten Baugebiet Urtelen an der Geislinger 
Straße in Balingen“ vom November 2019 kommt zum 
Ergebnis, dass an den festgelegten Baufenstern im 
Bereich des urbanen Gebietes die TA Lärm Beurtei-
lungspegel nicht überschritten werden. 
In diesen Gutachten der Firma ISIS werden als Lärm-
quelle die Kühleinheit der Firma F.K.M. Buster betrach-
tet (welche sich außerhalb des Gebäudes befindet und 
im Dauerbetrieb läuft) sowie Fahrzeugbewegungen und 
Containerwechsel. Die Strömungsgeräusche am Austritt 

nen. Konkret soll, entsprechend dem Stand der 
Technik der TA-Luft, die wirksame Schornstein-
höhe berechnet und falls notwendig erhöht wer-
den. Dadurch werden die Immissionen in höhere 
Bereiche verlagert, wodurch sich die Geruchs-
wahrnehmungshäufigkeit reduzieren wird. Bei 
Anlagen, die den Stand der Technik nach TA-
Luft einhalten, wird darüber hinaus die Berück-
sichtigung der Abgasfahnenerhöhung in der 
Ausbreitungsrechnung ermöglicht. Auf Grund 
des konservativen Ansatzes der bisherigen Ge-
ruchsgutachten, wurde die Abgasfahnenerhö-
hung in der Vergangenheit nicht beachtet. Dies 
führt in der Ausbreitungsrechnung zu rechnerisch 
höheren Geruchswahrnehmungshäufigkeiten als 
tatsächlich der Fall wäre. Unter Berücksichtigung 
der Abgasfahnenerhöhung von 26 m/s sowie 
einer möglichen Schornsteinerhöhung, wird sich 
die Geruchswahrnehmungshäufigkeit in der 
Ausbreitungsrechnung nochmals deutlich redu-
zieren. Zusätzlich plant das Regierungspräsidium 
Tübingen eine regelmäßige Überwachung der 
Emissionen sowie des Aktivkohle-Adsorbers an 
der Emulsionsspaltanlage. 
 
Änderung des gebilligten Bebauungsplanent-
wurfs: 
Über eine aufschiebend bedingte Festsetzung 
wird sichergestellt, dass die im Baufeld „MU2“ 
festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzung 
und Anlagen unzulässig sind, bis am Gebäude 
Geislinger Straße 99/1 eine Schornsteinhöhen-
berechnung nach TA-Luft mit entsprechender 
baulicher Umsetzung durchgeführt wurde und 
der Immissionswert der GIRL am Baufenster 
„MU2“ eingehalten ist, oder die immissions-
schutzrechtlich genehmigte Nutzung am Standort 
Geislinger Straße 99/1 aufgegeben wird. Der 
Nachweis für die Umsetzung erfolgt durch eine 
Bestätigung des Regierungspräsidiums Tübin-
gen. 
 
Wenn die Auflagen des Regierungspräsidium 
Tübingen umgesetzt sind, kann davon ausge-
gangen werden, dass keine über das verträgliche 
Maß hinausgehenden Geruchsbelastungen in-
nerhalb des Plangebietes zu erwarten sind. 
 
 
2. Lärm 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens „Urte-
len Teil 1“ in Balingen wurde zur Beurteilung der 
Lärmemissionen, ausgehend von den Betrieben 
Buster, Mehrer sowie der Geislinger Straße, das 
Gutachten „Schalltechnische Untersuchung zum 
geplanten Baugebiet Urtelen an der Geislinger 
Straße in Balingen“ vom November 2019 durch 
das Büro ISIS aus Riedlingen erstellt.  
 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Immis-
sionsrichtwerte der TA-Lärm für beide Betreibe 
im Zeitbereich tags eingehalten werden.  
 
Im Zeitbereich nachts führen die Kühlanlage der 
Betriebe zu Richtwertüberschreitungen an der 
nächstgelegenen Bebauung (Urbanes Gebiet 
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des Schornsteins wurden nicht als Schallquelle berück-
sichtigt. Das dem Bebauungsplan beigelegte Gutachten 
des Ingenieurbüro ISIS vom 12.03.2020 erreicht inner-
halb Nachtzeitraum einen Beurteilungspegel von 45 
dB(A). Im Gutachten wurde hierfür im Nachtzeitraum nur 
die Kühlanlage betrachtet. In diesem Zeitraum ist wei-
terhin die Abluftanlage in Betrieb, die im Gutachten 
bisher nicht berücksichtigt worden ist. 
 
Da alleine durch die Firma Buster bereits in dem vor-
liegenden Gutachten der Richtwert der TA Lärm von 45 
dB(A) erreicht wird, ist damit zu rechnen, dass der 
Nachtgrenzwert der TA Lärm nicht ohne zusätzliche 
Lärmminderungsmaßnahmen eingehalten werden kann. 

MU 3) im Plangebiet. 
 
Das Verkehrsaufkommen der Geislinger Straße 
lässt in den Zeitbereichen tags und nachts keine 
Überschreitung der schalltechnischen Orientie-
rungswerte erwarten. Im Rahmen des Gutach-
tens wird jedoch empfohlen, den zur Geislinger 
Straße orientierten Seiten der Randbebauung 
den Lärmpegelbereich III (LPB III) zuzuordnen 
und passive Lärmschutzmaßnahmen festzuset-
zen. Dieser Anregung wurde gefolgt. Die Anfor-
derungen an LPB III bei Wohnnutzung werden in 
der Regel mit üblichen Bauteilen, z.B. Standard-
fenster, erfüllt.  
 
Zur Reduzierung der Lärmemissionen durch die 
Kühlanlagen der Betriebe kommt laut Gutachten 
vom November 2019 die Installation von Anlagen 
mit geringeren Schalleistungspegel in Betracht. 
Ebenfalls besteht die Möglichkeit der Errichtung 
einer 17 m langen und 4 m hohen Lärmschutz-
wand. Letzteres wurde insbesondere aus städte-
baulichen Gründe nicht weiterverfolgt. 
 
Im Rahmen der Fortschreibung „modifiziertes 
Baufenster im Bereich MU 4“ mit Datum vom 
12.03.2020, wurden die Auswirkung eines modi-
fizierten Baufensters auf die Lärmkulisse im 
Bereich des ehemaligen MU 4 (heute MU3) un-
tersucht. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass, 
bezogen auf eine 2-geschossige Bauweise, die 
Richtwerte der TA-Lärm im Zeitbereich nachts 
(45 dB(A)) eingehalten werden können. Der 
Bebauungsplan ermöglicht jedoch eine 3-
geschossige Bebauung. Bezogen auf eine 3-
geschossige Bebauung wird der Immissions-
richtwert für Urbane Gebiet (45 dB(A)) im dritten 
Stockwerk leicht überschritten.  
 
Unter Beachtung der Anregungen des Regie-
rungspräsidiums Tübingen vom 16.12.2020 (im 
Rahmen der erneuten Öffentlichkeits- und Be-
hördenbeteiligung vom 09.11.2020 bis 
11.12.2020) wurde durch das Büro ISIS im Auf-
trag der Stadt Balingen eine Stellungnahme 
(Datum 15.02.2021) in Bezug auf die nicht be-
rücksichtigten Lärmemissionen aus dem Schorn-
stein erstellt. Das Büro ISIS sieht in dem Schorn-
stein keine zusätzliche Lärmquelle, welche Ein-
fluss auf die beschriebenen Ergebnisse haben 
könnte. Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Lärmanteil des Schornsteins im Messergebnis 
enthalten sei, da dieser für die Messung nicht 
außer Betreib genommen wurde. Ebenfalls wird 
auf den starken Pegelabfall nach Ausschalten 
der Kühlanlage verwiesen.  
 
Nach intensiven Abstimmungsgesprächen mit 
dem Regierungspräsidiums Tübingen, wurde ein 
weiterer Gutachter mit der Messung der 
Lärmemissionen aus dem Betrieb Buster beauf-
tragt. Im Rahmen eines Vor-Ort-Termins am 
17.06.2021 wurden gemeinsam mit dem Regie-
rungspräsidium Tübingen die Lärmemissionen 
aus der Kühlanlage und dem Schornstein unter-
sucht. Die Ergebnisse wurden durch das Büro 
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ISIS im Rahmen einer dritten – letzten – Fort-
schreibung mit Datum vom August 2021 aufge-
nommen und berücksichtigt.  
 
Die Fortschreibung kam ebenfalls zum Ergebnis, 
dass der Schornstein nur eine sehr untergeord-
nete Rolle in der Lärmkulisse spielt. Darüber 
hinaus unterscheiden sich die gemessenen 
Lärmemissionen aus der Kühlanlage nur leicht 
von denen des Büro ISIS aus dem Jahr 2019.  
 
Maßnahmen/Städtebauliche Verträge: 
Auf Grund der gesammelten Erkenntnisse aus 
drei Fortschreibungen können die Lärmkonflikte 
durch die Installation von Kühlanlagen mit gerin-
gerem Schallleistungspegel gelöst werden.  

Nachdem mit der neuen Bebauung an den Be-
trieb Buster herangerückt wird, ist die Stadt 
Balingen grundsätzlich bereit, nach dem Verur-
sacherprinzip, die Kostenübernahme für die 
notwendig werdenden Lärmschutzmaßnahmen 
in einem Städtebaulichen Vertrag zu regeln.  

Da nicht sichergestellt werden kann, dass die 
Auflagen des Regierungspräsidiums vor der 
Bebauung des Baufelds „MU2“ umgesetzt wer-
den können, wird über eine aufschiebend be-
dingte Festsetzung sichergestellt, dass die im 
Baufeld „MU2“ festgesetzten baulichen und 
sonstigen Nutzung und Anlagen unzulässig sind, 
bis die Rückkühlanlage der emulsionsaufberei-
tenden Anlage am Gebäude Geislinger Straße 
99/1, einen maximalen Schallleistungspegel von 
80 dB(A) aufweist und der Immissionsrichtwert 
der TA-Lärm am Baufenster „MU3“ eingehalten 
ist, oder die immissionsschutzrechtlich geneh-
migte Nutzung am Standort Geislinger Straße 
99/1 aufgegeben wird. Der Nachweis für die 
Umsetzung erfolgt durch eine Bestätigung des 
Regierungspräsidiums Tübingen 
 
Mit Blick auf die Firma Mehrer hat sich die Lärm-
situation seit den ersten Erhebungen im Jahr 
2019 deutlich verbessert. Von Bedeutung waren 
die Lärmemissionen in der lautesten Nachtstun-
de durch das Verkehrsaufkommen und durch die 
Versuchskühlanlage. Nachmessungen durch das 
Büro ISIS im Jahr 2021 haben ergeben, dass 
infolge interner Optimierungsprozesse an der 
Versuchskühlanlage, nicht mehr mit einer Über-
schreitung des Immissionsrichtwertes am ge-
planten Urbanen Gebiet zu rechnen ist. 

01/3 Belange des Naturschutzes 

 
Keine Anregungen. 

 
 
Kenntnisnahme 

01a Schreiben vom 09.03.2022  

Belange des Immissionsschutzes 

 
Mit dem Bebauungsplan „Urtelen, Teil 1“ plant die Stadt 
Balingen, die angrenzenden Flächen, südlich des      
Gewerbegebietes, auf welchem sich die Abfall-
behandlungsanlage F.K.M. Buster befindet, als urbane 
Gebiete (MU 1, MU2 und MU3) auszuweisen um dort 
überwiegend Wohnbebauung zuzulassen.  

 
 
Kenntnisnahme, dass die Anregungen sowie die 
immissionsschutzrechtlichen Belange ausrei-
chend berücksichtigt sind. 
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Gemäß § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetztes 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
die vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die aus-
schließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden 
Gebiete so weit wie möglich vermieden werden.  
 
Eine Stellungnahme zum Bebauungsplan „Urtelen, Teil 
1“ wurde vom Regierungspräsidium Tübingen mit 
Schreiben vom 16.12.2020 abgegeben. Die darin ent-
haltenen Anmerkungen zu den bis dahin vorhandenen 
Gutachten wurden in der aktuellen Fassung des       
Bebauungsplans berücksichtigt. 
 
Die Beschreibung potentieller Einwirkungen durch den 
Betrieb F.K.M. Buster auf die Umgebung, wurde durch 
die fortgeschriebenen Gutachten dargestellt.  
 
Die Abwägung der Zulässigkeit der Immissionen im 
Bereich der geplanten Gebiete basiert auf Zahlenwerten 
und kommt zu dem Ergebnis, dass die Richtwerte für 
Lärm- und Geruchsimmissionen an diesen maßgebli-
chen Immissionsorten größtenteils eingehalten werden. 
In den Randbereichen der Gebiete MU 2 und MU 3 
werden rechnerisch Überschreitungen festgestellt. 
 
Über eine aufschiebend bedingte Festsetzung der     
Gebiete MU2 und MU3 soll gewährleistet werden, dass 
erst dann eine Bebauung erfolgen kann wenn die Richt-
werte auch in diesen Abschnitten eingehalten werden 
bzw. die technischen Maßnahmen welche zur Ein-
haltung dieser Richtwerte führen umgesetzt sind. 
 
Die immissionsschutzrechtlichen Belange wurden im 
Bebauungsplan ausreichend berücksichtigt. Wir weisen 
darauf hin, dass trotz der Einhaltung der Richtwerte ein 
Konfliktpotenzial bezüglich der Auswirkungen auf die 
unmittelbare Nachbarschaft bestehen bleibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch eine Umsetzung der Planung „Erweiterung 
Urtelen (Flst. Nr. 2889)“ mit Aufstellungsbe-
schluss vom 26.04.2022, kann das Konfliktpoten-
tial aufgelöst werden. Auf die Vorlage Nr. 
2022/123 wird verwiesen. 

 

02 Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

Schreiben vom 16.11.2020 

 

 Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellung-
nahme mit dem Aktenzeichen 2511//17-03751 vom 
03.05.2017 sind von unserer Seite zum vorgelegten 
Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregun-
gen vorzubringen. 

Kenntnisnahme 

02a Schreiben vom 21.02.2022  

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellung-
nahme mit dem Aktenzeichen 2511//20-11825 vom 
16.11.2020 bzw. 2511//17-03751 vom 03.05.2017 sind 
von unserer Seite zum offengelegten Planvorhaben 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubrin-
gen. 

Kenntnisnahme 

 

03a Regierungspräsidium Stuttgart 

Schreiben vom 10.02.2022 
 

 Im Plangebiet sind nach aktuellem Wissensstand keine 
Kulturdenkmale bekannt. 
Wir bitten Sie dennoch, folgenden Hinweis auf die Re-

Die Anregung wurde berücksichtigt und unter 
den Hinweisen in den textlichen Festsetzungen 
aufgenommen.  
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gelungen der §§ 20 und 27 DSchG in die Planunter-
lagen aufzunehmen: 
 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten 
archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal-
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäo-
logische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramik-
reste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) 
sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung 
der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei 
der Sicherung und Dokumentation archäologischer 
Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 

 

04 Regionalverband Neckar-Alb 

Schreiben vom 01.12.2020 
 

 Mit dem o.g. Bebauungsplan werden die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für ein neues Wohngebiet mit 
4,4 ha geschaffen. Das Gebiet ist im Flächennutzungs-
plan überwiegend als geplante Wohnbaufläche darge-
stellt und dem entsprechend im Regionalplan als Sied-
lungsfläche nachrichtlich übernommen.  
 
Mit den getroffenen Festsetzungen kann im Teilbereich 
1 eine Bruttowohndichte von ca. 103 Einwohnern/ha 
erwartet werden. Diese Dichte wird im Einzugsbereich 
einer Schienenhaltestelle und im Kernort des Mittel-
zentrums ausdrücklich begrüßt. 
 
Aus regionalplanerischer Sicht ergeben sich keine Be-
denken. Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfah-
ren, Benachrichtigung über das Ergebnis und Übersen-
dung einer Planfertigung nach Inkrafttreten. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Regionalverband Neckar-Alb wird am weite-
ren Verfahren beteiligt. Eine Planfertigung wird 
nach Inkrafttreten übersendet. 

04a Schreiben vom 11.03.2022  

 Mit Schreiben vom 01.12.2020 haben wir zuletzt zum o. 
g. Bebauungsplan Stellung genommen und keine Be-
denken oder Anregungen vorgebracht. 
 
Die nun vorliegenden Änderungen im Entwurf berühren 
regionalplanerische Belange nicht. Es bestehen keine 
Bedenken. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren, Benach-
richtigung über das Ergebnis und Übersendung einer 
digitalen Planfertigung nach Inkrafttreten. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Der Regionalverband Neckar-Alb wird am weite-
ren Verfahren beteiligt. Eine Planfertigung wird 
nach Inkrafttreten übersendet. 

 

05 Landratsamt Zollernalbkreis 

Schreiben vom 11.12.2020 

 

05/1 

 

Immissionsschutz/Gewerbeaufsicht: 

 
Unsere vorgebrachten Bedenken und Anregungen zum 
Bebauungsplan wurden berücksichtigt 

 
 
Kenntnisnahme 
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05/2 

 

Vorbeugender Brandschutz: 

 
Die bereits formulierten Auflagen aus dem Jahr 2014 
werden nicht explizit in dem Abwägungsprotokoll aufge-
führt. 
Diese sind weiterhin zu beachten. 

 
 
Kenntnisnahme. Der Brandschutz wird im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens geprüft. 

05/3 Kindertagesbetreuung: 

 
Im Abwägungsvorschlag/-protokoll zur GR- Vorlage Nr. 
2020/275 wurde zur Stellungnahme des Landratsamts 
Nr.04/05 darauf hingewiesen, dass eine entsprechende 
Bedarfsplanung zur Kindertagesbetreuung für das 
Stadtgebiet Balingen vom Amt für Familie, Bildung und 
Vereine durchzuführen ist. Weiter wird darauf verwie-
sen, dass in dem als Urbanes Gebiet ausgewiesenen 
Bereich grundsätzlich die Möglichkeit besteht, eine 
Kindertageseinrichtung unterzubringen. 
 
Damit die weitere Planung für das Baugebiet Urtelen bei 
entsprechenden Ergebnissen der Bedarfsplanung zur 
Kindertagesbetreuung adäquate mögliche Baugrundstü-
cke bei der Vergabe der Plätze berücksichtigen kann, 
wird eine besonders enge Zusammenarbeit der betref-
fenden Ämter in dieser Frage dringend empfohlen. Dies 
ist vor allem in Bezug auf die weiteren möglichen ent-
stehenden Bedarfe aufgrund der Vorhaben in der Fi-
scherstraße in diesem Stadtquartier besonders wichtig. 
 
Sowohl Urtelen wie auch die Fischerstraße liegen, wie 
es im Abwägungsvorschlag auch benannt ist, lediglich 
an und nicht in der Innenstadt. Bei der Bedarfsplanung 
und Bereitstellung von Angeboten zur Bildung,  
Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindertages-
einrichtungen ist das Augenmerk ganz besonders auf 
eine wohnungsnahe Zur-Verfügung-Stellung zu richten. 
Insofern ist es geboten zu prüfen, ob mit einer aus-
schließlichen Bedarfsdeckung durch Neubauten an der 
Sichelschule diesem Kriterium für die Bedarfe aus  
Urtelen und der Fischerstraße Rechnung getragen wer-
den kann. 
 
Kindertageseinrichtungen, - z.T. auch mit Senioren-
tagesstätten/-heimen kombiniert -, werden zwischenzeit-
lich in Stadtentwicklungskonzepten zunehmend als 
Ausgangspunkte für Zentrumsbildungen bei Quartiers-
konzepten eingesetzt. Es wird empfohlen, die Stärkung 
einer Quartiersbildung „Stutzenweiher/Tal/Urtelen“ 
durch den dortigen Neubau einer Kindertagesein-
richtung evtl. kombiniert mit zusätzlichen Einrichtungen 
in die weiteren Überlegungen einzubeziehen. 

 
 
Der Anregung wurde entsprochen. Vom Amt für 
Familie, Bildung und Vereine wurde eine aktuali-
sierte Bevölkerungsvorausberechnung in Auftrag 
gegeben. Urtelen und das ehemalige Bali-Areal 
wurden dabei entsprechend berücksichtigt.  
 
Die im März 2021 vorgelegte Vorausberechnung 
bis 2035 bestätigt, dass die Kinderzahlen bis 
voraussichtlich ca. 2030 steigen werden und 
danach stagnieren bzw. wieder leicht zurückge-
hen. Insbesondere im Bereich der Ü 3-Kinder 
werden die Kinderzahlen aber auch im Jahr 2035 
noch deutlich höher sein als heute. Ab einem 
gewissen Aufsiedlungsgrad der Gebiete „Urtelen“ 
und „Bali-Möbel“ besteht nach der Prognose 
Häusser ein weiterer Bedarf für mindestens wei-
tere 1,5 bis 2 Gruppen. 
 
Um eine Dezentralität der Kinderbetreuungsein-
richtungen zu gewährleisten, sollten mindestens 
zwei weitere Kindergruppen im Neubaugebiet 
Urtelen realisiert werden. Kitas sind typische 
Nutzungen in Urbanen Gebieten und ein wichti-
ger Bestandteil der ‚Stadt der kurzen Wege‘. Im 
Wege der Konzeptvergabe durch die Stadt 
Balingen besteht die Möglichkeit, auf die genaue 
bauliche Konzeption Einfluss zu nehmen. Die 
Integration der Kita direkt in das Neubaugebiet 
Urtelen bietet gerade für die neuen Bewohner ein 
absolut wohnortnahes Angebot. Auch für das 
geplante Baugebiet Fischerstraße stellt eine Kita 
in diesem Gebiet, bei einer fußläufigen Entfer-
nung von ca. 500 m, ein sehr attraktives wohnor-
tnahes Angebot dar. Die Integration einer Kita in 
das geplante Baugebiet unterstützt zudem den 
vom Gemeinderat bei den Beratungen ge-
wünschten Ansatz zur Bildung eines attraktiven 
„Wohnquartiers“. Eine Kita stellt dabei einen 
möglichen Bestandteil von verschiedenen, denk-
baren sozialen Einrichtungen innerhalb des 
Wohngebiets Urtelen dar. 
 
 

05/4 Wasser- und Bodenschutz: 

 
Niederschlagswasserbeseitigung 

 
Zum 3. Bebauungsplanentwurf „Urtelen – Teil 1“, mit 
einer Größe von 4,4 ha als allg. Wohngebiet/ urbanes 
Gebiet ist aus Sicht der unteren Wasserbehörde Fol-
gendes mitzuteilen: 
 
1. Aufgrund der Größe des Plangebietes besteht nach § 
1 Abs. 2 NiedSchlWasBesV eine Anzeigepflicht. Vor der 
ersten Bebauung muss das Entwässerungskonzept 
(hier: zentrale Niederschlagswasserrückhaltung in ei-
nem Stauraumkanal mit gedrosselter Einleitung in den 

 
 
 
 
Die aufgeführten Hinweise wurden beachtet. 
 
 
 
 
Die Niederschlagswasserbeseitigung des ge-
samten Baugebiets wurde 2016 mit dem Was-
seramt (Herrn Brandt) abgestimmt. Dem Ent-
wässerungskonzept mit einem Stauraumkanal 
und einer gedrosselten Einleitung in den Talgra-
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Talgraben) im Rahmen der Erschließungsplanung mit 
dem Landratsamt Zollernalbkreis, Umweltamt, abge-
stimmt und fertiggestellt sein. 
 
2. Private Speicherräume können in der Bemessung als 
Retentionsraum nur dann rechnerisch angesetzt wer-
den, wenn sie ein zwangsentleertes Teilvolumen auf-
weisen (Quelle A138, S. 33). Gemäß der Arbeitshilfe 
„Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“, siehe 
Lfu 2005: S.18 gilt, dass die Anrechnung von Regen-
wassernutzungsanlagen nur möglich ist, wenn sie im 
Planungsgebiet flächendeckend zu Anwendung  
kommen und wenn die verwendeten Zisternen über ein 
zwangsentleertes Teilvolumen verfügen. Für eine  
Anrechnung von privaten Retentionszisternen empfiehlt 
sich, eine textliche Festsetzung im Bebauungsplan zur 
Spezifizierung, bspw. „pro m² befestigte Fläche sind x 
Volumen in einer zwangsentleerten Retentionszisterne 
vorzuhalten“. 
 
3. Auch wenn wie vorliegend kein wasserrechtliches 
Erlaubnisverfahren durchzuführen ist, bedarf es im 
Rahmen des Anzeigeverfahrens (siehe Ziffer 1) für eine 
fachtechnische Beurteilung zur Schadlosigkeit (qualitativ 
und quantitativ) des eingeleiteten Niederschlagswassers 
weiterer notwendiger Nachweise wie DWA M-153 zur 
Flächenbelastung (Lamellenschrägklärer zur Vorbe-
handlung vom Straßeneinlauf) und DWA A-117 zur 
Volumenermittlung der Regenrückhalteanlage. 
 
4. Die Einleitungsstellen in das Gewässer sollten, soweit 
noch nicht vorhanden, in spitzwinkliger Form zur Fließ-
richtung ausgeführt werden. Die Einleitstelle ist der 
Böschung anzupassen und muss bündig abschließen. 
Die Uferböschung ist mit möglichst geringem Eingriff, 
naturnah und hochwassersicher zu befestigen, um Aus-
spülungen und Auskolkungen zu verhindern. Der unte-
ren Wasserbehörde ist ein Schnitt vorzulegen. 
 
Allgemeine Hinweise: 

1. Da der 1. BA (4,4 ha) vom 2. BA (1,6 ha) gequert 
wird, ist die Entwässerung für das gesamte Plangebiet 
auszuführen. 
 
2. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens empfeh-
len wir die Anwendung des Leitfadens „Kommunales 
Starkregenrisikomanagement in Baden-Württemberg 
(LUBW 2016)“. 
 
Empfehlung: 

Um die künftigen Bauherren/Bewohner des Baugebietes 
„Urtelen“ hinsichtlich des vorbeugenden Gewässer-
schutzes über die Regenwasserableitung in den Tal-
graben ausreichend zu informieren, eignet sich bspw. 
eine sogenannte „Kanalplakette“, siehe Pilotprojekt „kein 
Schmutzwasser in diesen Gully“ der DWA-Bayern - 
https://www.dwa- bay-
ern.de/files/_media/content/PDFs/LV_Bayern/Detail-
Montageanleit.pdf bzw. Erwerb über www.vsashop.ch 

ben wurde zugestimmt. 
 
 
 
Bei der Bemessung wurden keine privaten Spei-
cherräume berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Nachweise nach DWA-M-153 und DWA-A-
117 sind nicht Bestandteil des Bebauungsplan-
verfahren. Darüber hinaus hat sich die Stadt 
Balingen bereit erklärt, das Niederschlagswasser 
über einen Lamellenklärer vor Einleitung in den 
Talgraben vorzubehandeln. 
 
 
 
 
Die Einleitung erfolgt spitzwinklig und wurde 
hochwassersicher befestigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wurde gefolgt. Das erarbeitete 
Entwässerungskonzept beinhaltet den 1. und 2. 
Bauabschnitt. 
 
 

05/5 

 

Natur- und Denkmalschutz: 
 

Zu dem Verfahren war bereits im Herbst 2014 sowie im 
Mai 2017 Stellung genommen worden. Inzwischen wur-
de die Planung aber in wesentlichen Bereichen geän-
dert, weshalb eine erneute Auslegung notwendig wurde. 
 

 
 
Im Rahmen der letzten Bebauungsplanentwurfs-
änderung wurde das Maß der baulichen Nutzung 
von bis zu 5 Stockwerken auf maximal 3 Stock-
werke + Staffelgeschoss reduziert. Darüber hin-
aus wurden die Baufenster angepasst und Bauli-

www.vsashop.ch
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Im überplanten Bereich im Gewann „Urtelengasse“ 
liegen weder rechtskräftig ausgewiesene Biotope noch 
andere Schutzgebiete. Bereits 2017 hatten wir darauf 
hingewiesen, dass der Bereich eine wichtige biotopver-
netzende Funktion zwischen den aus naturschutzfachli-
cher Sicht sehr wertvollen Wiesenarealen im Westen 
des Gebiets und den nordöstlich liegenden offenen 
Bereichen im Gewann Stutzenweiher hat. Wir gehen 
nach wie vor davon aus, dass zumindest entlang des 
Talgrabens, der weiter in den Bereich Stutzenweiher 
führt, Biotopvernetzungsfunktionen vorhanden sind und 
aus unserer Sicht gestärkt werden sollten. 
 
Inzwischen liegen zu dem Areal „Urtelen“ vertiefende 
Untersuchungen vor, die belegen, dass die betroffenen 
Grundstücke keine besonders hochwertigen Nahrungs-
habitate für Vogelarten sind. 
 
 
 
Nach wie vor haben wir hier aber Bedenken wegen der 
starken Zunahme der Versiegelung. Das Planungsbüro 
geht in seinem Grünordnungsplan zwar auf diesen  
Aspekt ein, würdigt und berücksichtigt dies aber nicht 
ausreichend genau in der Vorprüfung des Einzelfalls 
nach § 13a BauGB bzw. 3c UVPG. 
 
 
 
 
Der bereits in der Stellungnahme vom Herbst 2014 
erwähnte Aspekt des nahe liegenden Vogelschutz-
gebiets „Wiesenlandschaft bei Balingen“ sowie des 
FFH-Gebiets „Kleiner Heuberg und Albvorland bei 
Balingen“ wird nach Einschätzung der UNB unzu-
reichend berücksichtigt. Die von der Stadtverwaltung in 
den Unterlagen erwähnte artenschutzfachliche Prüfung 
kann nicht gleichzeitig als Natura-Prüfung gewertet 
werden. Hier besteht Nachbesserungsbedarf. 
Der Hinweis, dass hier zumindest der Luftraum als Nah-
rungshabitat erhalten bleibt, ist nicht ausreichend. 
 
Nördlich und direkt angrenzend an den überplanten 
Raum liegt der kleinräumig gesehen wertvolle Talraum 
mit dem Gewann Äublesgraben, der durch den Tal-
grabenbach geprägt ist. Der Talgraben selbst fließt 
nordöstlich des überplanten Gebiets in das flächenhafte 
Naturdenkmal „Stutzenweiher. Obwohl das Talgraben-
areal nicht von der geplanten Bebauung in Anspruch 
genommen wird, ist davon auszugehen, dass auch hier 
Umweltauswirkungen auftreten werden. 
 
Dieser Aspekt wurde in den vorgelegten Betrachtungen 
nicht ausreichend berücksichtigt. Zusammengefasst 
muss aus umwelt- und naturschutzfachlicher Sicht nach 
wie vor davon ausgegangen werden, dass durch die 
geplante dichte Bebauung erhebliche Umweltauswir-
kungen verursacht werden, die nicht kompensiert wer-
den. 
 
Insofern wird aus umwelt- und naturschutzfachlicher den 
Ausführungen die von der Stadt Balingen gewählte 

nien festgesetzt. Damit konnten zudem die 
Grundlagen für eine Konzeptvergabe geschaffen 
werden.  
 
Die Anregung wurde berücksichtigt. Für das 
Gebiet wurde eine spezielle artenschutzrechtli-
che Prüfung durchgeführt (SaP, Bericht 
29.08.2016). Das ermittelte Vorkommen über-
wiegend verbreiteter Arten der Siedlungsberei-
che mit insgesamt nur drei einzelnen Brutplätzen 
weist für die neu beanspruchten Flächen im 
Geltungsbereich nicht auf eine besondere Ver-
netzungsfunktion im Biotopverbund hin. Im Be-
bauungsplan sind dafür entsprechende arten-
schutzrechtliche Maßnahmen bestimmt. Der 
Grünzug des Talgrabens als langgestreckte 
Vernetzungsstruktur liegt außerhalb dem Gel-
tungsbereich. Der im äußersten Norden an den 
Talgraben angrenzende Teilbereich des Bebau-
ungsplans wird als Gewässerrandstreifen mit 
Pflanzbindung für Schutz und Entwicklung des 
Gewässers festgesetzt und entsprechend ge-
stärkt. 
 
Im Rahmen der Abwägung der verschiedenen 
öffentlichen Belange werden die Wohnbedürfnis-
se der Bevölkerung und die Belange der Innen-
entwicklung und Nachverdichtung sowie der 
sparsame Umgang mit Grund und Boden stärker 
gewichtet, als der Versiegelungsgrad und die 
damit verbundenen Umweltauswirkungen. Zur 
Minderung der Eingriffe durch die Versiegelung 
und zur Optimierung der Wohnqualität und des 
Stadtklimas wurden die nichtüberbaubaren 
Grundstücksflächen mit Pflanzgeboten versehen. 
Flachdächer sind nach den Vorgaben des Be-
bauungsplanes zu begrünen. 
 
Wie schon der Landschaftsplan zum Flächennut-
zungsplan, bewertet auch der Grünordnungsplan 
anhand vorhandener Bodenkennwerte den Be-
reich mit einer insgesamt mittleren, allgemeinen 
Bedeutung für den Naturhaushalt bzw. das 
Schutzgut Boden. Es werden Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen aufgezeigt, die im 
Bebauungsplan aufgenommen sind. Als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung werden Boden- 
und Flächenschutz maßgebend berücksichtigt. 
Die entsprechend § 7 UVPG (ehem. § 3c UVPG) 
durchgeführte Vorprüfung im Einzelfall – obwohl 
nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 5 
UVPG dem Grunde nach entbehrlich - beurteilt 
die einschlägigen, schutzgutbezogenen Kriterien 
für den Standort im nach Anlage 3 UVPG vorge-
gebenen Prüfkatalog entsprechend. 
 
Das Ergebnis der vorliegenden speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung ohne besondere Vor-
kommen relevanter Arten im strukturarmen Gel-
tungsbereich, die Vorbelastung des Gebiets 
durch vorhandene Bebauung, die relativ geringe 
Wirkungsintensität durch die geplante bauliche 
Nutzung i.V.m. der Entfernung zu den Schutzge-
bietsrändern sowie deren spezifischen Empfind-
lichkeit liefern insgesamt keine hinreichenden 
Hinweise auf erhebliche Beeinträchtigung der 
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Überplanung des Areals im Rahmen eines beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a i.V.m. § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB) kritisch gesehen. 
 
Artenschutz 
Der vorgelegte artenschutzrechtliche Fachbeitrag wird 
nicht beanstandet. 
 
Hinweise auf das Vorkommen besonders geschützter 
oder streng geschützter Arten sind dem Landratsamt 
aber für die östlich und westlich liegenden Areale be-
kannt. 
 
Hinweise: 

Angeregt wird auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 
Baugesetzbuch und § 74 der Landesbauordnung die 
Gestaltung der unbebauten Flächen der Baugrund- 
stücke (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) zu regeln: 
 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Maßnahmen zum Bodenschutz 

 
1. Stellplätze sowie die Zufahrten zu Stellplätzen und 
Garagen sind mit wasserdurchlässigen Materialien her-
zustellen (beispielsweise Fugenpflaster, Rasengitter). 
 
2. Flachdächer von Einzel- und Doppelhäusern sowie 
von Garagen sind extensiv mit regionalem Saatgut zu 
begrünen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Zum Schutz der ökologischen Leistungs- und  
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sowie zur Ver-
besserung des örtlichen Kleinklimas sind Freiflächen im 
Bereich privater Baugrundstücke – außer im Traufbe-
reich der Gebäude bis max. 0,5 m Breite – unversiegelt 
zu belassen, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu 
erhalten. 
 
4. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien 
(Folie, Vlies) sind nur zur Anlage von permanent mit 
Wasser gefüllten Gartenteichen zulässig. 
 
 
5. Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder  
sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen 
bedeckte Flächen, in welcher diese (Steine‚ Kies, Schot-
ter oder sonstige vergleichbare lose Materialschüttun-

Erhaltungsziele des Vogelschutzgebiets „Wie-
senlandschaft bei Balingen“ sowie des FFH-
Gebiets „Kleiner Heuberg und Albvorland bei 
Balingen“ – d.h. der maßgeblichen Lebensraum-
typen oder Lebensstätten von Arten. Eine wei-
tergehende Natura-Prüfung ist daher nicht erfor-
derlich und entfällt. 
 
Der Gewässerlauf befindet sich ca. 50 m nördlich 
außerhalb des Geltungsbereichs, und wird mit 
Ausnahme einer punktuellen Einleitung für Ober-
flächenwasser nicht berührt. Diese wurde vorab 
von der betreffenden Fachbehörde genehmigt.  
 
Der im äußersten Norden an den Talgraben 
angrenzende Teilbereich wird als Gewässer-
randstreifen mit Pflanzbindung festgesetzt. Un-
mittelbar nordöstlich davon verläuft der Talgra-
ben in einer ca. 180 m langen Verdolung in Rich-
tung FND „Stutzenweiher“.  
 
Erhebliche Umweltauswirkungen auf den Grün-
zug des Talgrabens sind angesichts der relativ 
geringen Wirkungsintensität durch die geplante 
bauliche Nutzung auf das Gewässer, der Vorbe-
lastung durch vorhandene Bebauung sowie 
mangels Inanspruchnahme des Talraums nicht 
erkennbar. Als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung folgt er somit den Maßgaben gem. § 1a 
BauGB i.V.m. §§ 13/13a BauGB. 
 
 
 
Verweis auf Punkt 3.1 der Örtlichen Bauvor-
schriften 
 
 
Verweis auf Punkt 10.1 der Planungsrechtlichen 
Festsetzungen. Da es sich bei der Dachflächen-
begrünung um keine Eingriffs- oder Ausgleichs-
maßnahme handelt, wird im Rahmen der Abwä-
gung auf die Verpflichtung zur Nutzung von regi-
onalem Saatgut zu Gunsten der Freiheit des 
Bauherrn und im Sinne einer Angebotsvielfalt-
verzichtet. Darüber hinaus gilt die Photovoltaik-
Pflicht-Verordnung vom 11.10.2021 (§ 6 Abs. 3 
PVPf-VO). 
 
 
Die Anregung ist sinngemäß unter Punkt 9.1 der 
Planungsrechtlichen Festsetzungen enthalten. 
 
 
 
 
 
 
Festsetzungen zur Bodenversiegelung sind be-
reits unter Punkt 9.1 der Planungsrechtlichen 
Festsetzungen sinngemäß enthalten. 
 
 
Verweis auf Punkt 9.1 der Planungsrechtlichen 
Festsetzungen.  
 
 



 

 
 

Seite 13 von 51 

 

gen) das hauptsächliche Gestaltungsmittel sind und 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen 
(Schottergärten), sind unzulässig. 
 
6. Die Freiflächen der Baugrundstücke müssen als mit 
Pflanzen bewachsene Grünflächen angelegt und unter-
halten werden. Es sind bevorzugt gebietsheimische 
Pflanzen (vgl. Pflanzlisten 1 bis …) zu verwenden.  
Abdeckungen von offenen Bodenflächen mit Schotter- 
oder Steinschüttungen sowie wasserundurchlässige 
Abdeckungen aller Art sind nicht zulässig, sofern sie 
nicht technisch erforderlich sind (z. B. Traufstreifen). 
Nicht begrünte Flächen sind auf das zulässige und not-
wendige Maß zu begrenzen und in den Planunterlagen 
des Baugesuchs mit ihrer Verwendung darzustellen. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung von Lichtverschmut-
zung 
 

Angeregt wird die Installation insektenfreundlicher  
Außenbeleuchtung. 

 
 
 
 
Verweis auf Punkt 9.1 der Planungsrechtlichen 
Festsetzungen. Die Anregung ist hier sinngemäß 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf den Punkt „Umweltschonende Be-
leuchtung“ in den Hinweisen zu den Planungs-
rechtlichen Festsetzungen. 

05a Schreiben vom 18.02.2022  

Eine erneute Anhörung der Gewerbeaufsicht ergab, 
dass die vorgebrachten Bedenken und Anregungen zum 
oben genannten Bebauungsplanverfahren berücksich-
tigt worden sind. 

Kenntnisnahme, dass die Anregungen der Ge-
werbeaufsicht angemessen berücksichtigt sind. 

 

06 Polizeipräsidium Reutlingen, Referat Prävention 

Schreiben vom: 02.12.2020 
 

 1. Sicherheit durch Stadtgestaltung 
 

Die Stadt Balingen beabsichtigt in integrierter Lage im 
Nordwesten der Balinger Kernstadt das 4,4 ha große 
Gebiet „Urtelen Teil 1“ als Wohngebiet auszuweisen. 
Das Baugebiet liegt sehr zentral zur Innenstadt, der 
Bahnhof und die Innenstadt sind fußläufig erreichbar. 
Die Bebauungskategorie Urbanes Gebiet sieht  
Nutzungsmischung vor. 
 
Die Lebensqualität der Menschen in Städten und Ge-
meinden ist wesentlich von der örtlichen Sicherheitslage 
und vom Sicherheitsempfinden des Einzelnen mitbe-
stimmt. Der öffentliche Raum spielt dabei die Rolle der 
Begegnungs- und auch der Kommunikationsstätte mit 
all seinen Ausprägungen an Mobilitäts- und Aufent-
haltsmöglichkeiten. Gerade dieser bietet aber auch 
Platz für Konflikte und Kriminalität. Die eigenen vier 
Wände stellen hierbei den Rückzugsraum der 
Menschen dar, der darüber hinaus noch einen 
 besonderen Schutzzweck erfüllen muss. 
  
Im Rahmen der Kampagne „Städtebau und Kriminal-
prävention“ bieten wir für Ihr Planungsvorhabens unsere 
Unterstützung an und stehen Ihnen für Fragen zur Aus-
gestaltung des funktionsgemischten Baugebietes, des 
öffentlichen Raums und insbesondere zum Schutz vor 
Wohnungseinbruch sehr gerne zur Verfügung.  
 
Das Ziel der Kriminalprävention ist es, bereits in der 
Planungsphase durch bauliche Maßnahmen Tat-
gelegenheiten zu reduzieren oder gar zu vermeiden und 
das subjektive Sicherheitsgefühl der Menschen zu  

 
 
Kenntnisnahme 
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stärken. 
 
2. Geplante Bebauung  
 

Innerhalb des Neubaugebietes sollen Mehrfamilien-
hausbauplätze sowie Bauplätze für Doppel- und  
Reihenhäuser und vereinzelt für Einfamilienhäuser an-
geboten werden. Entlang der Geislinger Straße sollen 
Bauplätze für Wohnen und Arbeiten entstehen. 
 
Die frühe Beteiligung an dem Planungsvorhaben ist 
seitens der Kriminalprävention sehr zu begrüßen, da in 
diesem Stadium eventuelle Anregungen noch un-
problematisch, auch aus Kostengründen, umgesetzt 
werden können.   
 
3. Bebauung und räumliche Anordnung  
 
3.1. Bautypenmischung 
 

Ein „Mehrgenerationenwohnen“ ist grundsätzlich mono-
strukturierten Wohngebieten vorzuziehen, da sich eine 
altersgemischte Siedlungsstruktur immer positiv auf das 
Gefüge eines Wohngebietes auswirkt. Das Thema  
soziale Kontrolle spielt hier eine große Rolle.   
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes sieht ein allgemei-
nes Wohngebiet und ein urbanes Gebiet vor. Geplant ist 
die Durchmischung von Wohnformen für alle Bevölke-
rungsgruppen sowie Wohnformen im niedrigen Preis-
segment, was sehr zu begrüßen ist. Eine altersgemisch-
te Bewohnerschaft stellt sicher, dass das Wohngebiet 
zu allen Uhrzeiten belebt ist und nicht nur beispiels-
weise frühmorgens und abends nach der Arbeit. Die 
soziale Struktur kann dazu beitragen, dass innerhalb der 
Bewohnerschaft das Interesse am eigenen Wohnumfeld 
verbessert wird und sich ein soziales Zusammen-
gehörigkeitsgefühl entwickelt.  
 
Die Ausbildung funktionsgemischter städtebaulicher 
Strukturen bietet in vielerlei Hinsicht Vorteile. Das  
urbane Gebiet trägt durch die Funktionsmischung zur 
Belebung des Straßenraumes bei, was gerade in Bezug 
auf die größere Sicherheit im öffentlichen Raum wichtig 
ist, da die Bereiche mit verschiedenen Nutzungen zu 
allen Tageszeiten belebt und damit auch sozial kontrol-
liert sind. Die angestrebte Mischung aus Wohnen,  
Arbeiten, Versorgung, Bildung und Kultur ist aus Sicht 
der Kriminalprävention sehr zu begrüßen. Die Mischung 
führt zu einer Dauerhaften Belebung des Areales, was 
wiederum das Sicherheitsgefühl stärkt. 
 
Anzumerken ist, dass in Mischgebieten die zulässige, 
höhere Dichte dazu führen kann, dass der den  
Wohnungen zugeordnete Freiraum fast vollständig für 
allgemeine Nutzung, zum Beispiel für Spielplätze, in 
Anspruch genommen wird.  
 
3.2 Klare Strukturierung  
 

Eine deutliche räumliche Strukturierung für private, 
halböffentliche und öffentliche Bereiche ist sehr wichtig, 
um die Nutzungsberechtigungen und -beschränkungen 
klar zu definieren. Werden die Grenzen der verschiede-
nen Bereiche akzeptiert und toleriert, kommt es zu we-
niger Störungen und Konflikte können vermieden  

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Der Bebauungsplan wirkt durch seine klar defi-
nierten Nutzungsstrukturen, gegliedert in öffent-
lich und private Bereiche, auf eine räumliche 
Trennung der einzelnen Gebietsstrukturen hin.  
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werden.  
 
Eine ungepflegte und vernachlässigte Wohnumgebung 
erweckt den Anschein, dass sich niemand für den Raum 
interessiert. Dies wirkt sich negativ auf das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Bewohner und Besucher aus. Des 
Weiteren bevorzugen Straftäter solche Gegenden. 
 
4. Sicher Wohnen 
 
4.1. Orientierung, Zugänge und räumliche An-
ordnung der Gebäude 
 

Eine gute Orientierung und Sichtbarkeit der  
Erschließungswege und Hauseingänge sind zur Ver-
meidung von Unsicherheitsgefühlen vor allem für ältere 
Bewohner sehr wichtig. Wege sollten übersichtlich an-
geordnet, ausreichend beleuchtet und genügend breit 
sein, es wird angeregt, dies eventuell für den geplanten 
Fußweg (F) zu beachten. Zu schmale und dunkle Wege 
werden erfahrungsgemäß gemieden. 
      

     
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus-
schni
tt 
An-
lage 

6 und Anlage 3 der Vorlage 
 
Dies sollte auch bei der Bepflanzung berücksichtigt 
werden. Die Flächen zwischen den Gebäuden sollten 
freie Blickbeziehungen und Transparenz bieten. Die 
Gruppierung von Wohngebäuden und die Anordnung 
der Fenster hin zu den Straßen, Wegen und Freiflächen 
erhöht die Sozialkontrolle.  
 
4.2. Einfamilienhäuser / Doppelhäuser (WA3, zwei-
geschossig) Anl. 05, Ziff. 13.4 
 

Um innerhalb des Wohngebietes eine breite Palette an 
möglichen Wohnformen zu bieten, werden vereinzelt 
freistehende Bauplätze für Einfamilien- und Doppelhäu-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme  
Unter Punkt 3.2 und 3.3 der Örtlichen Bauvor-
schriften werden Gestaltungsregelungen zu 
Einfriedungen, Böschungen und Stützmauern 
getroffen. Dadurch werden auf freie Sichtbezie-
hungen zum Straßenraum hingewirkt.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sicherungstechnik ist nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanverfahrens. Auf das Baugenehmi-
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ser angeboten. In vielen Fällen wird bei der Planung, 
häufig aus finanziellen Gründen, Sicherungstechnik und 
somit der Einbruchschutz nur unzureichend beachtet. 
Bei Einbruchschutzberatungen an Neubauten wird dann 
festgestellt, dass Fenster und Fenstertüren mit  
Standardbeschlägen, die den Bauherren als Grund-
sicherheit verkauft wurden, ausgestattet sind. Für den 
von der Polizei empfohlenen Einbruchschutzwiderstand 
(RC2) sind dann an den neuen Fenstern kosten-
intensive Nachrüstungen erforderlich. Wird die  
Sicherungstechnik von Anfang an in der Planung be-
rücksichtigt, ist dies billiger und effektiver, als wenn 
nachgerüstet werden muss.  
(Siehe hierzu Nr. 7) 
 
4.3. Mehrfamilienhäuser (WA1 und WA2, dreige-
schossig mit möglichem Satteldach) 
 

Zur Deckung des aktuellen Wohnbedarfes sind Mehr-
familienhäuser vorgesehen. Die Verteilung der Mehr-
familienhausbauplätze, somit die Durchmischung der 
Wohnformen innerhalb des Baugebietes, ist laut Entwurf 
des Bebauungsplanes angestrebt und aus kriminal-
präventiver Sicht auch wünschenswert.  
 
4.3.1. Gebäudeaußenseiten / Aufstiegsmöglichkeiten 
für Straftäter 
 

Bereits bei der Planung sollte darauf geachtet werden, 
dass gerade an Geschossbauten äußere Aufstiegshilfen 
im Bereich der Balkone vermieden werden. (Regenfall-
rohre unmittelbar neben den Balkonen, nach oben  
führenden Stützen / Pfeiler aus rein optischen Gründen). 
Diese baulichen Gegebenheiten werden regelmäßig von 
Wohnungseinbrechern als Aufstiegshilfe genutzt. 
 
4.3.2. Eingänge zu den Mehrfamilienhäusern 
 

Eingänge, die dunkel oder unübersichtlich sind oder tote 
Winkel aufweisen, sorgen für ein Unsicherheitsgefühl 
bei den Bewohnern sowie Besuchern. Solche Bereiche 
verringern auch das Entdeckungsrisiko für Straftäter. 
Eine ausreichende Beleuchtung, die im Innen- und  
Außenbereich durch Dämmerungsschalter gesteuert ist, 
trägt zur besseren Überschaubarkeit bei.  
 

 
Abb.: Beispiel für unsicher empfundene Orte 
Quelle: Kriminalprävention im Städtebau, Dr. Anke 
Schröder 
 
Erfahrungsgemäß sind Haupteingänge bei Mehr-
familienhäusern oft ein Schwachpunkt, weil  
unberechtigte Personen hier relativ leicht die Möglichkeit 

gungsverfahren wird verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verortung der Dachflächenentwässerung ist 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 
Derartige Hinweise sind Sache des Baugeneh-
migungsverfahrens. 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan trifft keine Aussagen zur 
Konzipierung der Beleuchtung oder zur Gestalt 
und Ausführung der jeweiligen Türanlagen. Der-
artige Hinweise können im Rahmen der Bauge-
nehmigung berücksichtigt werden.  
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haben, in ein Haus zu gelangen. Daher kann bereits bei 
den Planungen berücksichtigt werden, dass Haupt- und 
Nebeneingänge mit Türschließern sowie selbst-
verriegelnden Panikschlössern mit entsprechenden 
Türöffnungsfunktionen ausgestattet werden. Diese ver-
riegeln Türen selbsttätig. Der automatische Riegelaus-
schluss gewährleistet, dass die Tür automatisch ver-
schlossen wird. Verschlossene Türen sorgen dafür, 
dass unberechtigte Personen nicht ungehindert ins 
Haus gelangen können. Durch die Panikfunktion lässt 
sich die Tür jederzeit durch einfaches Betätigen des 
Türdrückers in Fluchtrichtung öffnen, des Weiteren ist 
eine mechanische Öffnung über den Profilzylinder von 
außen jederzeit möglich. Sollten Glasfüllungen geplant 
sein, wird durchwurfhemmendes Glas (P4A) empfohlen. 
 
4.3.3. Wohnungsabschlusstüren 
 

Es wird empfohlen, bereits für die Ausschreibungen 
Wohnungsabschlusstüren mit der Widerstandsklasse 
RC2 (DIN EN 1627 – 1630) als Standard festzulegen. 
 
4.3.4. Kellerräume / Kellerbereich 
 

Keller vermitteln den Bewohnern oft ein unbehagliches 
Gefühl. Die Angst kann sich noch erhöhen, wenn diese 
Bereiche dunkel und durch verwinkelte Gänge, tote 
Winkel und lange Flure unübersichtlich sind. Kellerräu-
me werden meist nicht stark frequentiert, so dass sich 
Unberechtigte unentdeckt dort aufhalten können.  
Gerade in Kellern besteht so die Gefahr von Einbruch 
und Vandalismus oder sogar von Brandstiftung.  
 
Bei übersichtlich gestalteten Kellern mit ausreichender 
Beleuchtung haben Unberechtigte weniger die Möglich-
keit sich zu verstecken. Um Einbrüchen in Kellern vor-
zubeugen, sollten die Wände massiv oder aus stabilem, 
undurchsichtigem Material gebaut werden. Damit wird 
die ungehinderte Einsicht in die Kellerräume verhindert, 
es kann nicht sofort festgestellt werden, ob sich ein 
Einbruch lohnt. Die Türen sollten entsprechend mit 
wirksamen Türschlössern ausgerüstet werden. Auf 
Kelleraußeneingänge soll so weit wie möglich verzichtet 
werden. Dies erhöht die Übersichtlichkeit und erschwert 
möglichen Straftätern den Zugang. 
 
4.3.5. Unterstellmöglichkeiten für Abfallbehälter 
 

Sofern geplant, sollten Nutzräume und Unterstell-
möglichkeiten für die Mülleimer, insbesondere im Be-
reich der Mehrfamilienhäuser, abschließbar und nicht in 
unbelebten und unübersichtlichen Bereichen abseits der 
Wege oder der Gebäude angeordnet sein.  
Abfalleimer in unübersichtlichen Bereichen bergen die 
Gefahr der „illegalen“ Müllablage. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gestalt und Ausführung von Kellerräumen 
sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
rens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan legt keine Bereiche für die 
Unterbringung von Abfallbehälter fest.  
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Abb.: Beispiel für unsicher empfundene Orte 
Quelle: Kriminalprävention im Städtebau, Dr. Anke 
Schröder 
 
5. Zentraler Quartiersplatz 
 

Laut Anlage 03 zur Vorlage 2020/275 ist geplant, zentral 
einen Quartiersplatz anzulegen, um die „neue Mitte“ 
städtebaulich zu betonen.  
 
Die Gestaltung von Spielplätzen, Außenanlagen und 
Freiflächen spielt aus Sicht der Kriminalprävention eine 
wichtige Rolle. Wenn die Freiflächen von den  
Bewohnern angenommen werden, sorgt dies für eine 
Belebung der Bereiche.  
 
Gemeinschaftseinrichtungen auf dem Quartiersplatz 
(zum Beispiel Sitzmöglichkeiten) fördern die Kontakt-
möglichkeiten der Bewohner. 
 
Daher sollte großer Wert auf die Außengestaltung ge-
legt werden und Mobiliar sowie auch Kinderspiel-
möglichkeiten für Besucher eingeplant werden. Das 
Mobiliar sollte vandalismusresistent sein. Die soziale 
Kontrolle mindert wesentlich die Tatgelegenheiten in 
diesen Bereichen.  
 
Grundsätzlich sollten bei der Planung und Gestaltung 
mögliche Verstecke in diesem Bereich vermieden  
werden. Eine Beteiligung der Mieterinnen und Mieter zur 
Pflege der Anlagen kann zur Identifikation beitragen und 
somit die Wohnzufriedenheit fördern.  
 
Die Bepflanzung sollte der Außenanlage Struktur geben, 
jedoch keine unübersichtlichen Nischen schaffen. He-
cken- und Strauchbepflanzung sollte klein gehalten 
werden, um die Übersichtlichkeit des Bereichs zu ge-
währleisten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Die Wahl der Materialien, die Spielgeräte und die 
Möblierung sind Bestandteil der Ausführungspla-
nung und nicht Inhalt des Bebauungsplanes. Die 
Hinweise werden entsprechend weitergegeben. 
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Abb.: Beispiel für unsicher empfundene Orte 
Quelle: Kriminalprävention im Städtebau, Dr. Anke 
Schröder 
 
 

 
6. Beleuchtung 
 

Es wird empfohlen, die Beleuchtung der Wege und 
Gebäude so zu konzipieren, dass es keine dunklen 
Bereiche gibt und die Wege und Eingänge bei Dunkel-
heit vollständig ausgeleuchtet sind. Eine mangelhafte 
Beleuchtung fördert das Unsicherheitsgefühl, durch 
unzureichende Beleuchtung können Angsträumen ent-
stehen. 
 
Auch innerhalb der Mehrfamilienhäuser, insbesondere 
in den Kellerräumen, sind dunkle Bereiche zu vermei-
den.  
 
7. Tiefgaragen (Anlage 05 zur Vorlage 2020/275, Ziff. 
13.6) 
 

Offene Stellplätze sind zulässig. Um aber ausreichende 
Frei- und Aufenthaltsflächen für die Bewohner im neuen 
Quartier zu schaffen, ist das planerische Ziel, den  
ruhenden Verkehr in Tiefgaragen unterzubringen.  
 
Die neuralgischen Punkte einer Tiefgarage sind die 
Zufahrt, Wege und Zugänge zu den Treppenhäusern 
und die Stellplätze. Menschen meiden aus Angst vor 
Überfällen und Diebstählen Tiefgaragen, auch wenn 
dies nicht dem objektiven Kriminalitätslagebild und der 
tatsächlichen Gefährdung entspricht. Orte, an denen 
Menschen sich unwohl fühlen, werden dann gemieden. 
 
Beim Bau von Tiefgaragen sollte beachtet werden, dass 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tiefgaragen sind grundsätzlich zulässig und 
städtebaulich wünschenswert. Der Bebauungs-
plan ermöglicht ergänzend auch offene Stellplät-
ze, so dass die Kostenseite (‚bezahlbarer Wohn-
raum‘) und die Nutzungsgewohnheiten ange-
messen berücksichtigt werden. Darüber hinaus 
wird auf die Konzeptvergabe und auf die Bauge-
nehmigungsebene verwiesen.  
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das Sicherheitsgefühl durch verwinkelte, im Schatten 
unzureichender Beleuchtung liegender Bereiche, zu 
niedrige Decken, Vandalismus und Menschenleere in 
den Nachtstunden häufig beeinträchtigt wird.  
 
Empfohlen wird daher eine ausreichende und konstante 
Beleuchtung. Beim Anstrich der Tiefgarage sollte helle 
Farbe verwendet werden. 
 
Wichtig ist, den unkontrollierten Zugang zu den Wohn-
bereichen soweit wie möglich zu verhindern.  
 
Notausgänge sollten unter Beachtung der gesetzlichen 
Auflagen von innen ohne und von außen nur mit 
Schlüssel zu öffnen sein.  
 
Die Zufahrten sollten durch Rolltore mit möglichst kurzer 
Nachlaufzeit gesichert werden, so dass potentiellen 
Straftätern der Zugang möglichst erschwert wird.  Des 
Weiteren sollte die Zufahrt baulich und im Hinblick auf 
die Bepflanzung so gestaltet sein, dass sich Straftäter 
nicht verstecken und nach Ausfahrt eines Fahrzeuges 
unbefugt in die Tiefgarage begeben können. 
 
8. Fahrradabstellplätze 
 

Obwohl Fahrräder in den letzten Jahren einen  
kontinuierlichen Auftrieb erfahren, passen sich die ent-
sprechenden Abstellmöglichkeiten nur langsam an. 
Soweit ersichtlich, sind Fahrradabstellplätze in der  
bisherigen Planung noch nicht berücksichtigt. 
 
Fahrradständer sollten in ausreichender Anzahl, wenn 
möglich überdacht, in einsehbaren Bereichen, am  
besten in der Nähe der Hauseingänge, bereitgestellt 
werden. Dadurch wird das Entdeckungsrisiko für  
mögliche Straftäter erhöht, zudem erhöht sich das Si-
cherheitsgefühl für die Benutzer.  
 
Empfohlen werden massive Bügel o. ä., an denen ein 
Teil des Rahmens angeschlossen werden kann. Unver-
schlossene oder mangelhaft gesicherte Fahrräder an 
Fahrradabstellplätzen wecken das Interesse vieler Ge-
legenheitstäter. 
 
Eine ausrei-
chende 
Dauer-
beleuchtung 
in den 
Dämme-
rungs- und 
Nachtstun-
den ist 
unverzicht-
bar.  
 
Für die Nachtstunden oder längere Unterbringung von 
Fahrrädern, gerade im Bereich von Wohnanlagen ist die 
Einrichtung von abschließbaren Fahrradkellern, durch-
aus auch mit Ladestationen, vorzuziehen. 
 
6. ÖPNV 
 

Eine Erreichbarkeit von Haltestellen ist gewährleistet, 
die Bushaltestellen Geißlinger Straße / Steinenbühl und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Informationen können im 
Rahmen der Konzeptvergabe oder beim Grund-
stücksverkauf weitergeben werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Auch der Bahnhof ist fußläufig erreichbar. 
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Karpfenstraße sind fußläufig erreichbar. 
 
7. Schutz vor Einbruch / Kriminalpolizeiliche Bera-
tungsstelle 
 

Mit Sicherungstechnik kann präventiv dem Wohnungs-
einbruch entgegengewirkt werden. Wird die Sicherungs-
technik von Anfang an in der Planung berücksichtigt, ist 
dies billiger und effektiver als wenn im Nachhinein 
nachgerüstet werden muss. Ich möchte daher darauf 
hinweisen, dass das Referat Prävention bereits im 
Rahmen der Planung Auskunft bezüglich sinnvoller 
Maßnahmen zum Thema Einbruchschutz gibt. 
  
Wir bieten konkrete Informationen zu mechanischen und 
elektronischen Sicherungsmöglichkeiten, des Weiteren 
kostenlose Bauplanberatungen nach Terminabsprache 
an.  
 
Wir empfehlen die Weitergabe dieser Information auch 
an die Architekten und Bauherren des Plangebiets. 
Zudem sind wir gerne bereit, Sie kostenlos und unver-
bindlich bezüglich eines individuellen Sicherungs-
konzeptes, auch im Rahmen eines Vortrages, zu bera-
ten.  

Sicherungstechnik ist nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanverfahrens.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

06a Schreiben vom 15.03.2022  

Zum Bebauungsplan „Urtelen Teil 1“ in Balingen habe 
ich keine neuen Anregungen zu der am 02.12.2020, zu 
Ihrem Zeichen Vorlage Nr. 2020/275, übersandten Stel-
lungnahme von Herrn Schmid vorzubringen. 

Kenntnisnahme – keine neuen Anregungen. 

 

07 Bodensee-Wasserversorgung, Stuttgart 

Schreiben vom: 03.11.2020 

 

 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vor-
handene noch geplante Anlagen der BWV. Es werden 
daher keine Bedenken erhoben. 
 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforder-
lich. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Die Bodensee-Wasserversorgung wird am Ver-
fahren nicht weiter Beteiligt 

 

08 Netze BW GmbH, Externe Planungsverfahren 

Schreiben vom: 02.11.2020 

 

 Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplans unter-
halten bzw. planen wir keine elektrischen Anlagen und 
keine Gasversorgungsanlagen. Wir haben daher zum 
Bebauungsplan keine Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen. 
 
Abschließend bitten wir uns nicht weiter am Verfahren 

zu beteiligen. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Die Netze BW GmbH wird am Verfahren nicht 
weiter Beteiligt 

 

09 Netze BW GmbH, Netzentwicklung Süd 

Schreiben vom: 09.12.2020 

 

 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes unterhalten 
und planen wir derzeit keine Versorgungseinrichtungen. 

Kenntnisnahme 
 

 

10 Deutsche Telekom Technik GmbH  
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Schreiben vom: 10.11.2020 

 Die Telekom baut das NBH in FTTH aus. Die entspre-
chenden Vorplanungen laufen bereits. 

Kenntnisnahme 

10a Schreiben vom 07.02.2022  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom 
genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, 
alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die erforderlichen      
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung     
nehmen wir wie folgt Stellung: 
  
Wir danken für die wir Zusendung der Unterlagen zum 
Bebauungsplan „Urtelen , Balingen“. 
  
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien 
der Telekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. 
  
Bitte lassen Sie uns den Baubeginn sofort nach bekannt 
werden zukommen. So entstehen keine Verzögerungen. 
  
Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur 
Errichtung eigener Telekommunikationslinien im Bauge-
biet. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom 
eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hinter-
grund behält sich die Telekom vor, bei einem bereits 
bestehenden oder geplanten Ausbau einer Telekommu-
nikationsinfrastruktur durch einen anderen Anbieter auf 
die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die 
Versorgung der Bürger mit Universaldienstleistungen 
nach § 78 TKG wird sichergestellt. 
  
Für einen eventuellen Ausbau des Telekommunika-
tionsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßen-
bau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträ-
ger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im Brief-
kopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindes-
tens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-
den. 
  
Bitte lassen Sie uns nach bekannt werden der Straßen-
namen und Hausnummern diese umgehend zukommen. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Telekom Deutschland GmbH wird über den 
Baubeginn in Kenntnis gesetzt. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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11 terranets bw GmbH 

Schreiben vom: 02.11.2020 
 

 Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanes (gilt nur 
für den rot markierten Bereich) liegen keine Anlagen der 
terranets bw GmbH, so dass wir von dieser Maßnahme 
nicht betroffen werden. 
 
Eine Beteiligung am weiteren Verfahren ist nicht erfor-
derlich. 
 

 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Die terranets bw GmbH wird am Verfahren nicht 
weiter Beteiligt 

 

12 TransnetBW GmbH 

Schreiben vom: 24.11.2020 
 

 Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit 
unserer Leitungsdokumentation abgeglichen. 
Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Urtelen" in Balingen betreibt und plant die TransnetBW 
GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen 
vorzubringen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist 
nicht erforderlich. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Die TransnetBW GmbH wird am Verfahren nicht 
weiter Beteiligt 

 

13 Vodafone BW GmbH 

Schreiben vom: 19.11.2020 
 

 Gegen die o.a. Planung haben wir keine Einwände. 
Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht geplant. 

Kenntnisnahme 

 

14 Stadt Geislingen 

Schreiben vom: 19.11.2020 
 

 Der o.g. Bebauungsplan in Balingen berührt unsere 
Aufgabenbereiche nicht. Wir haben daher keine Beden-
ken bzgl. der Aufstellung und wünschen dem Verfahren 
einen erfolgreichen Verlauf. 

Kenntnisnahme 
 

 

15 Amt für öffentliche Ordnung – Straßenverkehrsbe-
hörde 

Schreiben vom: 11.12.2020 

 

 Nach Anhörung des Polizeipräsidiums Reutlingen be-
stehen aus Sicht der Verkehrsbehörde grundsätzlich 
keine Bedenken. 
 
An dieser Stelle wird jedoch auf die ständigen Konflikt-
punkte in Neubaugebieten verwiesen.  
 

Kenntnisnahme 
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Diese sind: 
- eine nicht ausreichende Zahl von Stellplätzen auf pri-
vatem Grund 
- ein zu geringer Straßenquerschnitt der Erschließungs-
straßen 
- eine Beeinträchtigung der öffentl. Verkehrsflächen 
durch Randbepflanzungen mit Hecken 
- eingeschränkte Sichtfelder an den Einmündungen 
durch Grundstückseinfriedungen 
- Behinderungen beim Ausfahren aus privaten Stellplät-
zen und Garagen durch parkende Fahrzeuge 
- Behinderung großer Fahrzeuge beim Abbiegen durch 
Grenzbebauung mit festen Einfriedungen, so dass kein 
überstreichbarer freier Raum übrigbleibt. 
 
Deshalb sollten 
- auch auf relativ kleinen Baugrundstücken bzw. bei 
Wohnungen möglichst zwei Stellplätze je Wohneinheit 
vorgesehen sein (da i. d. R. zwei Berufstätige je Haus-
halt automobil sind, künftig die Kinder ebenfalls auto-
mobil werden und hierdurch ein erhöhter Parkplatzbe-
darf entsteht) 
 
 
 
 
 
 
- die Erschließungswege so dimensioniert werden, dass 
Not- und Rettungswege trotz geparkter Fahrzeuge be-
fahrbar bleiben (gilt auch für Fahrzeuge der Abfallent-
sorgung) 
 
 
- Regelungen zur Einfriedung getroffen werden, die die 
Befahrbarkeit der Straßen und ausreichend große Sicht-
felder (Annäherungs- und Anfahrsicht) an Einmündun-
gen sicherstellen 
 
- dem angedachten Spiel-/Aufenthaltsraum auf der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Quartiersplatz) eine  
Sicherheit in der Form bieten, dass keine Sichtbeein-
trächtigungen entstehen 
 
- Einfriedungen nur bis zu einer maximalen Höhe von 
0,80 m gestattet werden, u. a. zur Gewährleistung der 
geforderten Sichtverhältnisse 
 
- Schaffung ausreichender Parkflächen im öffentlichen 
Verkehrsraum, welche auch für Besucher zugänglich 
bleiben sollten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im vorliegenden Bebauungsplanentwurf wird an 
einem Stellplatzschlüssel von 1,5 Stellplätzen je 
Wohneinheit festgehalten. Die Parkierung soll 
überwiegend in Tiefgaragen nachgewiesen wer-
den, was dem Grundsatz des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden entspricht. So ist 
angedacht, dass ein Stellplatz je Wohnung in 
einer Tiefgarage untergebracht werden soll, die 
restlichen 0,5 Stellplätze aus Kostengründen 
dagegen oberirdisch. 
 
 
Die Straßen entsprechen in ihrem Ausbau mit 
eine Breite von 6,0 m sowie beidseitigen Geh-
wegen dem Stand der Technik und den aktuell 
gültigen Regelwerken für Quartiers- und Er-
schließungsstraßen.  
 
Verweis auf Örtliche Bauvorschriften Kapitel 3.2 
und 3.3 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Verweis auf Örtliche Bauvorschriften Kapitel 3.3 
 
 
 
Verweis auf Örtliche Bauvorschriften Kapitel 6 
Die Stellplatzverpflichtung gemäß § 37 Abs. 1 
LBO wurde von 1 auf 1.5 erhöht.  

 

16 FKM Buster GmbH, Holländer Straße 18, 68219 
mannheim, vertreten durch Rechtsanwalt Olaf 
Konzak, Kanzlei Friedrich Graf von Westphalen & 
Partner mbB, Agrippinawerft 24 in 50678 Köln 

Schreiben vom 11.12.2020 

 

 Wie der Stadt Balingen bekannt ist, vertreten wir in 
obiger Angelegenheit die rechtlichen Interessen der 
Firma FKM Buster GmbH, Holländer Straße 18, 68219 
Mannheim, vertreten durch den Geschäftsführer Dr. 
Mathias Glass, ebda. Unsere Mandantin besitzt in un-
mittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet,,Urtelen" in 
der Geislinger Straße 99/1, Flurstück-Nr. 2889 ein Be-
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triebsgrundstück, auf dem sie eine Abfallentsorgungsan-
lage betreibt. Namens und im Auftrag unserer Mandan-
tin wird zum Entwurf des Bebauungsplanes,,Urtelen" in 
der vom Gemeinderat am 20.10.2020 gebilligten Fas-
sung im Rahmen der ÖffentlichkeitsbeteiIigung im Ein-
zelnen wie folgt Stellung genommen: 

16/1 1 Fehlende Voraussetzungen nach § 13a BauGB 

Es bestehen rechtliche Bedenken gegen die Anwen-
dung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a 
BauGB, weil bei genauerer Betrachtung die Vorausset-
zungen dafür nicht gegeben sind. 
 
1.1 Fehlende Voraussetzung der Innenentwicklung  

Nach § 13a Abs. I BauGB kann allein ein Bebauungs-
plan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die 
Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innen-
entwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Die Stadt 
Balingen geht vorliegend fälschlich davon aus, dass der 
Bebauungsplan „Urtelen“ als ein Bebauungsplan der 
Innenentwicklung qualifiziert werden könne und damit 
das beschleunigte Verfahren anwendbar sei.  
 
Eine „lnnenentwicklung“ findet vorliegend allerdings 
gerade nicht statt.  
 
Es ist in der Rechtsprechung des BVerwG geklärt, dass 
räumlich eine Innenentwicklung nur innerhalb eines 
Siedlungsbereichs zulässig ist. Vom Siedlungsbereich 
können nur solche Flächen erfasst sein, die von einem 
tatsächlichen Siedlungsbereich mit dem Gewicht eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteils umschlossen 
werden. Die äußeren Grenzen des Siedlungsbereichs 
dürfen durch den Bebauungsplan nicht in den Außen-
bereich erweitert werden. Für die Bestimmung der 
Grenzen des Siedlungsbereichs kommt es nicht auf die 
gemeindliche Planung oder gar den Flächennutzungs-
plan an. Maßgeblich sind vielmehr allein die tatsächli-
chen Verhältnisse vor Ort.  
 
Die Betrachtung der tatsächlichen Verhältnisse führt 
vorliegend zu dem Ergebnis, dass das avisierte Plan- 
gebiet nicht innerhalb eines Siedlungsbereichs liegt, 
sondern dem Außenbereich zuzuordnen ist, weshalb 
der Bebauungsplan „UrteIen“ keine Innenentwicklung, 
sondern eine planerische Entwicklung einer Außenbe-
reichsfläche im Sinne von § 35 BauGB bedeutet.  
 
Das Plangebiet des Bebauungsplans „Urtelen“ zwischen 
der Geislinger Straße und der Urtelengasse ist bereits 
deswegen nicht dem vorhandenen Siedlungsbereich 
zuzurechnen, weil es gerade nicht auf allen Seiten von 
Bebauung umgeben ist. Das Plangebiet ist nämlich im 
Westen unbebaut und zieht sich entlang der Urtelen-
gasse und der Grünflächen um den Kaltenbrunnenbach 
und den Äubelsgraben in den breiten Außenbereich 
außerhalb der Siedlung und ist damit als Fortsetzung 
eines Grünzuges“ zu betrachten. Dass die Urtelengasse 
im Westen das Plangebiet von den Grünflächen um den 
Äubelsgraben trennt, führt zu keiner anderen Beurtei-
lung. Denn die Urtelengasse grenzt auf der einen Seite 
nur kurz vor der Kreuzung zur Geislinger Straße und auf 
der anderen Seite kurz vor der Ortsausfahrt sehr gering-
fügig an eine Bebauung an. Ansonsten ist die Urtelen-
gasse beidseitig offen und steht einer Verbindung des 
Plangebiets mit dem sich in den Westen ziehenden 

 
 
 
 
 
 
 
Die Anwendungsvoraussetzungen gemäß §13a 
Abs.1 Satz 2 Nr. 1 BauGB, den Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren durchzuführen, sind 
vorliegend gegeben. Überplant werden dürfen 
Flächen, die von einem Siedlungsbereich mit 
dem Gewicht eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils umschlossen werden, was vorliegend 
der Fall ist. Durch die Planung werden die äuße-
ren Grenzen des Siedlungsbereichs nicht in den 
Außenbereich hinein erweitert. Das Plangebiet 
liegt innerhalb der Ortslage. 
 
Mit der Planung werden Maßnahmen der Innen-
entwicklung umgesetzt und die Voraussetzungen 
für die Nachverdichtung geschaffen. Die Planung 
trägt dazu bei, dass der erschlossene, innerörtli-
che Zusammenhang weiterentwickelt wird und 
damit den Anforderungen an einen sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden sowie dem 
Schutz der freien, unbebauten Landschaft Rech-
nung getragen werden kann. Sie dient auch der 
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum. Der 
Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich 
für die Siedlungstätigkeit wird entgegengewirkt. 
 
Das Plangebiet ist fast vollständig von 4 Seiten 
von Bebauung bzw. überplanten Innenbereich 
umgeben. Es handelt sich um eine im Siedlungs-
körper integrierte Lage.  
 
Der Bebauungsplan „Urtelen Teil 1“ ist zum 
Großteil von bestehender Bebauung umgeben, 
es handelt sich um eine im Siedlungskörper 
integrierte Lage, im städtebaulichen Zusammen-
hang gelegen. Die Anwendung von § 13a Abs. 1 
Satz 2 Nr.1 ist zulässig. 
 
Westlich des Plangebietes befindet sich der 
Bebauungsplan „Talstrasse / Urtelengasse“ 
(Rechtskraft 20.01.2996) sowie weiter nördlich 
der Bebauungsplan „Äublesstraße 2905“ 
(Rechtskraft 22.06.1956). Zwischen den beiden 
Bebauungsplänen verläuft der Kaltenbrunnen-
bach innerhalb einer ca. 90 m breiten Grünflä-
che. Die Grünflächen sind zum Großteil in Pri-
vatbesitz und werden als Gartenanlagen genutzt. 
Ein ausgewiesener regionaler Grünzug oder eine 
Grünzäsur liegt für diesen Bereich nicht vor. Des 
Weiteren grenzt im Süden der Baulinienplan 
„Hinter dem Heuberg nördliche Talstrasse“ 
(Rechtskraft 30.04.1958) und „Hinter dem Heu-
berg“ (Rechtskraft 10.05.2057) an das Plange-
biet an. Im Norden befindet sich ein Gewerbege-
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Außenbereich nicht entgegen. Vielmehr besteht in so 
einem Fall nach der Rechtsprechung des BverwG die 
Regelvermutung, dass die jenseits an eine in den  
Außenbereich führende Straße angrenzenden unbebau-
ten Grundstücke ebenfalls zum Außenbereich zählen.  
 
Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine Grün-
fläche, die frei von Bebauung ist und lediglich landwirt-
schaftlich als Pferdekoppel genutzt wurde, was eben-
falls für den Charakter eines Außenbereichs spricht. 
Zudem haben die besagten Grünflächen mit einer  
Fläche von ca. 4,4 ha im Bereich des Plangebiets  
„Urtelen 1“ sowie zusätzlich ca. 1,6 ha im künftig vorge-
sehenen Plangebiet „Urtelen 2“ eine solche beachtliche 
Größe, dass ihnen zusammen eine eigene außenbe-
reichstypische Prägung zukommt. Bereits deswegen ist 
nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse in der Ge-
samtbebauung der Eindruck der Zusammengehörigkeit 
zwischen dem unbebauten Plangebiet und dessen 
Randbebauung nicht gegeben. Damit ist auch nach dem 
optischen Gesamteindruck eine eigenständige unbe-
baute Fläche mit Außenbereichsprägung festzustellen. 
Folglich kann auch wegen der Größe des Gebiets die 
gegebene Randbebauung nördlich, östlich wie südlich 
nicht eine Prägung im Siedlungsgefüge bedeuten.  
 
Gegen das Vorliegen eines Siedlungsbereichs streitet 
auch die Tatsache, dass südlich über die Bestandsbe-
bauung entlang der Talstraße ein rechtskräftiger Bau-
linienplan von 1958 gilt, der damit die äußere Grenze 
des Siedlungsbereichs bestimmt und in der Konsequenz 
in den letzten Jahrzehnten dazu geführt hat, dass das 
avisierte Plangebiet „UrteIen“ seine bisher außenbe-
reichstypische Prägung beibehalten und eine Bebauung 
dort nicht stattgefunden hat. Nicht zuletzt aufgrund der 
Umsetzung des vorgenannten Baulinienplans enden im 
Tatsächlichen auch die Grenzen des im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils im Sinne von § 34 BauGB und 
auch des Siedlungsbereichs im Sinne von § 13a Abs. 1 
BauGB an der Grenze der jeweils letzten Gebäude zum 
Plangebiet. Auf die Erschließung von Wegen kommt es 
dabei nach dem BVerwG nicht an. Der besagte Baulini-
enplan soll im Wege der anstehenden Planung über-
plant werden. Doch da es für die Beurteilung des Sied-
lungsbereichs nicht auf die Planung sondern die tat-
sächlichen Verhältnisse ankommt, ändert die vorge-
sehene Überplanung nicht den gegebenen Charakter 
eines Außenbereichs.  
 
Damit ist es falsch, wenn es auf Seite 5 der Planbe-
gründung heißt, dass das Plangebiet vollständig von 
Bebauung umrahmt sei, so dass die Kriterien einer 
Innenentwicklung gegeben seien und damit die Lücke 
innerhalb des Siedlungsgefüges geschlossen werde. 
 
1.2 Fehlende Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 

Satz 2 Nrn. I und 2 BauGB  
 

Auch die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nrn. 1 und 2 BauGB sind nicht erfüllt.  
 
Im Abwägungsvorschlag als Anlage 1 zur Vorlage 
2020/069 auf Seite 9 sowie auf Seite 8 der Planbegrün-
dung wird davon ausgegangen, dass vorliegend die 
Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB vorliegen würden, da das Plangebiet „Urtelen 1" 

biet sowie im weiteren Verlauf ein Wohngebiet. 
Im Osten befindet sich ein weiteres Gewerbege-
biet sowie ein Mischgebiet. Die Gewerbegebiete, 
das Mischgebiet und das Wohngebiet sind dem 
‚Unbeplanten Innenbereich‘ (§ 34 BauGB) zuzu-
ordnen. 
 
Die Umweltbelange werden im Rahmen der 
Begründung ermittelt und behandelt. 
 
Das Plangebiet umfasst neben einer ehemaligen 
landwirtschaftlich genutzten Fläche (Pferdekop-
pel) auch bestehende Wohnbebauung entlang 
der Talstraße und Geislinger Straße. Auch die 
bestehende Bebauung wurde in die Planung 
aufgenommen und in Richtung Norden weiter-
entwickelt. Der Eindruck der Zusammengehörig-
keit ist gegeben. Mit einer Gesamtfläche von 4,4 
ha und einer zulässigen Grundfläche von ca. 1,6 
ha, weist das Plangebiet eine übliche Größe für 
die Anwendung des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB auf.  
 
Die Realisierung des 2. Teilbereiches steht auf 
Grund der Eigentumsverhältnisse kurz- bis mit-
telfristig nicht in Aussicht.  
 
Auf die Begründung Kapitel 3 „Bebauungsplan-
verfahren“ wird verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr.1 sind erfüllt.  
 
Die zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs.2 
BauNVO beträgt weniger als 20.000 m². Der 
vorliegende Bebauungsplan umfasst eine Grund-
fläche von 16.125 m² und zwar auf der Grundla-
ge einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 für das 
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eine Grundfläche von ca. 16.125 m² und damit unterhalb 
von 20.000 m² umfassen würde. Doch dies trifft nicht zu. 
Im Rahmen der Flächenbetrachtung sind bei der Erst-
aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwick-
lung alle festgesetzten Grundflächen bzw. alle voraus-
sichtlich versiegelten Flächen im Geltungsbereich des 
Plans zu berücksichtigen, also sowohl die Flächen im 
Bestand als auch die neu hinzukommenden Flächen. 
Damit sind auch die zu überplanenden Flächen sowie 
diejenigen Flächen, die im Rahmen des Bebauungs-
planes „Urtelen 2" hinzukommen sollen, zu berücksich-
tigen. Wenn dabei allein die Grundfläche aus dem  
künftigen Bebauungsplan „Urtelen 2" mit ca. 5.434 m² 
hinzugerechnet wird, ergibt dies eine Gesamtgrund-
fläche von ca. 21.560 m². Diese Grundfläche liegt über 
20.000 m², weshalb die Voraussetzung in § 13a Abs. 4 
Satz 2 Nr. 1 BauGB nicht gegeben ist.  
 
Auch die Voraussetzungen nach § 13a Abs. I Satz 2 Nr. 
2 BauGB sind nicht erfüllt. Danach ist nämlich bei einer 
Grundfläche zwischen 20.000 und 70.000 m² aufgrund 
einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 2 zum BauGB genannten Kriterien die 
Einschätzung erforderlich, dass der Bebauungsplan 
voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen 
hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung 
zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt 
werden können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls 
zu beteiligen. 
 
Den Planunterlagen ist zwar eine Vorprüfung des 
Einzelfalls nach § 13a BauGB bzw. § 3c UVPG als  
Anlage 10 beigefügt. Doch diese Vorprüfung des Einzel-
falls ist ungeachtet ihres überholten Standes und inhalt-
licher Fehler, worauf unten noch im Einzelnen einge-
gangen wird, nicht im Sinne von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 
2 BauGB erstellt worden, weil dabei die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereiche durch die Planung berührt werden, nicht  
beteiligt worden sind (vgl. allein die Einwendungen der 
in der Vorprüfung nicht beteiligten Behörde für Natur- 
und Denkmalschutz des Zollernalbkreises). Somit sind 
auch die Voraussetzungen nach § 13a Abs. I Satz 2 Nr. 
2 BauGB nicht gegeben.  
 
In der Folge ist die Wahl des beschleunigten Verfahrens 
nach § 13a BauGB anstelle des Regelverfahrens recht-
lich fehlerhaft. Da dieser Fehler dazu geführt hat, dass 
die erforderliche Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
unterblieben ist und infolge dessen entgegen § 2a Satz 
2 Nr. 2 und Satz 3 BauGB kein Umweltbericht erstellt 
und im Rahmen der Offenlage nicht als Teil der Be-
gründung nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB mit dem Ent-
wurf öffentlich ausgelegt worden sowie nach § 9 Abs. 8 
BauGB nicht der Begründung des Bebauungsplans 
beigefügt worden ist, wäre insoweit ein beachtlicher 
Fehler im Sinne von § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB 
gegeben.  
 

WA und 0,6 für das MU. Für den vorliegenden 
Bebauungsplan kann daher das beschleunigte 
Verfahren nach § 13 a BauGB angewendet wer-
den.  
 
Gemäß §13a Abs 1 Satz 2 Nr.1 muss für eine 
gesamtheitliche Betrachtung mehrerer Bebau-
ungspläne ein enger sachlicher, räumlicher und 
zeitlicher Zusammenhang bestehen. Die gesetz-
liche Regelung verlangt somit ausdrücklich einen 
zeitlichen Zusammenhang, der über den sachli-
chen Zusammenhang hinausgeht, welcher wie-
derum aus einer Abschnittsbildung geschlossen 
wird. Da die Umsetzung und Überplanung von 
„Urtelen Teil 2“ aufgrund fehlender Mitwirkungs-
bereitschaft und Verkaufsbereitschaft der Eigen-
tümer auf der Grundlage des Balinger Modells 
kurz- bis mittelfristig nicht verwirklicht werden 
kann, ist ein zeitlicher Zusammenhang vorlie-
gend nicht gegeben. Die Kumulationsregelung ist 
im konkreten Fall vorliegend nicht anzuwenden. 
Eine zeitliche Überlappung liegt nicht vor. Das 
beschleunigte Verfahren kann somit ohne Vor-
prüfung im Einzelfall angewendet werden. 
 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ge-
mäß § 7 UVPG (ehem. § 3c UVPG) ist somit laut 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 5 
UVPG dem Grunde nach entbehrlich, wurde aber 
dennoch in einer sehr frühen Phase des Bebau-
ungsplanverfahrens auch als eine Abwägungshil-
fe vorsorglich erstellt. Auf die Begründung zum 
Bebauungsplan wird verwiesen. 
 
Im Übrigen wurde die Behördenbeteiligung unter 
Vorlage u.a. der Vorprüfung des Einzelfalls wie-
derholt durchgeführt (vgl. Stellungnahmen Natur- 
und Denkmalschutz Landratsamt Zollernalbkreis 
vom 05.12.2014, 08.05.2017 sowie11.12.2020). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Verfahrensfehler liegt nicht vor. 
 
 
 
 

16/2 2. Verstöße gegen das Ermittlungs- und Bewer-
tungsgebot nach § 2 Abs. 3 BauGB  

 
Der vorliegende Entwurf des BebauungspIans „Urtelen" 
verstößt darüber hinaus unter mehreren Gesichtspunk-
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ten gegen das Ermittlungs- und Bewertungsgebot nach 
§ 2 Abs. 3 BauGB.  
 
 
2.1 Fehlen von erforderlichen Gutachten  

Es fehlen einige erforderliche Gutachten zur Ermittlung 
und Bewertung der Auswirkungen der avisierten  
Planung auf die Umwelt.  
 
Es fehlt beispielsweise ein Verkehrsgutachten dahinge-
hend, wie durch die geplante erhebliche Bebauung mit 
neuen Wohnungen und Wohnhäusern im Plangebiet der 
Verkehr in der Gemeinde beeinflusst wird und ob die 
gegebenen Straßen und Wege den hinzukommenden 
Verkehr aufgrund der Wohnnutzung und anderer  
Nutzungen in den festgesetzten urbanen und  
allgemeinen Wohngebieten vertragen werden. Auch ist 
die Parkplatzsituation nicht hinreichend bzw. fehlerhaft 
ermittelt worden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zudem fehlt eine aktuelle Untersuchung in Bezug auf 
die AItlastenverdachtsfIächen „AIter städtischer Müll-
platz"- Stammblatt Flächen-Nr. 3258 sowie Bau- und 
Transportunternehmen Bossert - Stammblatt Flächen-
Nr. 3421). Es wird auf Seite 12 der Planbegründung 
lediglich auf Untersuchungen des Ingenieurbüros Dr. 
Eisele aus dem Jahr 2000 bzw. 2002 bezogen auf den 
alten städtischen Müllplatz Bezug genommen, wonach 
sich nach der Einschätzung in der Planbegründung ein 
Altlastenverdacht im Hinblick auf Deponiegasemissio-
nen als auch auf einen Austrag von Deponieinhaltsstof-
fen in das Fließgewässer ausgeräumt werden könne. 
Diese Einschätzung in der Planbegründung kann inhalt-
lich nicht nachvollzogen werden. Denn es wird auf Seite 
13 der Planbegründung aus der Untersuchung des 
Ingenieurbüros Dr. Eisele vom 19.08.2020 folgende 
Aussage zitiert: 
 
Bei einer etwaigen Umnutzung der Fläche ist eine Neu-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Summe ist für den ersten Abschnitt des Bau-
gebiets Urtelen mit einem zusätzlichen Verkehr 
von ca. 550 Kfz/24h auszugehen (Quelle: Stadt 
Balingen – Verkehrsuntersuchung zum Bebau-
ungsplan „Rosenfelder Straße / Fischerstraße – 
1. Änderung“ – 28.05.2021). Die wesentliche 
äußere verkehrliche Erschließung des Plange-
biets erfolgt über die Geislinger Straße sowohl in 
südöstliche aus auch in nordwestliche Richtung. 
Das Plangebiet ist auf kurzem Weg in das ge-
samtstädtische Verkehrsnetz eingebunden. Die 
Straßen entsprechen in ihrem Ausbau mit einer 
Breite von 6,0 m sowie beidseitigen Gehwegen 
dem Stand der Technik und den aktuell gültigen 
Regelwerken für Quartiers- und Erschließungs-
straßen. Die Straßen sind somit bereits heute für 
die zu erwartende zusätzliche Belastung leis-
tungsfähig. 
 
Hinsichtlich der Parkierungssituation ist vorgese-
hen, den überwiegenden Teil des ruhenden 
Verkehrs in Tiefgaragen unterzubringen. In Er-
weiterung zu § 37 Abs. 1 LBO hat die Stadt 
Balingen darüber hinaus gemäß § 74 Abs. 2 
Nr. 2 LBO eine Stellplatzerhöhung auf 1.5 Stell-
plätze je Wohneinheit beschlossen. So ist ange-
dacht, einen Stellplatz je Wohneinheit in einer 
Tiefgarage unterzubringen und die restlichen 0,5 
Stellplätze oberirdisch. Das oberirdische Parken 
erfolgt auf ausgewiesenen Parkplätzen oder auf 
Teilen des Pflanzgebot 2 (Pfg2). Auf bis zu 50% 
der Länge des Pfg2 können oberirdische Stell-
plätze angeboten werden. 
 
 
 
 
 
Die als Altlastenverdacht gekennzeichneten 
Fläche „AIter städtischer Müllplatz- Stammblatt 
Flächen-Nr. 3258“ wird im Altlastenkataster mit 
dem Handlungsbedarf S (Sanierung) gekenn-
zeichnet. Im Rahmen einer Orientierenden Un-
tersuchung im Jahr 2002, durch das Ingenieurbü-
ro Dr. Eisele, wurde festgestellt, dass sowohl in 
Bezug auf die Gefährdung von Menschen durch 
Deponiegasemissionen als auch im Hinblick auf 
einen Austrag von Deponieinhaltstoffen in das 
Fließgewässer, der Altlastenverdacht ausge-
räumt werden konnte. Der Handlungsbedarf S 
bezieht sich vornehmlich auf die beschädigte 
Verdolung im Bereich des Flurstück 3492. Im 
Jahr 2018 wurde die HPC AG aus Rottenburg 
mit der Durchführung einer Sanierungsuntersu-
chung entsprechend § 13 Bundes-
Bodenschutzgesetz beauftragt. Deren Ergebnis-
se wurden am 05.03.2020 in der Bewertungs-
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bewertung unter Berücksichtigung der Nutzungs-
absichten (vgl. BBodSchG, März 1999(2)) durchzufüh-
ren. Bei Erdbewegungen muss mit nicht frei verwertba-
rem Bodenmaterial gerechnet werden, das ggf. von 
einem Sachverständigen begutachtet werden muss.  
 
Bereits nach dieser sich allein auf den Wirkungspfad 
Boden-Oberflächengewässer beziehenden Feststellung 
hätte im vorliegenden Bebauungsplanverfahren eine 
Untersuchung erfolgen müssen, ob die Altlastenver-
dachtssituation nach nunmehr 18 Jahren nicht anders 
zu bewerten ist. Dies gilt vor allem auch für den seiner-
zeit wohl nicht untersuchten Wirkungspfad Boden-
Mensch, wenn doch bei den Tiefbauarbeiten im avisier-
ten Plangebiet mithin mit Erschütterungen der um-
liegenden Bodenbereiche zu rechnen ist, so dass in der 
Folge durch nicht ausgeschlossene Deponiegasaustritte 
und frei werdende DeponieinhaItsstoffe nicht nur der 
Talgraben kontaminiert sondern auch die Mitarbeiter 
unserer Mandantin im angrenzenden Betrieb sowie die 
in der Nähe wohnenden Menschen gefährdet würden. 
Ohne dass die Risiken in Bezug auf die Verdachtsfläche 
Bau- und Transportunternehmen Bossert jemals unter-
sucht worden wären, wird in der Planbegründung auch 
in Bezug auf diese Verdachtsfläche eine nicht einmal 
ansatzweise begründete Gefahrlosigkeit angenommen. 
Die besagten Untersuchungen des Ingenieurbüros Dr. 
Eisele aus dem Jahr 2000 bzw. 2002 waren den Plan-
unterlagen nicht beigefügt, so dass eine abschließende 
Beurteilung auch nicht möglich ist. Die vorgenannten 
Bedenken gelten auch für die Verdachtsfläche 
,,Spedition mit Tankanlage Braun" an der Talstraße 30. 
 
2.2 Ermittlungs- und Bewertungsfehler  

In Bezug auf die Beurteilung der Geruchssituation liegt 
ein Bewertungsfehler vor. In der Planbegründung wird 
auf Seite 14 zwar festgestellt:  
 
Es ist unter Umständen damit zu rechnen, dass die 
Geruchswahrnehmungshäufigkeiten, die auf die  
Geruchsemissionen des Betriebs Buster zurückzuführen 
sind, innerhalb des Bebauungsplangebiets höher sein 
können als im Gutachten der iMA ausgewiesen. Eine 
Überschreitung des Beurteilungspegels der GIRL ist 
jedoch nach gutachterlicher Aussage wenig wahrschein-
lich. Aufgrund der Auflagen aus den immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungen gilt für den Betrieb das 
Rücksichtnahmegebot bezüglich seiner bestehenden 
sensiblen Nachbarschaften. Entsprechende Anforde-
rungen und Auflagen sind an die Genehmigungen ge-
koppelt.  
 
Damit wird zwar erkannt, dass die Geruchsemissionen 
des Betriebs unserer Mandantin mit der geplanten 
Wohnnutzung im Plangebiet konfligieren. Doch der 
Nutzungskonflikt wird schlichtweg verdrängt mit dem 
Argument, dass unsere Mandantin aufgrund der Neben-
bestimmungen aus der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung zur Rücksichtnahme verpflichtet sei. Dies 
trifft aber nicht zu. Die etwaigen Nebenbestimmungen 
betreffen nicht künftige Wohnnutzungen im Plangebiet. 
Insoweit besteht in Bezug auf den Betrieb unserer  
Mandantin Bestandsschutz, worauf auch die für sie 
zuständige lmmissionsschutzbehörde beim Regierungs-
präsidium Tübingen auf Seite 1 des Abwägungsvor-
schlags ausdrücklich hinweist.  

kommission beim Landratsamt diskutiert. In einer 
2020 beauftragten ergänzenden Sanierungsun-
tersuchung wird derzeit die Standsicherheit der 
Talbachverdolung geprüft und darauf aufbauen 
einen endgültige Sanierungsvariante bestimmt. 
 
Bei der Verdachtsfläche „Bau- und Transportun-
ternehmen Bossert - Stammblatt Flächen-Nr. 
3421“, wurde im Rahmen einer historischen 
Erhebung durch das Büro Eisele im Jahr 1995 
der Handlungsbedarf OU (Orientierende Unter-
suchung) festgestellt. Die Fläche ist innerhalb 
des Plangebietes zum überwiegenden Teil be-
baut und versiegelt. Lediglich auf dem Flurstück 
2888 und 2888/1 befinden sich teilweise unver-
siegelte Bereiche.  
 
Im Falle einer zukünftigen Umnutzung, muss die 
Altlastenproblematik im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahren untersucht und abgearbei-
tet werden. Die betroffene Fläche wurde im Be-
bauungsplan entsprechend gekennzeichnet. Auf 
die Begründung unter 9. wird verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 
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Zudem ist die Beurteilung der Geruchssituation durch 
die Firma Müller-BBM GmbH fehlerhaft und gibt nicht 
den aktuellen Stand der Geruchssituation wieder. Denn 
die vorgenannte Beurteilung stellt auf veraltete und 
überholte Gutachten und Messungen ab. Es werden 
keine eigenen aktuellen Datenerhebungen zugrunde 
legt. Vielmehr wird mit den Daten aus dem iMA-
Geruchsgutachten aus 2010 gearbeitet, obwohl die 
Daten den heutigen Stand nicht berücksichtigen und die 
Begutachtung offensichtlich ungenügend ist. So werden 
für die Beurteilung der meteorologischen Verhältnisse 
die Windmessdaten aus Bisingen für den Zeitraum 1 
1/2006 bis 11/2007 verwendet. Zudem wird die Abgas-
fahnenüberhöhung durch den vertikalen Impuls der 
Abluft bei einer Abluftgeschwindigkeit von ca. 26 m/s im 
Betrieb unserer Mandantin nicht berücksichtigt, so dass 
mit größeren Häufigkeiten der Geruchswahrnehmungen 
zu rechnen ist, ohne dass dies aufgrund aktueller Daten 
fachlich hinsichtlich der Intensität untersucht worden ist. 
Auch werden die Summenbelastungen durch Ge-
ruchsemissionen aus dem Betrieb unserer Mandantin 
mit denen aus der Pferde- und Legehennenhaltung des 
landwirtschaftlichen Betriebes Bossert nicht untersucht 
und bewertet. Es wird in der Beurteilung der Firma  
Müller-BBM GmbH ohne nähere Beurteilung schlicht-
weg behauptet, dass eine direkte Summierung der Ge-
ruchswahrnehmungshäufigkeit nicht gegeben sei. Dabei 
ist auf den zugrundeliegenden Lageplänen in der  
Beurteilung festzustellen, dass der Betrieb unserer 
Mandantin Nordwestlich sowie der landwirtschaftliche 
Betrieb nordöstlich des Plangebiets den vollständigen 
nördlichen Bereich des Plangebiets umrahmen und 
damit je nach Windrichtung und vor allem bei Hinzu-
nahme der im iMA Gutachten nicht berücksichtigten 
bodennahen Geruchsfreisetzungen durch den Betrieb 
unserer Mandantin eine unzumutbare Geruchswahr-
nehmungshäufigkeit im nördlichen Plangebiet aufgrund 
der Summenbelastung beider Betriebe wahrscheinlich 
sein wird. Auch im Rahmen der Empfehlungen in der 
Beurteilung zur Geruchssituation wird festgehalten, dass 
im nördlichen Bereich des Plangebiets entlang der  
Geislinger Straße mit höheren Belastungen zu rechnen 
ist und eine Festsetzung als Misch- oder urbanes Gebiet 
keine Änderung der Beurteilung bewirkt, weil in den 
Beurteilungswerten der GIRL die Festsetzungen des 
Baugebiets keine Rolle spielen. Also muss im Ergebnis 
mit durchaus unzumutbaren Geruchsemissionen ge-
rechnet werden, was aber nicht näher untersucht und in 
der Planbegründung nicht im Einzelnen bewertet wor-
den ist.  
 
Auch die schalltechnische Untersuchung des Ingenieur-
büros ISIS ist fehlerhaft und unvollständig. Denn die 
Lärmemissionen aus dem Betrieb unserer Mandantin, 
dem Betrieb der Firma Mehrer sowie die, die vom  
Straßenverkehr auf der Geislinger Straße verursacht 
werden, werden nur einzeln aber nicht im Rahmen einer 
Summenbetrachtung untersucht. Auch wird der steigen-
de Verkehrslärm durch die erfolgte Erschließung um das 
Plangebiet auf der Geislinger Straße, der Urtelengasse 
sowie der Talstraße nicht untersucht. Zudem wird der 
Einfluss von Windströmen auf die ermittelten Lärmpegel 
und deren Weiterleitung in tiefer liegende Wohngebiete 
im Plangebiet nicht untersucht.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 

Seite 31 von 51 

 

Es liegt im Übrigen ein Bewertungsfehler in Bezug auf 
die Bodenbeschaffenheit im Plangebiet unter Berück-
sichtigung des Baugrundgutachtens der Firma GeoTech 
Kaiser GmbH vom 10.10.2016 vor. Denn aus dem Gut-
achten geht hervor, dass der Baugrund wegen des 
gegebenen mürben Tonsteins oder der Kalksteinbänke 
nur bedingt bebaut werden kann. Bodenplatten können 
nur durch Zugrundlegung eines bestimmten Bettungs-
moduls angesetzt werden. Damit bestehen erhebliche 
Bedenken, ob - wie geplant - in den avisierten Wohnge-
bieten Mehrfamilienhäuser mit bis zu 5-geschossiger 
Bauweise errichtet werden können, die eine tiefe Fun-
damentlegung erfordern. Dieser Gesichtspunkt hätte 
weiterer Untersuchung bedurft. Im Übrigen hat das 
LGRB des Regierungspräsidiums Tübingen im Rahmen 
der Behördenbeteiligung im Einzelnen darauf hingewie-
sen, dass mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen zu rechnen ist, die gegebenenfalls nicht zur 
Lastabtragung geeignet sind. Zudem ist mit einem ober-
flächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) 
und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens zu rechnen. Überdies 
sind im Plangebiet teilweise Ölschiefergesteine  
gegeben, weshalb auf die bekannte Gefahr möglicher 
Baugrundhebungen nach Austrocknung bzw. Über-
bauen von Ölschiefergesteinen durch Sulfatneubildung 
aus Pyrit hingewiesen wird. Die Ölschiefer können zu-
dem betonangreifendes, sulfathaltiges Grund- bzw. 
Schichtwasser bewirken, weshalb eine ingenieurgeolo-
gische Untersuchung bezüglich der Ölschieferthematik 
empfohlen wurde. Diese Aspekte haben aber im Bau-
grundgutachten der Firma GeoTech Kaiser GmbH vom 
10.10.2016 keine hinreichende Berücksichtigung gefun-
den.  
 
Darüber hinaus ist auch die Vorprüfung des Einzelfalls 
im Sinne von § 13a BauGB bzw. § 3c UVPG erstellt 
vom Büro Grünwerk überholt und zudem fehlerhaft. 
Denn die besagte Vorprüfung ist bereits im April 2015 
erstellt und zuletzt im Februar 2017 geändert worden. 
Zwischenzeitlich sind aber u. a. substantiierte Einwände 
des Amtes für Natur- und Denkmalschutz des Landrats-
amtes Zollernalbkreis vom 08.05.2017 eingegangen, die 
allein schon wegen der zeitlichen Abfolge im Rahmen 
der Planung nicht berücksichtigt werden konnten. Dabei 
hat das vorgenannte Amt darauf hingewiesen, dass das 
Plangebiet aufgrund seiner Offenheit eine wichtige bio-
topvernetzende Funktion zwischen den aus natur-
schutzfachlicher Sicht sehr wertvollen Wiesenarealen im 
Westen des Gebiets und den nordöstlich liegenden 
offenen Bereichen im Gewann,,Stutzenweiher" spielt. 
Trotz der Nutzung als Pferdekoppel ist das Plangebiet 
ein wichtiges Nahrungshabitat für zahlreiche Vogelarten, 
was im Einzelnen ermittelt und bewertet werden müsste. 
 
Nach Auffassung des besagten Amtes werden diese 
Aspekte in den planbegleitenden Unterlagen und damit 
auch in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 
(saP, Bericht vom 29.08.2016) nicht ausreichend inten-
siv gewürdigt und berücksichtigt. Damit ist die gegebene 
Vorprüfung des Einzelfalls unvollständig. Auch der  
Aspekt der Versiegelung findet keine ausreichende 
Berücksichtigung, weil dieses Thema zwar im Grün-
ordnungsplan erwähnt wird, aber in der Vorprüfung des 
Einzelfalls nicht hinreichend gewürdigt und berücksich-
tigt worden ist. Zudem wird auch darauf hingewiesen, 

Die Bebaubarkeit der zukünftigen Grundstücke 
vor allem mit Hinblick auf die Standfestigkeit und 
sonstige Bodenbeschaffenheiten. Eine 5-
geschossige Bauweise ist nicht mehr vorgese-
hen. Geplant ist eine maximal 3-geschossige 
Bauweise zuzüglich Staffelgeschoss.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/1 Punkt 1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/1 Punkt 1.2 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
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dass das nahe liegende Vogelschutzgebiet „Wiesen-
landschaft bei Balingen" sowie das FFH-Gebiet „Kleiner 
Heuberg und Albvorland bei Balingen" in den Planunter-
lagen unzureichend berücksichtigt werden und gegebe-
ne die artenschutzrechtIiche Prüfung nicht gleichzeitig 
als Natura-Prüfung gewertet werden kann.  
 
Es wird zutreffend vom Amt für Natur- und Denkmal-
schutz darauf hingewiesen, dass das Plangebiet sich 
entgegen der Behauptung in der Planbegründung nicht 
in die vorhandene Bebauung „integriert", sondern eine 
wichtige (außenbereichstypische) biotopvernetzende 
offene Struktur zu den Umgebungsbereichen besitzt. 
Dementsprechend stellt das besagte Amt im Übrigen 
auch fest, dass vorliegend die Voraussetzungen für ein 
beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB nicht 
gegeben sind. Trotz dieser plausiblen Einwände wurde 
fehlerhaft am Verfahren nach § 13a BauGB und den 
unzureichenden Feststellungen in der Vorprüfung des 
Einzelfalls und der speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung ohne Nachbesserung festgehalten. Insgesamt 
erscheint die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, 
erstellt vom Umweltbüro Dr. Grossmann, sehr allgemein 
und ebenfalls zeitlich überholt. Es fehlen aktuelle Bege-
hungen und Datenerhebungen sowie auch Kartierungen 
in Bezug auf die betroffenen Vogelarten und andere 
Arten wie z.B. Insekten.  
 
Die vorliegende Vorprüfung im Einzelfall ist darüber 
hinaus aber aus anderen Gründen fehlerhaft. So wird 
nämlich auf Seite 22 mit entsprechender Auswirkung auf 
das Ergebnis der Prüfung fälschlich davon ausgegan-
gen, dass die Lärmemissionen vom Betrieb unserer 
Mandantin durch städtebauliche Verträge mit der Stadt 
Balingen gelöst werden. So würde die Stadt Balingen 
neue Anlagen mit geringeren Lärmemissionen installie-
ren und die Kosten dafür übernehmen. Die entspre-
chenden Verträge würden bis Satzungsbeschluss vor-
liegen. Dies trifft aber nicht zu. Denn in der Planbegrün-
dung heißt es auf Seite 17, dass die Stadt Balingen die 
Installation einer Anlage mit geringeren Lärmemissionen 
in Betracht ziehe. Weder gibt es dazu seitens der Stadt 
Balingen eine Kostenübernahmeerklärung noch einen 
entsprechenden städtebaulichen Vertrag. Auf Seite 18 
wird ausgeführt, dass unsere Mandantin über eine Ver-
lagerung des Betriebes nachdenke und die Stadt  
Balingen das Grundstück zurückbauen lassen würde, 
doch ist dies tatsächlich nicht der Fall bzw. kann auf-
grund von entsprechenden vertraglichen Regelungen 
derzeit davon ausgegangen werden. Damit wird in der 
Vorprüfung des Einzelfalls das Thema Lärmemissionen 
und Ausschluss von Lärmkonflikten fehlerhaft bewertet, 
indem davon ausgegangen wird, dass der Lärm seitens 
des Betriebes unserer Mandantin entfallen würde, was 
aber tatsächlich nach bisherigem Kenntnisstand nicht 
der Fall sein wird. 
 
Damit liegt unter mehreren Aspekten ein Verstoß gegen 
das Ermittlungs- und Bewertungsgebot im Sinne von § 2 
Abs. 3 BauGB vor, was einen beachtlichen Verfahrens-
fehler nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 BauGB darstellt.  

 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/1  
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/1 Punkt 1.2 
 
Verweis auf Sachlage lt. Begründung Kapitel 10 
und 11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16/3 3. Abwägungsfehler  

Mit Blick auf die Planunterlagen und die Ausführungen 
zur Planbegründung liegen vorliegend mehrere Abwä-
gungsfehler im Sinne von § I Abs. 7 BauGB vor.  
 

 
 
 
 
 



 

 
 

Seite 33 von 51 

 

3.1 Verstoß gegen den Trennungsgrundsatz  

Es wird vorliegend gegen den Trennungsgrundsatz 
verstoßen. 
 
Denn die Stadt Balingen ist nicht zuletzt aufgrund der 
Beurteilung durch das Ingenieurbüro ISIS darüber in-
formiert, dass die Lärmeimissionen vonseiten des be-
standsgeschützten Betriebs unserer Mandantin zu einer 
Überschreitung der zulässigen Lärmpegelwerte nachts 
für urbane (45 dB(A)) und allgemeine Wohngebiete (40 
dB(A)) führen wird. Auch wird es entgegen der fehler-
haften Bewertung der Geruchssituation zu erheblichen 
Geruchsemissionen kommen, so dass eine soziale oder 
Wohnnutzung in unmittelbarer Nachbarschaft zum Be-
trieb unserer Mandantin nicht ohne weiteres zumutbar 
ist.  
 
Trotzdem plant die Stadt Balingen Wohn- und soziale 
Nutzungen unmittelbar auf der anderen Straßenseite 
zum Betrieb unserer Mandantin. Dies widerspricht dem 
Trennungsgrundsatz aus § 50 BlmSchG, wonach eine 
planerische Trennung von störenden und störungs-
anfälligen Nutzungen herbeizuführen ist. Dies hätte 
vorliegend durch die Vorsehung einer nicht sensiblen 
Nutzung wie z.B. eines Einzelhandels oder ausnahms-
weise einer Tankstelle nordwestlich des Plangebiets in 
direkter Nachbarschaft zum Betrieb unserer Mandantin 
erreicht werden können. Doch gerade Tankstellen und 
Vergnügungsstätten sollen im Plangebiet ausgeschlos-
sen sein. Stattdessen soll an der von den erheblichen 
Lärm- und Geruchsemissionen betroffenen Stelle im 
Plangebiet eine Kindertagesstätte mit Grünbereich er-
richtet werden (siehe Seite 7 der Planbegründung) in 
der irrigen Annahme, dass damit das Problem gelöst 
wird. Dabei wird nicht berücksichtigt, dass Kinder einer 
Kindertageseinrichtung vor allem in der Mittagszeit zum 
entsprechenden Mittagsschlaf ruhige Stunden benöti-
gen, die nicht gegeben sein werden bzw. während des 
Spielens im Grünbereich den erheblichen Geruchsemis-
sionen ausgesetzt wären und damit insgesamt eine 
sensible Nutzung vorliegen würde, die von den Emissi-
onen des Betriebs unserer Mandantin nicht hinreichend 
getrennt sein würde.  
 
Überdies wird in der Planbegründung davon ausgegan-
gen, dass vorliegend eine Ausnahme vom Trennungs-
grundsatz gelten würde, weil die Grundstücke nördlich 
und westlich des Betriebes unserer Mandantin bereits 
nicht dem Trennungsgrundsatz genügen. Diese An-
nahmen in der Plangenehmigung sind schlichtweg  
fehlerhaft. Denn der Trennungsgrundsatz erfordert 
neben der Vermeidung auch eine Verminderung von 
fehlenden Trennungen unverträglicher Nutzungen. In-
soweit kann eine etwaige fehlende Trennung nicht dazu 
veranlassen, die fehlende Trennung planerisch noch 
weiter zu verschärfen. 
 
3.2 Verstoß gegen den Konfliktbewältigungsgrund-
satz  

Nach der ständigen Rechtsprechung des BVerwG ent-
spricht es dem Gebot gerechter Abwägung, dass die 
durch die beabsichtigte Planung hervorgerufenen bzw. 
zu erwartenden Konflikte durch planerische Festsetzun-
gen vermieden bzw. gelöst werden. Denn die Planung 
darf nicht dazu führen, dass Konflikte, die durch sie 
hervorgerufen werden, zu Lasten Betroffener ungelöst 

 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Trennungsgrundsatz aus § 50 BImSchG 
steht der Planung nicht entgegen. Danach sind 
die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass schädli-
che Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich 
oder überwiegend dem Wohnen dienende Ge-
biete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebie-
te so weit wie möglich vermieden werden. Der 
Trennungsgrundsatz lässt jedoch Ausnahmen 
zu. Er gilt auch für die Planung nicht uneinge-
schränkt. Dies gilt für die Nachbarschaft zu dem 
im Norden existierenden Gewerbebetrieb (Fa. 
Buster). An diesen grenzt bereits im Norden 
Wohnbebauung an. Dem Trennungsgrundsatz 
wurde daher auf der Nordseite schon nicht ent-
sprochen. Der Bebauungsplan führt dazu, dass 
vom Süden her schutzbedürftige Nutzungen 
gegenüber dem vorhandenen Bestand näher an 
diesen Betrieb heranrücken. Aus Gesichtspunk-
ten des vorsorgenden Umweltschutzes muss auf 
diese Planung jedoch nicht verzichtet werden. 
Dies wird durch Gutachten bestätigt, die zu mög-
lichen Geruchsimmissionen sowie Lärmimmissi-
onen eingeholt wurden. 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 sowie auf Kapitel 2, 10 
und 11 der Begründung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 sowie auf Kapitel 2, 10 
und 11 der Begründung 
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bleiben. Dies schließt eine Verlagerung von Problemlö-
sungen aus dem Bauleitplanverfahren auf nachfolgen-
des Verwaltungshandeln indes nicht aus. Doch die 
Grenzen zulässiger Konfliktverlagerung auf die Ebene 
des Planvollzugs sind dann überschritten, wenn bereits 
im Planungsstadium absehbar ist, dass sich der offen-
gelassene Interessenkonflikt in einem nachfolgenden 
Verfahren nicht sachgerecht wird lösen lassen.  
 
Im Rahmen der Ermittlung der abwägungsrelevanten 
Belange stellt die Stadt Balingen an mehreren Stellen in 
den Planunterlagen fest, dass unsere Mandantin in 
unmittelbarer Nachbarschaft eine emissionsintensive 
und immissionsschutzrechtlich genehmigte Anlage be-
treibt. Laut Gutachten des Ingenieurbüros ISIS sind 
damit vor allem erhebliche Lärmeinwirkungen auf die 
geplanten urbanen Gebiete nördlich und nordwestlich 
des Plangebiets zu erwarten. Auch die Geruchsemissi-
onen unter Hinzunahme der im iMA-Gutachten nicht 
berücksichtigten bodennahen Geruchsfreisetzungen 
durch den Betrieb unserer Mandantin werden zu einer 
unzumutbaren Geruchswahrnehmungshäufigkeit führen. 
Doch diese Konflikte werden im Rahmen der Planung 
ungelöst gelassen mit der irrigen Vorstellung, dass  
unsere Mandantin angesichts der Nebenbestimmungen 
in der immissionsschutzrechtIichen Genehmigung zur 
Rücksichtnahme verpflichtet sei bzw. ohnehin langfristig 
den Betrieb verlagern würde. Diese Annahmen sind 
tatsächlich allerdings unzutreffend. Der Betrieb unserer 
Mandantin genießt rechtlichen Bestandsschutz. Etwaige 
Auflagen betreffen allein die gegebene Wohnnutzung 
nördlich und westlich des Betriebs unserer Mandantin. 
Zur Rücksichtnahme in Bezug auf die heranrückende 
Wohnbebauung im Plangebiet ist unsere Mandantin 
hingegen nicht verpflichtet. Damit wird der bereits ermit-
telte Nutzungskonflikt planerisch nicht hinreichend ge-
löst, so dass Rechtsstreitigkeiten aufgrund dessen vor-
programmiert sind, denn unsere Mandantin wird gegen 
eine mögliche heranrückende Wohnbebauung verwal-
tungsgerichtlich vorgehen. 
 
3.3 Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot  

Der vorgesehene Bebauungsplan „Urtelen" verstößt 
auch gegen das im Sinne einer gerechten Abwägung zu 
berücksichtige Gleichbehandlungsgebot.  
 
Denn genauso wie der Betrieb unserer Mandantin ver-
ursacht auch der Betrieb der Firma Mehrer östlich des 
Plangebiets erhebliche Lärmemissionen, die eine ver-
trägliche Nutzung des Plangebiets als urbanes oder 
allgemeines Wohngebiet nicht ohne weiteres erlaubt. 
Doch im Unterschied zum Betrieb unserer Mandantin ist 
mit der Firma Mehrer ein städtebaulicher Vertrag abge-
schlossen worden, im Zug dessen die Stadt Balingen 
die lärmintensiven Anlagen der Firma Mehrer auf  
Kosten der Stadt Balingen durch neue Anlagen mit 
geringerer Lärmemission ersetzen wird. Zudem ist zu 
Gunsten der Firma Mehrer der Bebauungsplan „Rosen-
felder Straße/Geislinger Straße" am 27.11.2018 aufge-
stellt worden, um dem Betrieb der Firma Mehrer eine 
plangebietsverträgIiche Erweiterung zu ermöglichen 
(vgl. Seite 16 der Planbegründung). Demgegenüber soll 
unsere Mandantin dem Rücksichtnahmegebot verpflich-
tet sein und in Zukunft erforderlich werdende Lärmmin-
derungsmaßnahmen selbst finanzieren bzw. ihren Be-
trieb zu Gunsten der überwiegenden Wohnnutzung im 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 sowie auf Kapitel 2, 10 
und 11 der Begründung. 
 
 
Nachdem mit der neuen Bebauung an den Be-
trieb Buster herangerückt wird, ist die Stadt 
Balingen nach dem Verursacherprinzip grund-
sätzlich bereit, die angemessenen Kosten für die 
notwendig werdenden Lärmschutzmaßnahmen 
im Rahmen eines Städtebaulichen Vertrages zu 
tragen. Der Städtebauliche Vertrag soll bis zum 
Satzungsbeschluss abgeschlossen werden.  
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Plangebiet sowie Aufwertung der in der Nähe befindli-
chen Talgrabenlandschaft wiederum auf eigene Kosten 
verlagern. Es ist der Planbegründung auch nicht zu 
entnehmen, weshalb diese Ungleichbehandlung der 
beiden Betriebe sachlich gerechtfertigt sein soll. Dem-
entsprechend hätte die Stadt Balingen auch in Bezug 
auf den Betrieb unserer Mandantin zur entsprechenden 
Konfliktbewältigung innerhalb der künftigen immissions-
schutzrechtIichen Gemengelage aus Wohnen und Ge-
werbe auf eigene Kosten eine Konfliktlösung herbeifüh-
ren müssen, was aber bislang nicht stattgefunden hat. 
 
3.4 Widersprüchliche und fehlerhafte Abwägung  

Im Übrigen ist die Abwägung der Belange unserer  
Mandantin gegenüber den Belangen der avisierten 
Nutzungen im Plangebiet an mehreren Stellen der Plan-
unterlagen widersprüchlich und damit fehlerhaft.  
 
Während nämlich in der Vorprüfung des Einzelfalls 
davon ausgegangen wird, dass mit unserer Mandantin 
ein städtebaulicher Vertrag geschlossen wird, um auf 
Kosten der Stadt Balingen noch vor Satzungsbeschluss 
eine Kühlanlage mit geringeren Lärmemissionen zu 
installieren, wird laut Planbegründung eine solche Maß-
nahme nur in Erwägung gezogen. Es wird vielmehr der 
planerische Wunsch kundgetan, dass der Betrieb  
unserer Mandantin verlagert wird. Doch unsere  
Mandantin hat zwar die Bereitschaft erklärt, über eine 
Verlegung des Betriebs nachzudenken, wenn die Stadt 
ihr für das Betriebsgrundstück eine geeignete Alternati-
ve zur Verfügung stellen würde, was aber nicht der Fall 
ist. Aufgrund dessen hat unsere Mandantin aufgrund der 
getätigten Investitionen am Standort in Millionenhöhe 
und fehlender Alternativen den Willen, den Betrieb bis 
auf weiteres fortzuführen. Als Alternative hat die Stadt 
Balingen im Laufe der Planung zwar die Absicht be-
kundet, das Betriebsgrundstück unserer Mandantin zu 
erwerben. Doch bis heute wartet unsere Mandantin auf 
das angekündigte Kaufangebot und auf ein Angebot für 
eine Ersatzfläche. 
 
Andererseits wird in der Beschlussvorlage Nr. 2020/069 
vom 19.02.2020 bekundet, dass die Stadt Balingen 
beabsichtige, zur Minimierung der Lärmeinwirkungen 
durch die Lüftungsanlage mit unserer Mandantin einen 
städtebaulichen Vertrag abzuschließen. Doch dann 
heißt es im nächsten Satz, dass durch die Festsetzung 
eines urbanen Gebiets nicht mehr mit der Überschrei-
tung der maßgeblichen Immissionswerte zu rechnen sei 
und durch die entsprechende Anpassung der Gebiets-
festsetzung die Stadt Balingen weitestgehend unabhän-
gig von den Einwendungen des Betriebs unserer Man-
dantin werde. Damit steht fest, dass die Stadt Balingen 
wohl keinen städtebaulichen Vertrag abschließen will 
und das Betriebsgrundstück entgegen ihrer früheren 
Zusagen auch nicht erwerben möchte. 
 
Dessen ungeachtet macht sich durch die vorerwähnte 
Anpassung des Plangebiets und avisierte Festsetzung 
von urbanen statt allgemeinen Wohngebieten ein  
wesentlicher Abwägungsfehler bemerkbar. Mit ihren 
Ausführungen gibt die Stadt Balingen nämlich zu erken-
nen, dass die Festsetzung von urbanen Gebieten nicht 
aus Gründen der städtebaulichen Erforderlichkeit er-
folgt, sondern allein u.a. deswegen um gegenüber  
unserer Mandantin nicht zu kostenintensiven Aus-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 sowie auf Kapitel 2, 10 
und 11 der Begründung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 sowie auf Kapitel 2, 10 
und 11 der Begründung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 01/2 sowie auf Kapitel 2, 10 
und 11 der Begründung 
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gleichsmaßnahmen oder städtebaulichen Verträgen zu 
Gunsten unserer Mandantin veranlasst zu sein. Dafür 
spricht auch der Umstand, dass es der Stadt Balingen 
mit dem Planvorhaben ursprünglich allein darum ge-
gangen ist, den aus ihrer Sicht städtebaulich gegebenen 
Wohnbedarf zu decken. Dies ergibt sich auch aus den 
Ausführungen unter dem Punkt „Erforderlichkeit der 
Planung" auf Seite 5 ff. der Planbegründung, worin im 
Sinne der Erforderlichkeit allein der städtebauliche Be-
darf an bezahlbarem Wohnraum und die Anfragen der 
Bevölkerung bezüglich Wohnbauflächen in Bezug ge-
nommen werden. Es heißt dort zusammenfassend:  
 
Zur Deckung des unmittelbar anstehenden sowie des 
mittelfristigen Bedarfs an Wohnbauflächen für alle Be-
völkerungsgruppen ist die Ausweisung eines Neubau-
gebiets somit zwingend erforderlich.  
 
An keiner Stelle der weiteren Ausführungen zur PIan-
erforderIichkeit wird auf einen Bedarf an Nutzungen in 
einem urbanen Gebiet verwiesen. Typische Ausnahme-
nutzungen in urbanen Gebieten wie Tankstellen oder 
Vergnügungsstätten werden zudem in der textlichen 
Festsetzung des Bebauungsplans ausgeschlossen. 
Auch die Erforderlichkeit von Nutzungen zu sozialen 
oder kulturellen Zwecken sowie weitere typische  
Nutzungen in urbanen Gebieten wie Einzelhandel, 
Gaststätten oder Beherbergungsbetriebe werden nicht 
thematisiert. Daher bleibt unklar, welcher Bedarfs-
planung mit der Festsetzung als urbanes Gebiet  
Rechnung getragen werden soll. Sofern nunmehr nord-
westlich des Plangebiets eine Kindertageseinrichtung 
geplant sein soll, ist festzustellen, dass dafür ein  
urbanes Gebiet nicht erforderlich ist, weil solche Einrich-
tungen wie auch andere soziale oder kulturelle Einrich-
tungen auch in allgemeinen Wohngebieten möglich 
sind.  
 
Mit Blick auf welchen städtebaulichen Bedarf somit die 
Festsetzung eines urbanen Gebiets gerechtfertigt sein 
soll, wird an keiner Stelle der Planbegründung ausge-
führt. Dies gilt auch für die städtebauliche Begründung 
der planungsrechtlichen Festsetzungen auf Seite 19 ff. 
der Planbegründung. Auch dort wird lediglich angeris-
sen, was ein urbanes Gebiet theoretisch bieten kann, 
den überwiegenden Schwerpunkt der Begründung  
bilden dann die Bedürfnisse angesichts des Wohn-
raummangels. Es sollen Sozialwohnungen bzw. bis zu 
5-geschossige Mehrfamilienhäuser sowie Doppel- und 
Einzelhäuser errichtet werden können. Eine klare Vor-
stellung aber, welche andere Nutzung als Wohnnutzung 
im Plangebiet verwirklicht werden könnte, die einem 
konkreten Bedarf im Gemeindegebiet Rechnung tragen 
würde, ist den Ausführungen nicht zu entnehmen. 
 
Es ist damit festzustellen, dass die Festsetzung von 
urbanen Gebieten nicht städtebaulich erforderlich ist, 
sondern allein dazu dienen soll, die Immissionsanforde-
rungen im eigentlich geplanten Wohngebiet gering zu 
halten und damit auch die kostenintensiven Maßnah-
men wie z.B. Kosten für die Ersetzung der Kühlanlage 
unserer Mandantin oder den Erwerb des Betriebsgrund-
stücks unserer Mandantin zu sparen. Dies stellt einen 
erheblichen Abwägungsfehler dar.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Kapitel 2 und Kapitel 13.2 der Be-
gründung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Kapitel 13.3 der Begründung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Kapitel 2 und Kapitel 13.2 der Be-
gründung 
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3.5 Abwägungsfehlerhafte Auslassung von Umwelt-
belangen  

Durch die fehlerhafte Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens nach § 13a BauGB und damit Fehlen einer 
Umweltprüfung sowie eines Umweltberichts sind die im 
Plangebiet zu berücksichtigenden Umweltbelange nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB auch im Verhältnis zu unserer 
Mandantin nicht hinreichend abgewogen worden.  
 
Zudem ist oben bereits auf die fehlerhafte Begutachtung 
im Rahmen der Vorprüfung des Einzelfalls und der  
artenschutzrechtlichen Prüfung, der Beurteilung der 
Geruchsemissionen, der Lärmemissionen sowie der 
Baugrunduntersuchung hingewiesen worden. Dieser 
Befund führt unmittelbar zu der Folgefeststellung, dass 
die Belange der Natur, Umweltgüter, des Menschen 
sowie an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, aber 
auch Eigentum und Gewerbe und damit insgesamt 
öffentliche und private Belange auf der Grundlage einer 
gesicherten fachlichen Erhebung und Bewertung ge-
geneinander und untereinander gerade nicht gerecht 
abgewogen worden sind.  
 
Allein mit Blick auf die fehlende ausreichende Berück-
sichtigung und Würdigung der Umweltbelange, worauf 
auch das Amt für Natur- und Denkmalschutz des Land-
ratsamts des Zollernalbkreises hinweist, liegt auf der 
Hand, dass z.B. durch die geplante Wohnbebauung die 
Urtelengasse, die in die geschützten Gebiete westlich 
und südwestlich des Plangebiets führt, künftig stark 
befahren sein wird und die dadurch zunehmenden Ver-
kehrsimmissionen die nahegelegenen Vogelschutz- und 
FFH-Gebiete belasten werden. Dieser Umstand wird in 
der Abwägung kaum erörtert. Damit liegt insoweit be-
reits ein Verstoß gegen § 38 LNatSchG BW i.V.m. § 34 
BNatSchG i.V.m. Art. 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie 
92/43/EWG vor. Danach hätte die Stadt Balingen näm-
lich eine FFH-Verträglichkeitsprüfung zwingend durch-
führen müssen, die jedoch nicht stattgefunden hat.  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der vor-
gesehene Bebauungsplan „Urtelen“ nach §214 Abs. 1 
BauGB sowohl beachtliche Fehler in formeller als auch 
solche in materieller Hinsicht aufweist, für die keine 
Heilung möglich wäre, weshalb der Bebauungsplan in 
der jetzigen Fassung rechtswidrig ist. 

 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/1 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/1 Punkt 1.2 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 14/2 Punkt 2.1 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
Die Stadt Balingen setzt mit dem vorliegenden 
Bebauungsplan städtebauliche Ziele im Rahmen 
der Planungshoheit der Gemeinde um. Die Ziel-
setzung erfüllt die Voraussetzungen des § 1 Abs. 
3 Satz 1 BauGB. Das Abwägungsgebot wurde 
beachtet. Das Bewahrungs- und Erhaltungsinte-
resse der Firma Buster wurden erhoben, geprüft 
und im Wege der Abwägung und Konfliktbewälti-
gung behandelt. Das Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme ist Teil der Planung. Die vorlie-
gende Planung und das Verfahren entsprechend 
den rechtlichen Vorgaben.  

16a Schreiben vom 17.03.2022  

 In vorbezeichneter Angelegenheit vertreten wir bekannt-
lich die Interessen der F.K.M. Buster Altöl- und 
Reststoff-Entsorgung GmbH, Holländerstr. 18, 68219 
Mannheim, vertreten durch den Geschäftsführer 
Dr. Mathias Glass, ebenda. Die ordnungsgemäße Be-
vollmächtigung wird anwaltlich versichert. 
 
Unsere Mandantin betreibt in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu dem Plangebiet „Urtelen - Teil 1“ in der 
Geislinger Straße 99/1, Flurstück 2889, eine Altöl- und 
EmuIsionsbehandIungsanIage. 
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Namens und im Auftrag unserer Mandantin nehmen wir 
zu dem Entwurf des Bebauungsplans „UrteIen 
- Teil 1“, Balingen, in der vom Gemeinderat am 
25.01.2022 gebilligten Fassung im Rahmen der        
ÖffentIichkeitsbeteiIigung wie folgt Stellung. 

16a/1 1. Beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB 
unzulässig 

 

Entgegen den Ausführungen der Stadt Balingen im 
Rahmen der „Behandlung der Stellungnahmen“ 
(Anlage 1 des Entwurfs des Bebauungsplans) wird unter 
Verweis auf unsere Ausführungen im Schriftsatz vom 
11.12.2020 an der Unzulässigkeit der Anwendung des 
beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB in Bezug 
auf das vorerwähnte Vorhaben festgehalten. 
 
1.1 Selbst wenn man – entgegen der Sach- und Rechts-

Iage – wie von der Stadt BaIingen angenommen 
davon ausginge, dass das Plangebiet fast vollständig 
von vier Seiten von Bebauung umgeben wäre, ist die 
Durchführung des beschleunigten Verfahrens nach       
§ 13a BauGB unzulässig. 
 
In der obergerichtlichen Rechtsprechung wird die Ein-
beziehung von „AußenbereichsinseIn“ in den An-
wendungsbereich von § 13a BauGB nur dann bejaht, 
wenn die Fläche „aufgrund ihrer relativ geringen räumli-
chen Ausdehnung noch eindeutig dem besiedelten 
Bereich zuzuordnen“ ist (OVG Münster, Urteil vom 
21.06.2016 - 2 D 56/14.NE, Rn. 136). Hinzukommen 
muss, dass „eine bauliche Vorprägung des (künftigen) 
Plangebietes hinlänglich vorgezeichnet ist“ (VGH 
München, Urteil vom 18.01.2017 - 15 N 14.2033, Rn. 
26). 
 
Eine Überplanung von sog. Außenbereichsinseln inmit-
ten einer Ortslage im beschleunigten Verfahren nach    
§ 13a BauGB ist dann unzulässig, wenn der Planbereich 
offensichtlich keine bauliche Vorprägung aufweist (OVG 
Koblenz, Urteil vom 13.02.2019 - 8 C 1l 387/18 für eine 
Parkfläche; Stüer, in: Hoppenberg/de Witt, Handbuch 
des öffentlichen Baurechts, Werkstand: 58. EL Juli 
2021, B. Bauleitplanung, Rn. 785). 
 
Jedenfalls wenn sich der Charakter der überplanten 
Freifläche deutlich von dem sie umgebenden 
Siedlungsbereich abhebt, ist eine bauliche Vorprägung 
des unbebauten Bereichs nicht mehr anzunehmen   
(Loscher, jurisPR-UmwR 1/2020 Anm. 3). Denn dann ist 
die Annahme, der durch die Planung bewirkte Eingriff 
sei aufgrund der baulichen Vorprägung bereits im    
Wesentlichen erfolgt, nicht gerechtfertigt. Das entschei-
det sich maßgeblich danach, ob die Freifläche - soweit 
sich das beurteilen lässt - noch nie bebaut war oder seit 
langer Zeit nicht mehr bebaut ist (OVG Koblenz, Urt. v. 
13.02.2019 - 8 C 11387/18 Rn. 32; Loscher, jurisPR-
UmwR 1/2020 Anm. 3). Flächen, die bisher als Acker, 
Wiese, Wasser- oder Grünfläche genutzt wurden, kom-
men für eine Nachverdichtung damit grundsätzlich nicht 
in Betracht (Gierke/Scharmer, in: Brügelmann, Bau-
gesetzbuch, Werkstand: 120. Lfg. Oktober 2021, § 13a 
BauGB, Rn. 45). 
 
Die beschIeunigte „Maßnahme der Innenentwicklung“ 
endet dort, wo es um einen qualitativen, flächenhaft 

 
 
 
Verweis auf den Abwägungsvorschlag/-protokoll, 
lfd. Nr 16/1  
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bedeutsamen Sprung von der Grünnutzung in die bauli-
che Nutzung geht (Schmidt-Eichstaedt, BauR 2007, 
1148). 
 
Der Großteil der Plangebietsfläche wird derzeit als    
Pferdekoppel und die restliche Fläche als Grünland 
genutzt und weist - eindeutig - keine bauliche Vor-
prägung auf. Eine bauliche Nutzung ist nicht überliefert; 
jedenfalls steht fest, dass das Plangebiet jedenfalls seit 
mehreren Jahrzehnten nicht mehr bebaut war. Inmitten 
der Weideflächen befindet sich lediglich ein offener 
Pferdeunterstand. Die Urtelengasse, welche den Nord-
westrand des Planungsgebietes markiert, wird von einer 
dichten Feldhecke begleitet. Hieran schließt sich ein ca. 
70 m breiter innerörtlicher Grünstreifen (Äublesgraben 
mit Grünland und Streuobstbestand) an, welcher einen 
Verbundkorridor zur freien Feldflur darstellt (vgl. die 
Gebietsbeschreibung zur artenschutzrechtIichen 
Prüfung, Anlage 8 des Entwurfs des Bebauungsplans, 
S. 6). Von einer eindeutigen Zuordnung zum besiedel-
ten Bereich kann damit für die gesamte Plangebiets-
fläche keine Rede sein, nicht zuletzt, da das Plangebiet 
mit dem vorbeschriebenen Grünstreifen verschmilzt und 
sich im Übrigen deutlich von dem Siedlungsbereich 
abhebt. 
 
Durch die - vorgebliche - Maßnahme der Innenentwick-
lung käme es von der Grünnutzung als Pferdekoppel 
und Grünfläche hin zu einer baulichen Nutzung zu   
einem „Quantensprung“, welcher im Rahmen von § 13a 
BauGB nicht zulässig ist. 
 
Nach Vorgesagtem ist die Anwendung des beschleunig-
ten Verfahrens nach § 13a BauGB rechtsfehlerhaft. 
 
1.2 Lediglich der Vollständigkeit halber: Auch eine Ein-

beziehung der AußenbereichsfIächen in das 
beschleunigte Verfahren über § 13b BauGB scheidet 
vorliegend aus. Denn eine solche ist nur für Wohn-
nutzung zulässig; die Ausweisung eines urbanen    
Gebiets über § 13b BauGB ist hingegen unzulässig 
(Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/BieIenberg/Krautz-
berger, Baugesetzbuch, Werkstand: 143. EL August 
2021, § 13 BauGB, Rn. 14; Sinner/Gassner, in: PdK Bu, 
§ 13b BauGB, Rn. 2.4.1; Grotefels, UPR 2018, 325). 
 
Die Ausweisung eines urbanen Gebietes über § 13b      
i. V. m. § 13a BauGB scheidet damit aus Rechts-
gründen ebenfalls aus. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16a/2 2. Keine Ausnahme vom Trennungsgrundsatz 
 

Durch die Festsetzungen des BebauungspIans „UrteIen, 
Teil 1“, insbesondere die Ausweisung der Baufenster 
MU1, MU2 und MU3 als urbanes Gebiet im Sinne von   
§ 6a BauNVO, wird gegen den Trennungsgrundsatz aus 
§ 50 BlmSchG verstoßen. 
 
Der Trennungsgrundsatz gebietet, dass eine räumliche 
Trennung der verschiedenen Nutzungen gewährleistet 
ist und dafür Sorge getragen wird, dass Wohnnutzung 
und gewerbliche Nutzung nicht unmittelbar aneinander 
angrenzen (VGH München, Urteil vom 22.03.1982 - 25 
XIV/78; OVG Koblenz, Urteil vom 30.08.2001 - 1 C 
10054/01; Schink, UPR 2018, 167). Eine Bauleitplanung 
ist regelmäßig verfehlt, wenn sie unter Verstoß gegen 
den Trennungsgrundsatz des § 50 BlmSchG dem    

 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2; 01a und 16/3 Punkt 
3.1 sowie auf Kapitel 2, 10, und 11 der Begrün-
dung. 
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Wohnen dienende Gebiete anderen Gebieten so zu-
ordnet, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die 
Wohngebiete nicht so weit wie möglich vermieden wer-
den (Stüer, Der Bebauungsplan, 5. Auflage 2015, V. 
Darstellungs- und FestsetzungsmögIichkeiten nach der 
BauNVO, Rn. 450). 
 
Insoweit ist zu betonen, dass § 6a BauNVO keine wie 
auch immer geartete Abkehr vom Trennungsgrundsatz 
des § 50 BlmSchG darstellt; dieser ist vielmehr unein-
geschränkt auf urbane Gebiete anwendbar (Schink, 
UPR 2018, 167). Dies gilt schon deshalb, da die Bau-
NVO als Verordnung unter dem Rang des BlmschG 
steht und damit nicht von den Vorgaben eines höher-
rangigen Gesetzes dispensieren kann. 
 
Soweit der Betrieb der F.K.M. Buster Altöl- und Rest-
stoff-Entsorgung GmbH in der Geislinger Straße 99/1 im 
Rahmen der Begründung zum Bebauungsplan, dort. S. 
18, als „Fremdkörper“ im städtebaulichen Umfeld und in 
Bezug auf die in Aussicht genommene Bebauung be-
zeichnet wird, hat die Stadt Balingen erkannt, dass ein 
unauflöslicher Widerspruch zwischen dem immissions-
schutzrechtIich genehmigten Betrieb und einem       
urbanen Wohngebiet besteht. 
 
Die Annahme der Stadt Balingen, der Trennungsgrund-
satz gelte für die Planung nicht uneingeschränkt und 
lasse in der vorliegenden Sachverhaltskonstellation eine 
Ausnahme zu, ist nicht haltbar und rechtsfehlerhaft. 
 
Der Trennungsgrundsatz gestattet Ausnahmen, wenn 
sichergestellt werden kann, dass von der projektierten 
Nutzung im Plangebiet nur unerhebliche Immissionen 
ausgehen und im Einzelfall besondere städtebauliche 
Gründe von besonderem Gewicht hinzutreten, die es 
rechtfertigen, eine planerische Vorsorge durch räumli-
che Trennung zurücktreten zu lassen (BVerwG, Be-
schluss vom 06.03.2013 - 4 BN 39.12). 
 
Die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Tren-
nungsgrundsatz liegen gleich aus mehrfachen 
Gründen nicht vor. Im Einzelnen: 
 
2.1 Keine unerheblichen Immissionen im Planqebiet 

Die Immissionen im Plangebiet sind nicht unerheblich, 
sondern erheblich bzw. schädlich. 
 
Eine Schädlichkeit von Immissionen ist dann zu      
bejahen, wenn sie im Sinne der Abwägungsdogmatik 
abwägungserheblich sind, d.h. vorausgesetzt wird eine 
Erkennbarkeit und mehr als geringfügige Betroffenheit 
des Immissionsschutzes als Belang. In den vergleichs-
weise geringen Anforderungen an die Abwägungs-
erhebIichkeit kommt das Vorsorgeprinzip zum Ausdruck 
(Hornmann, in: Spannowsky/Hornmann/Kämper, 
BeckOK BauNV0, 28. Edition, Stand: 15.01.2022, § 6a 
BauNVO, Rn. 49b). 
 
Im schalltechnischen Gutachten der ISIS aus August 
2021 lautet es in der Zusammenfassung - Interpretation 
auf S. 26: 
 
„ln Zeitbereichen nachts sind durch den vorhandenen 
Rückkühler der Firma Buster Überschreitungen des 
lmmissionsrichtwertes an der geplanten Bebauung im 
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Urbanen Gebiet zu befürchten.“ 
 
Hintergrund ist, dass der Immissionsrichtwert der TA-
Lärm von 45 dB (A) ausweislich des Gutachtens der 
ISIS aus August 2021, dort S. 26, im Plangebiet nachts 
durch den Betrieb der F.K.M. Buster Altöl- und Rest-
stoff-Entsorgung GmbH nicht eingehalten werden kann 
(zu Höhe der Werte sogleich Ziffer 3.2). 
 
Zudem werden auch die Anforderungen der GIRL in 
Form von Lärmimmissionen durch den Betrieb der 
F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-Entsorgung GmbH 
überschritten (hierzu sogleich Ziffer 5). 
 
Durch die Nichteinhaltung der Immissionsrichtwerte 
liegen keine unerheblichen, sondern erhebliche 
Immissionen vor. Dies wurde im Rahmen des vorzitier-
ten Gutachtens - offensichtlich - auch erkannt, Stichwort 
„Fremdkörper“ im städtebaulichen Umfeld, ohne dass 
den daraus resultierenden Bedenken planerisch Rech-
nung getragen wurde (hierzu ausführlich Ziffer 3). 
 
2.2 Keine städtebaulichen Gründe von besonderem 

Gewicht 
Zudem fehlt es auch an städtebaulichen Gründen von 
einigem Gewicht, welche es gebieten würden, dass eine 
planerische Vorsorge durch räumliche Trennung zurück-
treten würde. Will der Planer - wie vorliegend - von dem 
Trennungsgrundsatz abweichen, obliegt ihm eine      
erhöhte Argumentations- und Begründungspflicht 
(Schink, UPR 2018, 167). 
 
Der Rechtfertigungsversuch der Stadt Balingen im 
Rahmen der Begründung zum Bebauungsplan, 
dort S. 8, dem Trennungsgrundsatz sei schon auf der 
Nordseite nicht entsprochen worden, vermag einen 
städtebaulichen Grund von besonderem Gewicht - 
selbstverständlich - nicht zu begründen, da insoweit der 
Grundsatz „keine Gleichheit im Unrecht“ gilt. Selbiges 
gilt für die floskelhaften Ausführungen, die zentrale Lage 
zur Innenstadt bedinge eine besondere Eignung des 
Gebiets für die Schaffung von dringend benötigtem 
Wohnraum. 
 
Städtebauliche Gründe von besonderem Gewicht,    
welche eine Ausnahme von dem Trennungsgrundsatz 
rechtfertigen könnten, liegen nicht vor und sind der 
Begründung des Bebauungsplans nicht zu entnehmen. 
 
2.3 Verstoß qeqen den Grundsatz der Priorität 

Besteht eine Vorbelastung muss sich nach dem Grund-
satz der Priorität in erster Linie die ausdehnende      
Nutzung beschränken und dies unabhängig davon, ob 
nun ein Wohngebiet an ein Industriegebiet heranrückt 
oder umgekehrt (Tophoven, in: Giesberts/Reinhardt, 
BeckOK Umweltrecht, 60. Edition, Stand: 01.10.2021,   
§ 50 BlmSchG, Rn. 26). 
 
Auf Basis der ständigen Rechtsprechung begründet die 
zeitliche Priorität eine besondere Pflichtigkeit der später 
heranrückenden Bebauung; lässt das Vorhaben es 
daran fehlen, so ist es unzulässig (BVerwG, Urteil vom 
23.09.1999 - 4 C 6/98; OVG Lüneburg, Urteil vom 
25.06.2001 - 1 K 1850/00). In dem vorzitierten Urteil des 
BVerwG lautet es: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 16/3 Punkt 3.1 sowie auf die 
Begründung zum Bebauungsplan. 
 
Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die 
Wohnraumschaffung und die Belange der Innen-
entwicklung werden bei der nun zum Satzungs-
beschluss anstehenden Planung durch den Ge-
meinderat der Stadt Balingen entsprechend stark 
gewichtet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Schornsteinerhöhung ist Teil einer amtlichen 
Auflage durch das Regierungspräsidium Tübin-
gen, die unabhängig vom Bebauungsplanverfah-
ren Urtelen Teil 1 umgesetzt werden muss. An-
ders liegt der Sachverhalt bei der Nachrüstung 
der Rückkühlanlage. Diese Maßnahmen dient 
dem Schutz der heranrückende Mischgebietsbe-
bauung infolge des Neubaugebiet Urtelen Teil. 1. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wur-
de deshalb der Firma F.K.M Buster die Kosten-
übernahme für die lärm- und geruchsmindernde 
Maßnahmen angeboten. Bis zur Auflösung der 
Konflikte in Bezug auf Lärm und Geruch wurde 
jeweils eine aufschiebend bedingte Festsetzung 
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„Auch insoweit begründet die zeitliche Priorität der 
Sportanlage eine besondere Pflichtigkeit eines später 
heranrückenden Wohnbauvorhabens. Lässt das Vorha-
ben es daran fehlen, so ist es unzulässig.“ 
 
Auf Basis des Grundsatzes der Priorität muss die zeit-
lich gesehen spätere bzw. heranrückende Bebauung 
ihre Nutzung derart beschränken, dass sie nicht mit der 
Bestandsbebauung konfligiert. 
 
Damit muss nicht die seit über 20 Jahren am vorliegen-
den Standort ansässige F.K.M. Buster Altöl- und Rest-
stoff-Entsorgung GmbH eine Schornsteinerhöhung 
durchführen und ihre Rückkühlungsanlage aus-
wechseln; vielmehr muss im Rahmen der Planung auf 
den vorbezeichneten Betrieb Rücksicht genommen 
werden. Ist dies wie vorliegend - offensichtlich - nicht 
ansatzweise der Fall, ist das Vorhaben auf Basis der 
vorzitierten Rechtsprechung schlicht unzulässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4 Zwischenfazit: 

Auf Basis der vorstehenden Ausführungen liegt ein 
Verstoß gegen den Trennungsgrundsatz vor, welcher 
auch nicht durch eine Ausnahme gerechtfertigt ist. Die 
Planung ist damit rechtsfehlerhaft und verfehlt. 

für das Gebiet MU2 und MU3 getroffen. Im Rah-
men der Abwägung der Belange und Interessen 
zwischen dem immissionsschutzrechtlich ge-
nehmigten Betriebs und der bestehenden und 
zukünftigen Wohnnutzung bzw. Bebauung wer-
den die Wohnbedürfnisse und die Belange der 
Innenentwicklung stärker gewichtet als die Inte-
ressen des Betriebs an keiner weiteren Verände-
rung im Umfeld und in der Gemengelage, so 
dass möglichst wenig Konfliktpotenzial mangels 
weiterer Innenentwicklung entstehen kann. Als 
Ausgleich und zur Bewältigung der Konflikte 
bietet die Stadt eine angemessene Kostenüber-
nahme im Rahmen von städtebaulichen Verträ-
gen an. Es erfolgten zudem mehrere gutachterli-
che Untersuchungen und die hieraus resultieren-
den bedingten Festsetzungen für Teilbereiche 
des Plangebietes. 
 
Für einen konfliktfreien Betrieb ‚Buster‘ wäre die 
Lage in einem Industriegebiet notwendig. Für 
den vorliegenden Standort der Fa. Buster in 
Balingen, in Gemengelage, besteht Bestands-
schutz, allerdings unter Einhaltung der Auflagen 
des Regierungspräsidiums als für den Immissi-
onsschutz zuständige Behörde. Es handelt sich 
jedoch mit Blick auf die Innerortslage tendenziell 
um keinen langfristig zukunftsfähigen Standort 
für den Betrieb. Im Sinne der Innenentwicklung 
und unter Berücksichtigung der Planungsziele 
der Stadt Balingen, die das Gebiet ‚Urtelengasse‘ 
bereits vor über 20 Jahren im Flächennutzungs-
plan als geplante Wohnbaufläche dargestellt hat, 
und unter Berücksichtigung der Belange und 
Interessen der Bestandswohnbebauung wird im 
Rahmen der Abwägung festgestellt, dass die 
Wohnbelange und die städtebauliche Entwick-
lung der Stadt Balingen stärker gewichtet wer-
den, als das Interesse der Firma Buster daran, 
dass keine neuen Wohnbauvorhaben im weite-
ren Betriebsumfeld entstehen. 
 
 
. 

16a/3 3. Urbanes Gebiet infolge nächtlicher Lärmbelas-
tung aufgrund von Unverträglichkeit unzulässig 
 

Der vorliegende Entwurf des Bebauungsplans ist recht-
lich unzulässig, da dieser für die Baufenster MU1, MU2 
und MU3 ein urbanes Gebiet ausweist, obwohl die    
Lärmimmissionen der F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-
Entsorgung GmbH nachts den Immissionsrichtwert der 
TA Lärm übersteigen, so dass mangels planungs-
rechtlicher Lösung eine Unverträglichkeit vorliegt. 
 
3.1 Eine Unverträglichkeit ist anzunehmen, wenn die 

Mindestanforderung an den Grad der Wohnruhe im 
urbanen Gebiet nicht gewährleistet ist, namentlich die 
Gewährleistung eines ungestörten Feierabends und 
einer auskömmlichen Nachtruhe (Hornmann, in: 
Spannowsky/Hornmann/Kämper, BeckOK BauNV0, 28. 
Edition, Stand: 15.01.2022, § 6a BauNVO, Rn. 28). 
 
Der für die Nachtzeit geltende Immissionsrichtwert nach 
Nr. 6.1 lit. c) der TA-Lärm von 45 db(A) setzt der       
Planung urbaner Gebiete erhebliche Grenzen. Dieser ist 

 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 und 01a sowie auf 
Kapitel 2, 10 und 11 der Begründung. 
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maßgebliches Kriterium für die Feststellung, welche 
Nutzungen miteinander verträglich sind und welche 
nicht (Schink, UPR 2018, 167). 
 
3.2 Aus dem Gutachten der ISIS aus August 2021, dort 

S. 20, ergibt sich, dass durch den Betrieb der F.K.M. 
Buster Altöl- und Reststoff-Entsorgung GmbH nachts 
eine Lärmbelastung im Plangebiet von bis zu 49,4 db(A) 
im dritten Stock, bis zu 49 db(A) im zweiten Stock, bis 
zu 47,7 db(A) im ersten Stock und bis zu 46, 4 db(a) im 
Erdgeschoss besteht und der Immissionsrichtwert für 
ein urbanes Gebiet damit überschritten wird. 
 
Soweit die Stadt Balingen im Rahmen der Behandlung 
der Stellungnahmen zum Bebauungsplan „Urtelen“ in 
Anlage 1, dort S. 5, davon ausgeht, dass bezogen auf 
eine zwei-geschossige Bauweise die Richtwerte der   
TA-Lärm eingehalten werden könnten, ist dies schlicht 
falsch. 
 
Zu der Schwere der Lärmeinwirkungen auf das urbane 
Gebiet lautet es im Gutachten der ISIS 
aus August 2021 auf S. 20: 
 
„Der Betrieb des Rückkühlers führt ohne Lärmschutz-
maßnahmen [...] zu deutlichen Richtwertüber-
schreitungen im Zeitbereich nachts.“ 
 
 
 
 
Fest steht: Im Plangebiet bestehen derzeit deutliche 
Richtwertüberschreitungen, welche planerisch nicht 
abschließend gelöst werden. 
 
3.3 Zudem liegt im Hinblick auf die Überschreitung der 

Immissionsrichtwerte der TA-Lärm ein Verstoß gegen 
den KonfIiktbewäItigungsgrundsatz vor. 
 
Nach Maßgabe des KonfIiktbewäItigungsgrundsatzes 
müssen Konflikte auf der Planungsebene und nicht erst 
nachgelagert, etwa auf der Genehmigungsebene, gelöst 
werden (BVerwG, Beschluss vom 06.09.2017 - 4 BN 20. 
17). Der Vorrang der planerischen Konfliktbewältigung 
ergibt sich aus § 50 Satz I BlmSchG (Schoen, in: Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, Werkstand: 96. EL       
September 2021 § 50 BlmschG, Rn. 141). 
 
In Bezug auf die - vermeintliche - Lösung des Lärm-
konflikts, welcher sich durch die heranrückende Be-
bauung an den Betrieb der F.K.M. Buster Altöl- und 
Reststoff-Entsorgung GmbH ergibt, wird durch die Stadt 
Balingen einzig die Installation von Kühlanlagen mit 
geringerem Schallpegel oder die Aufgabe der Nutzung 
durch unsere Mandantin vorgesehen. 
 
Somit wird der Konflikt nicht auf der Planungsebene, 
sondern - wovon keinesfalls sicher ausgegangen 
werden kann - nachgelagert durch die Installation eines 
Rückkühlers mit geringeren Immissionen oder eine 
Nutzungsaufgabe durch die F.K.M. Buster Altöl- und 
Reststoff-Entsorgung GmbH gelöst. Nichts anderes 
ergibt sich aus der bedingten Festsetzung des urbanen 
Gebietes für das Baufenster MU3, welche das Problem 
zeitlich nur verlagert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben in Anlage 1 Seite 5 Absatz 3 bezie-
hen sich auf die Fortschreibung des Lärmgutach-
tens „modifiziertes Baufenster im Bereich MU4“ 
vom 12.März 2020 (Verweis Lfd. Nr. 01/2) und 
nicht wie irrtümlich durch die RA Kanzlei ange-
nommen, auf das Gutachten vom August 2021. 
In der Fortschreibung vom März 2020 wurde ein 
maximaler Beurteilungspegel nachts von 45 
dB(A) im 2. Obergeschoss festgestellt. Nach-
messungen im Jahr 2021 haben jedoch ergeben, 
dass der Beurteilungspegel etwas höher liegt als 
2020 angenommen. Das Gutachten vom August 
2021 bezieht sich nunmehr auf die Ergebnisse 
der Nachmessung von 2021 und kommt aus 
diesem Grund auch zu einem leicht höheren 
Ergebnis.  
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 und 01a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Lärmgutachtens wurden alle 
Maßnahmen abgearbeitet die für das Plangebiet 
umsetzbar wären. Neben der Reduzierung der 
Hauptlärmquelle kam auch die Aufstellung einer 
Lärmschutzwand in Betracht. Da diese jedoch, 
um wirksam zu sein, auf dem Grundstück der 
F.K.M Buster stehen müsste und mit einer Länge 
von 17 m und einer Höhe von 4 m städtebaulich 
nicht verträglich wäre, wurde von dieser Maß-
nahme des aktiven Lärmschutzes abgesehen 
werden. Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 und 01a. 
 
In Abstimmung mit der Geschäftsleitung ‚Buster‘ 
wurde am 26.04.2022 (Vorlagen Nr. 2022/123) 
ein Aufstellungsbeschluss für das Betriebsgelän-
de der FKM Buster, Geislinger Straße 99/1, 
durch den Gemeinderat der Stadt Balingen ge-
fasst. Ziel des Verfahrens ist die Aufstellung 
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eines qualifizierten Bebauungsplans und Örtli-
cher Bauvorschriften zur Sicherung einer zukünf-
tigen wohnwirtschaftlichen Nutzung des Standor-
tes.  
 
Dadurch kann eine Betriebsverlagerung der FKM 
Buster in ein Industriegebiet unterstützt und das 
Konfliktpotenzial sowie die aus der Gemengela-
ge resultierenden Konflikte gelöst werden.  
 
Geplant ist die Ausweisung eines Urbanen Ge-
bietes mit zwei Baufenstern für einen dreige-
schossigen Wohnungsbau zuzüglich Staffelge-
schoss. In Urbane Gebieten gemäß §°6a BauN-
VO sind Gewerbebetriebe sowie soziale, kulturel-
le und anderer Einrichtungen nur zulässig, soweit 
sie die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. 
Auch vor diesem Hintergrund erscheint das In-
strument der aufschiebend bedingten Festset-
zung als ein geeignetes Instrument, um dem 
immissionsschutzrechtlichen Konflikt vorerst 
Rechnung zu tragen. 

16a/4 4. Schalltechnische Untersuchunq des ISIS fehler-
haft 

 
4.1 Grundlage zur Bestimmung der Lärmeinwirkungen 

der F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-Entsorgung 
GmbH ist ausweislich der Schalltechnischen Unter-
suchung zum geplanten Baugebiet Urtelen, Teil 1, an 
der Geislinger Straße in Balingen des ISIS aus August 
2021 eine Schallimmissionsprognose des TÜV Süd, 
Niederlassung Stuttgart, vom 14.01.2010. 
 
Diese ist mehr als 12 Jahre alt und damit veraltet, so 
dass sie nicht mehr als taugliche Grundlage heran-
gezogen werden kann. 
 
4.2 In der schalltechnischen Untersuchung lautet es: 

 
„Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten, insbesondere 
des Geländesprungs vom Äubelesgraben zum geplan-
ten Baugebiet ist keine relevante Schallabstrahlung des 
Betriebsgebäudes zum geplanten Baugebiet zu erwar-
ten.“ 
 
Insoweit bleibt völlig unklar, welche „örtlichen Gegeben-
heiten“ eine relevante Schallabstrahlung des Betriebs-
gebäudes zum geplanten Baugebiet verhindern sollen. 
Insoweit ist es nicht ausreichend allein auf das Pro-
grammpaket soundPLAN und dessen Berechnung zu 
verweisen. Insgesamt können die Feststellungen im 
Rahmen der „Ausgangsdaten Örtliche Gegebenheiten“, 
S.4 des Gutachtens, nur als unzureichend bezeichnet 
werden, da jegliche Entfernungsangaben und Angaben 
zur Höhenlage betreffend der Lärmquellen zueinander 
und in Relation zu dem Plangebiet fehlen. 
 
Soweit auf den “Äubelesgraben“ Bezug genommen 
wird, liegt dieser nordwestlich von dem Betriebsgebäude 
und kann damit in Bezug auf den an der Rückseite des 
Betriebsgebäudes angebrachten Rückkühler hinsichtlich 
des östlich befindlichen bzw. geplanten Baugebietes 
keine schalldämmende Wirkung entfalten. 
 
Ein relevanter Geländesprung lässt sich den Feststel-
lungen im Gutachten ebenfalls nicht entnehmen. 

 
 
 
Das Lärmgutachten wurde mehrfach Fortge-
schrieben und in enger Abstimmung mit dem 
Regierungspräsidium erarbeitet. Verweis auf Lfd. 
Nr. 01/2 und 01a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entfernungen können den Isophonenplänen im 
Anhang des Gutachtens entnommen werden. 
Abweichend davon wurde zur Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten ein dreidimensiona-
les Geländemodell erstellt. Dieses berücksichtigt 
die tatsächliche Geländemorphologie im Umfeld 
des Plangebietes. Die Grundlage für die Berech-
nungen bilden die einschlägigen Regelwerke für 
Schallimmissionsberechnungen (RLS-90, DIN 
9613-2, VDI 2714, VDI 2720).  
 
 
Die Aussage bezieht sich auf den Geländes-
prung vom Äublesgraben hin zum Plangebiet. 
Der Äublesgraben ist eine Gewannbezeichnung 
für den Bereich des Talgrabenbachs in dem auch 
zu Teilen das Betriebsgelände der FKM Buster 
liegt. Die Aussage trifft somit vollumfänglich zu. 
Das Betriebsgelände im Bereich des Äublesgra-
ben liegt teilweise zwischen 5 m und 7 m unter-
halb der Geländeoberkante des Plangebietes. 



 

 
 

Seite 45 von 51 

 

 
 
 
 
 
 
 
4.3 Soweit dem Gutachten mit dem Einbau eines neuen 

Rückkühlers der F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-
Entsorgung GmbH ein prognostisches Element inne-
wohnt, differenziert dieses nicht hinreichend zwischen 
dem „PrognosepIanfaII“ und dem „PrognosenuIIfaII“. 
 
Der Prognoseplanfall betrifft die zukünftige Situation 
nach Realisierung der durch den Bebauungsplan 
ermöglichten Planung bzw. des Vorhabens. Der      
Prognosenullfall berücksichtigt die Situation ohne Reali-
sierung der durch den Bebauungsplan ermöglichten 
Planung bzw. des Vorhabens (vgl. hierzu Senatsverwal-
tung für Umwelt-, Verkehr- und Klimaschutz Berlin, 
Berliner Leitfaden - Lärmschutz in der verbindlichen 
Bauleitplanung 2017, S. 59). 
 
Im Rahmen des Gutachtens des ISIS aus August 2021 
lautet es auf S. 27: 
 
„Aus schalltechnischer Sicht bestehen keine Bedenken 
gegenüber dem Bebauungsplan, wenn der entspre-
chende Austausch des Rückkühlers der Firma Buster 
durchgeführt wird und an der geplanten Bebauung die 
Anforderungen an den passiven Schallschutz gemäß 
DIN 4109 [11] erfüllt werden.“ 

 
Insoweit kann im Gutachten mitnichten davon ausge-
gangen werden, dass ein entsprechender Austausch 
des Rückkühlers der F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-
Entsorgung GmbH erfolgt, so dass sich aus dem vor-
zitierten Gutachten im Ergebnis durchaus tiefgreifende 
„Bedenken“ gegenüber dem Bebauungsplan ergeben. 
Dies wurde im Rahmen der Abwägung durch die Stadt 
Balingen verkannt, so dass ein Abwägungsfehler vor-
liegt. 
 
Die Feststellung auf S. 20 des Gutachtens der ISIS aus 
August 2021 „Entsprechende Vereinbarungen, die den 
Einbau einer „leisen“ Anlage sicherstellen, werden be-
reits zwischen der Stadt Balingen und der Firma Buster 
getroffen.“ ist auf Basis des derzeitigen Sachstands 
unzutreffend. 
 
 
 
 
 
 
Insbesondere trägt das Gutachten dem Umstand, dass 
die Festsetzung des urbanen Gebiets in dem Baufenster 
MU3 unter einer aufschiebenden Bedingung steht, nicht 
hinreichend Rechnung und ist damit unzureichend. 
 
 
 
 
 
 
 

Die Aussage des Gutachtens unter Kapitel 2.3 
bezieht sich nicht auf den Rückkühler – welcher 
klar im Gutachten als Lärmquelle identifiziert 
wurde – sondern auf die äußere Hülle des Be-
triebsgebäudes.  
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 und 01a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf den Aufstellungsbeschluss vom 26.04.2022 
(Vorlagen Nr. 2022/123) für das Betriebsgelände 
der Firma FKM Buster wird verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
Nachdem mit der neuen Bebauung an den Be-
trieb Buster herangerückt wird, ist die Stadt 
Balingen nach dem Verursacherprinzip grund-
sätzlich bereit, die angemessenen Kosten für die 
notwendig werdenden Lärmschutzmaßnahmen 
im Rahmen eines Städtebaulichen Vertrages zu 
tragen. Aus diesem Grund wurde eine aufschie-
bend bedingte Festsetzung für das betroffenen 
Baufenster MU3 festgesetzt bis die immissions-
schutzrechtliche Konflikte dahingehend gelöst 
sind.  
 
Die aufschiebend bedingte Festsetzung wurde in 
enger Abstimmung mit dem Regierungspräsidi-
ums Tübingen als zuständige Behörde erarbeitet. 
Die Festsetzung resultiert aus dem Ergebnis des 
Lärmgutachtens und ist unabhängig davon zu 
betrachten. 
 
Abweichend davon wird auf den Aufstellungsbe-
schluss vom 26.04.2022 (Vorlagen Nr. 2022/123) 
für das Betriebsgelände der Firma FKM Buster 
verwiesen.  
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4.4 Gutachtliche Ausführungen zu einer Summenbe-

trachtung, oder weshalb diese nicht erforderlich ist, 
fehlen weiterhin. 
 
4.5 In dem vorbeschriebenen Gutachten aus August 

2021 lautet es auf S. 9: 
 
„Von untergeordneter Bedeutung für die Lärmsituation 
das Kamin, dem ein Schallleistungspegel von 69, 6 
db(A) zuzuordnen ist.“ 

 
Diese Feststellung ist sprachlich nur schwer und inhalt-
lich mangels Begründung gar nicht nachvollziehbar. 
Insbesondere fehlen jegliche technische Ausführungen, 
welche das Ergebnis belegen oder technisch erklären 
könnten. 
 
Insoweit ist auch nicht nachvollziehbar, weshalb der 
Kamin in den Kenndaten der Lärmquellen unserer   
Mandantin auf den Seiten 6 und 7 des Anhangs des 
Gutachtens nicht auftaucht und auch in der Aufstellung 
der Schallquellen auf S. 12 und 13 des Anhangs nicht 
einmal aufgeführt wird. 
 
Es muss daher davon ausgegangen werden, dass der 
Kamin als Lärmquelle – weiterhin - schlicht vergessen 
wurde. 
 
4.6 Fest steht: Die schalltechnische Untersuchung weist 

damit schwerwiegende Mängel auf. 

 
 

Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 und 01a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2 und 01a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01a 
 

16a/5 5. Urbanes Gebiet infolge von Geruchsimmissionen 
aufgrund von Unverträglichkeit unzulässig 

 
5.1 Auch für das Verhältnis emittierender Anlagen zu 

Wohngebieten und anderen schutzwürdigen Flächen 
legt § 50 BlmSchG für die Abwägung fest, dass die 
Flächen einander so zuzuordnen sind, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen soweit wie möglich vermieden 
werden (Wahlhäuser, in: Bönker/Bischopink, Bau-
nutzungsverordnung, 2. Auflage 2018, Teil 3 Immissi-
onsschutzrecht, Rn. 177). Auch der Prioritätsgrundsatz 
ist für Geruchsimmissionen anwendbar. 
 
5.2 Nach Nr. 3.1 Tabelle 1 der Geruchsimmissionen-

RichtIinie (GIRL) gilt für Wohn-/Mischgebiete ein Immis-
sionswert von 0,10 (10 % Jahresgeruchsstunden) und 
für Gewerbe-/Industriegebiete ein Immissionswert von 
0,15 (15 % Jahresgeruchsstunden). 
 
Das Geruchsgutachten vom 17.03.2021 kommt im 
Rahmen der Zusammenfassung zu dem Ergebnis, dass 
im Nordosten des Plangebiets die Anforderungen der 
GIRL für allgemeine Wohngebiete überschritten werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Verweis auf Lfd. Nr. 16/3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Immissionswert für Dorfgebiete beträgt 
ebenfalls 15 % Jahresgeruchsstunden 
 
 
 
 
Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass im 
Nordosten des Plangebietes der Immissionswert 
für Allgemeine Wohngebiete mit 10% Jahresge-
ruchsstunden überschritten wird, jedoch weniger 
als 15% Jahresgeruchsstunden. Die GIRL weist 
auch für Urbane Gebiete MU (in diesem Zusam-
menhang äquivalent zu Mischgebieten MI) einen 
Beurteilungswert von 10 % aus. In Dorfgebieten 
sind bis zu 15 % Jahresgeruchsstunden durch 
landwirtschaftliche Gerüche zulässig.  
Entsprechend den Auslegungshinweisen zur 
GIRL können im Übergangsbereich zwischen 
verschiedenen Gebietsnutzungen auch Zwi-
schenwerte zur Beurteilung herangezogen wer-
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Im Rahmen der Fortschreibung des vorbezeichneten 
Gutachtens zeigt sich, dass durch eine Zusatzbelastung 
des Betriebes der F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-
Entsorgung GmbH mit einer Emission von 500 GE/m³ 
aus dem Schornstein eine Überschreitung der GIRL von 
10 % an Jahresgeruchsstunden festzustellen ist. Durch 
eine Überlagerung der Geruchsemmissionen des Be-
triebes unserer Mandantin und dem IandwirtschaftIichen 
Betrieb Bossert kommt es ausweislich der Fortschrei-
bung des Gutachtens zu weiteren Überschreitungen des 
in der GIRL festgelegten Immissionswertes in Bezug auf 
das Plangebiet. 
 
Dabei bleibt allerdings unklar, ob sich die angenomme-
nen Überschreitungen auf einen Wert von 10 % der 
Jahresstunden oder von 15 % der Jahresstunden als 
Gesamtbelastung beziehen - das Gutachten ist insoweit 
ungenau. 
 
Zudem zeigt sich aufgrund der Überlagerung der Immis-
sionen beider Betriebe auch im Osten ein Anstieg um 1-
2 Prozentpunkte gegenüber dem Geruchsgutachten 
vom 17.03.2021, wobei unklar bleibt, ob hieraus eine 
weitere Überschreitung der Grenzwerte resultiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

den (siehe Ausführungen zur „Beurteilung im 
Übergangsbereich zwischen verschiedenen 
Gebietsnutzungen“ in Kapitel 2). Da von der 
Überschreitung des Beurteilungswerts von 10 % 
nur eine Häuserzeile betroffen ist, diese als Ur-
banes Gebiet MU ausgewiesen werden soll und 
die Einhaltung des Beurteilungswerts für ein 
Dorfgebiet von 15 % durch landwirtschaftliche 
Gerüche gegeben ist, sind aus gutachterlicher 
Sicht für das Bebauungsplangebiet „Urtelen“ 
keine über das verträgliche Maß hinausgehen-
den Geruchsbelastungen zu erwarten. 
 
 
Durch die Zusatzbelastung des Betriebs Buster 
mit einer Emission von 500 GE/m³ aus dem 
Schornstein, zeigt sich eine Überschreitung des 
Immissionswertes der GIRL für Mischgebiete 
(10% Jahresgeruchsstunden) an einer nahe 
gelegenen Wohnnutzung (14 % Jahresgeruchs-
stunden). Es handelt sich dabei um eine bereits 
bestehende Wohnnutzung außerhalb des Be-
bauungsplanes. 
 
Innerhalb des Plangebietes, im Bereich des 
Baufensters MU2, wird der Immissionswert der 
GIRL für Mischgebiete nur geringfügig um 1-2 % 
überschritten. Infolge der nachträglichen Anord-
nung des Regierungspräsidiums Tübingen und 
den daraus folgenden Maßnahmen, welche ver-
pflichtend durch den Betreib FKM Buster umzu-
setzenden sind, wird zukünftig der Immissions-
wert der GIRL für Mischgebiet am MU2 eingehal-
ten werden können. Abweichend davon ist zu 
erwähnen, dass infolge des konservativen An-
satzes des Geruchsgutachtens (Nichtberücksich-
tigung der Abgasfahnenerhöhung) der tatsächli-
che Wert der Jahresgeruchsstunden geringer 
liegen als im Gutachten angenommen.  
 
Für die Beurteilung der Geruchsemissionen aus 
dem landwirtschaftlichen Betriebe, wird ein Zwi-
schenwert aus den Immissionswerten der GIRL 
für Dorfgebiete (15% Jahresgeruchsstunden) 
und Mischgebiete (10% Jahresgeruchsstunden) 
herangezogen. Entsprechend den Auslegungs-
hinweisen zur GIRL, können im Übergangsbe-
reich zwischen verschiedenen Gebietsnutzungen 
auch Zwischenwerte zur Beurteilung herangezo-
gen werden (siehe Ausführungen zur „Beurtei-
lung im Übergangsbereich zwischen verschiede-
nen Gebietsnutzungen“ in Kapitel 2). Durch die 
Überlagerung der Immissionen beider Betriebe 
zeigt sich eine rechnerische Zunahme um 1-2 
Prozent an der östlichen Häuserzeile innerhalb 
des Plangebietes. In Folge dessen erhöht sich 
die Geruchsbelastung an der genannten Häuser-
zeile auf 13-14 % Jahresgeruchsstunden. Da von 
der Überschreitung des Beurteilungswerts von 
10 % nur eine Häuserzeile betroffen ist, diese als 
Urbanes Gebiet MU ausgewiesen werden soll 
und die Einhaltung des Beurteilungswerts für 
Dorfgebiete mit 15 % Jahresgeruchsstunden 
durch landwirtschaftliche Gerüche gegeben ist, 
sind aus gutachterlicher Sicht für das Bebau-
ungsplangebiet „Urtelen“ keine über das verträg-
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5.3 Der vorIiegende Entwurf des BebauungspIans ist 

rechtswidrig, da dieser für die Baufenster MU1, MU2 
und MU3 ein urbanes Gebiet ausweist, obwohl in Bezug 
auf die Geruchsimmissionen des Betriebs der F.K.M. 
Buster Altöl- und Reststoff-Entsorgung GmbH und den 
IandwirtschaftIichen Betrieb Bossert eine Unverträglich-
keit vorliegt. Auf Basis der vorstehenden Ausführungen 
stellt die Planung in Bezug auf die Geruchsimmissionen 
einen Verstoß gegen den Trennungsgrundsatz (vgl. 
hierzu im Detail Ziffer 2.1- 2.3) und den Prioritätsgrund-
satz (vgl. hierzu im Detail Ziffer 2.3) dar. 
 

liche Maß hinausgehenden Geruchsbelastungen 
zu erwarten.  
 
Verweis auf Lfd. Nr. 01/2; 01a und 16/3 Punkt 
3.1 sowie auf Kapitel 2, 10, und 11 der Begrün-
dung. 
 

16a/6 6. Bedingung nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB unzu-
lässig 
 

Für das Baufenster MU2 wird festgesetzt, dass bauliche 
und sonstige Nutzungen und Anlagen unzulässig sind, 
bis am Gebäude Geislinger Str. 99/1 eine Schornstein-
höhenberechnung nach TA-Luft mit entsprechender 
baulicher Umsetzung durchgeführt wurde und der Beur-
teilungswert der GIRL am Baufenster MU2 eingehalten 
ist oder die Nutzung am Standort Geislinger Str. 99/1 
aufgegeben oder entsprechend geändert wird. Der 
Nachweis für die Umsetzung erfolgt durch eine Bestäti-
gung des Regierungspräsidiums Tübingen. 
 
Für das Baufenster MU3 wird festgesetzt, dass bauliche 
und sonstige Nutzungen und Anlagen unzulässig sind, 
bis die Rückkühlungsanlage der emuIsionsaufbereiten-
den Anlage am Gebäude Geislinger Str. 99/1 einen 
maximalen Schalleistungspegel von 80 db(A) aufweist 
und der Immissionsrichtwert der TA-Lärm am Bau-
fenster MU3 eingehalten ist oder die genehmigte      
Nutzung am Standort Geislinger Str. 99/1 aufgegeben 
oder geändert wird. 
 
Die vorbeschriebenen Bedingungen sind rechtlich unzu-
lässig. Im Einzelnen: 
 
6.1 Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 BauGB sind nur in 

„besonderen Fällen“ zulässig und müssen durch       
besondere städtebauliche Gründe gerechtfertigt sein 
(Gierke, in: Brügelmann, Baugesetzbuch, § 9 BauGB, 
Rn. 1203). Eine Bedingung in einem Bebauungsplan 
nach § 9 Abs. 2 BauGB bedarf einer außergewöhnli-
chen städtebaulichen Situation (OVG Münster, Urteil 
vom 21.07.2011 - 2 D 59/09). 
 
Die Entscheidung, ob ein „besonderer Fall“ im Sinne 
des § 9 Abs. 2 BauGB vorliegt, ist in engem Zusammen-
hang mit der Frage nach der Erforderlichkeit der be-
fristeten oder bedingten Festsetzungen für die städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung nach § 1 Abs. 3 Satz 
1 BauGB zu treffen. Die Besonderheit des jeweiligen 
Falles muss städtebaulicher Art sein, das heißt einen 
Grund in einem spezifischen Erfordernis der städtebau-
lichen Ordnung und Entwicklung gemäß § 1 Abs. 3 Satz 
1 BauGB haben, so dass die jeweilige Aufgabe der 
planerischen Ordnung der Bodennutzung besser mit 
einer Befristung oder Bedingung zu lösen ist als mit 
einer Festsetzung ohne solche Einschränkung (OVG 
Münster, Urteil vom 21.07.2011 - 2 D 59/09). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach § 9 Absatz 2 Baugesetzbuch kann im Be-
bauungsplan in besonderen Fällen festgesetzt 
werden, dass bestimmte der in ihm festgesetzten 
baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen 
nur  

1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig 
oder 

2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände 
zulässig oder unzulässig sind. Die Fol-
genutzung soll festgelegt werden. 

 
Vorliegend handelt es sich um eine aufschiebend 
bedingte Festsetzung.  
 
Besondere städtebauliche Gründe für die ge-
troffenen Festsetzungen ergeben sich aus der 
bestehenden Gemengelage und aus der städte-
baulichen Sondersituation, dass sich ein immis-
sionschutzrechtlich genehmigter Betrieb in zent-
raler Innerortslage mit angrenzender bestehen-
der Wohnbebauung und einer im Flächennut-
zungsplan der Stadt Balingen als geplante 
Wohnbaufläche dargestellten Fläche befindet. 
Durch die Maßnahmen und Festsetzungen soll 
ein städtebauliche Ordnung im Sinne des § 1 
Abs. 3 BauGB bewirkt werden. Damit besteht 
eine Abweichung von der Standardsituation, die 
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Die von § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB erfassten „Um-
stände“ können sowohl tatsächlicher als auch rechtli-
cher Art sein. Sind sie rechtlicher Natur, kann es sich 
um Maßnahmen handeln, die aus rechtlichen Gründen 
vorzusehen sind, um die Planung durchführen zu kön-
nen, wenn es sich nicht um solche Rechtsgründe han-
delt, welche der Planung als solcher zwingend entge-
genstehen. Sinn und Zweck des § 9 Abs. 2 BauGB ist 
es nicht, die rechtlichen Schranken der Planungs-
befugnisse der Gemeinde nach § 1 Abs. 3 Satz 1 
BauGB aufzuweichen oder zu umgehen (OVG Münster, 
Urteil vom 21.07.2011 - 2 D 59/09). 
 
Besondere städtebauliche Gründe, welche die Fest-
setzung bzw. Bedingungen rechtfertigen könnten, exis-
tieren nicht und lassen sich der Begründung zum Be-
bauungsplan nicht entnehmen. Vielmehr sprechen die 
vorstehend festgestellten Verstöße gegen den Tren-
nungsgrundsatz sowie den Prioritätsgrundsatz eindeutig 
gegen die Zulässigkeit der Bedingung und nicht zuletzt 
der Umstand, dass die gewerbliche Nutzung durch den 
IandwirtschaftIichen Betrieb Bossert und des Betriebs 
der F.K.M. Buster Altöl- und Reststoff-Entsorgung 
GmbH mit dem Planvorhaben, insbesondere dem    
urbanen Gebiet in den Baufenstern MU1, MU2 und 
MU3, nicht vereinbar sind. 
 
6.2 Zudem ist eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB 

unzulässig, wenn die Verwirklichungsperspektive fehlt, 
weil mit dem Bedingungseintritt absehbar nicht zu   
rechnen ist (Schrödter/Möller, in: Schrödter, Baugesetz-
buch, 9. Auflage 2019, § 9 BauGB, Rn. 247). 
 
Die Verwirklichungsperspektive fehlt nach Auffassung 
des VGH München in seinem Beschluss vom 
17.04.2015 - 1 NE 14.2678, wenn der Bedingungseintritt 
von der freiwilligen Einhaltung von Immissionsgrenz-
werten oder der freiwilligen Nutzungsaufgabe des    
„störenden Betriebs“ abhängig ist und beides angesichts 
des Widerstands des betreffenden Betriebs gegen die 
näher rückende Bebauung nicht im Raum steht. 
 
So liegen die Dinge hier. Angesichts des Umstandes, 
dass unsere Mandantin mit der näher rückenden      
Bebauung, insbesondere in Form des urbanen Gebiets, 
aufgrund der damit im Zusammenhang stehenden zu 
erwartenden Konflikte infolge der von dem Betrieb   
unserer Mandantin ausgehenden Geruchs- und Lärm-
immissionen, nicht einverstanden ist und sich, etwa in 
Form des vorliegenden Schriftsatzes, dagegen wehrt, ist 
ein Bedingungseintritt nicht absehbar und eine Ver-
wirkIichungsperspektive nicht gegeben. 
 
6.3 Damit steht fest: Die eingangs beschriebenen     

Bedingungen sind gleich aus mehrfachen Gründen 
rechtlich unzulässig. 

sich aus dem Bedürfnis ergibt, eine besondere 
städtebauliche Dynamik, die mit klassischen 
Festsetzungen nicht zu bewältigen wäre, zu 
steuern. In dieser Dynamik ist ein Zeitmoment 
eingeschlossen, das anders als durch bauplane-
rische Bedingungen nicht in Bahnen gehalten 
werden kann. Die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung ist vorliegend in Teilbereichen nur 
durch bedingte Festsetzungen steuerbar.  
 
Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung und die 
Belange der Innenentwicklung werden bei der 
Planung entsprechend stark gewichtet. Der 
Standort weist eine besondere städtebauliche 
Bedeutung auf. Es ist zudem absehbar, dass die 
Maßnahmen umgesetzt werden. Die bedingte 
Festsetzung für das MU2 ergibt sich darüber 
hinaus aus den zwingend durch den Betreib FKM 
Buster umzusetzenden Maßnahmen infolge der 
nachträglichen Anordnungen durch das Regie-
rungspräsidium Tübingen. Diese sind unabhän-
gig vom Bebauungsplanverfahren, führen jedoch 
dazu, dass die Immissionswerte der GIRL am 
betreffenden Baufenster MU2 eingehalten wer-
den können. 
 
 
Auf den Aufstellungsbeschluss vom 26.04.2022 
(Vorlagen Nr. 2022/123) für das Betriebsgelände 
der Firma FKM Buster und auf die Stellungnah-
me des Regierungspräsidiums Tübingen im 
Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung wird verwiesen. 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16a/7 7. Artenschutz nicht hinreichend berücksichtigt 
 

Schließlich werden im Rahmen der Planung arten-
schutzrechtIiche Belange nicht hinreichend berücksich-
tigt. 
 
7.1 ArtenschutzrechtIiche Prüfunq veraltet - keine    

ordnunqsqemäße Ermittlunq der Planauswirkungen 
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Belange des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes 

 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 
Eine fachbehördliche Beanstandung des arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrags liegt nicht vor. 
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und der Landschaftspflege im Rahmen der Planung zu 
berücksichtigen. 
 
Auf Basis der Rechtsprechung des BVerwG setzt die 
Prüfung, ob einem Vorhaben die Verbote des § 44 
BNatSchG entgegenstehen, eine ausreichende         
Ermittlung und Bestandsaufnahme der im Vorhaben-
bereich vorhandenen Tierarten und ihrer Lebensräume 
voraus (BVerwG, Urteil vom 09.07. 2008 - 9 A 14/07). 
 
Erforderlich sind Ermittlungen, deren Ergebnisse die 
Behörde in die Lage versetzen, die tatbestandlichen 
Voraussetzungen der Verbotstatbestände zu über-
prüfen. Hierfür benötigt sie Daten, denen sich in Bezug 
auf das Vorhabengebiet die Häufigkeit und Verteilung 
der geschützten Arten sowie deren Lebensstätten ent-
nehmen lassen (BVerwG, Urteil vom 09.07.2009 - 4 C 
12/07). 
 
Dies bedeutet, dass artenschutzrechtIiche Prüfungen 
hinreichend aktuell sein müssen, um eine Aussage 
darüber treffen zu können, ob in dem Plangebiet arten-
schutzrechtIich relevante oder streng geschützte Arten 
angesiedelt sind. Vor diesem Hintergrund beträgt die 
Gültigkeitsdauer von artenschutzrechtIichen Prüfungen 
maximal fünf Jahre (vgl. etwa Hinweise zur Erfassung 
und Bewertung von Vogelvorkommen bei der Genehmi-
gung von Windenergieanlagen, Landesanstalt für     
Umwelt Baden-Württemberg, Stand: 15.02.2021, S. 37). 
Hintergrund ist, dass sich in der Zwischenzeit weitere 
Arten angesiedelt haben könnten, welche durch ein 
veraltetes Gutachten nicht erfasst würden. 
 
Die der Planung zugrunde liegende artenschutz-
rechtIiche Prüfung stammt vom 29.08.2016 und ist   
damit veraltet. Die Stadt Balingen hat damit nicht die 
erforderlichen Ermittlungen durchgeführt, deren        
Ergebnisse sie in die Lage versetzen, um die Belange 
des Artenschutzes hinreichend zu berücksichtigen. 
 
7.2 Vorqeqebene Maßnahmen aus artenschutz-

rechtIicher Prüfunq nicht umqesetzt 
Die - veraltete - artenschutzrechtIiche Prüfung kommt zu 
dem Ergebnis, dass im Wirkungsraum des Vorhabens 
mehrere artenschutzrechtIich relevante Arten vor-
kommen, namentlich Fledermäuse sowie die            
europäischen Vogelarten. 
 
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 
1 BNatSchG gibt die - veraltete - artenschutzrechtIiche 
Prüfung zusammenfassend vor, dass die Baufeldfrei-
machung, insbesondere Rodungsarbeiten und der  
Abriss von Gebäuden, außerhalb der Vogelbrutzeit zu 
erfolgen haben. Durch die mögliche Anwesenheit von 
Fledermäusen müssen die vorbeschriebenen Maßnah-
men ausweislich von S. 38 der - veralteten - arten-
schutzrechtIichen Prüfung vom 29.08.2016 zeitlich noch 
weiter eingeschränkt werden und dürfen erst ab       
November erfolgen. 
 
Dem trägt die Planung keine Rechnung, da diese     
Rodungsmaßnahmen bereits ab Oktober erlaubt und 
einen Gebäudeabriss nur von einer Inspektion und ggf. 
von einer Ausflugkontrolle durch einen Fachplaner   
abhängig macht und damit insoweit gänzlich auf eine 
verbindliche zeitliche Festsetzung verzichtet. 

Die Ergebnisse der Artenschutzprüfung sind 
nach wie vor zutreffend: Einerseits haben sich im 
Zuge der Baugebietserschließung sowie der 
weiteren Flächennutzung innerhalb des Gel-
tungsbereichs die strukturellen Bedingungen, wie 
auch in der Wirkungsprognose und den daraus 
abgeleiteten Maßnahmen berücksichtigt, nicht 
zugunsten maßgeblicher Lebensraumansprüche 
artenschutzrechtlich relevanter Arten entwickelt. 
Andererseits haben die Planänderungen zur Art 
der baulichen Nutzung (teilw. Festsetzung als 
Urbanes Gebiet) sowie Verpflichtung von Photo-
voltaikanlagen keine substanziellen Auswirkun-
gen auf die Belange und Maßnahmen des Um-
welt- bzw. speziellen Artenschutzes.  
 
Eine weitergehende Prüfpflicht gegenüber der 
bereits erfolgten Artenschutz- und Umweltprü-
fung wird somit nicht ausgelöst und entfällt. 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 sowie auf lfd. Nr. 16a/7 
Punkt 7.1 
 
Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaß-
nahmen der Artenschutzprüfung wurden in den 
Textteilen des Bebauungsplans übernommen, 
und hinsichtlich einer sachgerechten Abschich-
tung auf die Baugenehmigungsebene bzgl. Fle-
dermäuse verstärkt, da in Ergänzung zu einer 
generellen Zeitbeschränkung (Oktober/ Novem-
ber) eine einzelfallbezogene Fachinspektion 
(Anwesenheitskontrolle) als zwingende Voraus-
setzung für die Veränderung von Bestandsge-
bäuden gefordert ist. Diese Maßnahmen finden 
sowohl bei den Erschließungsarbeiten als auch 
künftigen Bauvorhaben Berücksichtigung. 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf lfd. Nr. 05/5 sowie auf lfd. Nr. . Nr. 
16 (16/1 bis 16/3) 16a/7.2 
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7.3 Fest steht: Die Planung trägt artenschutzrechtIichen 

Gesichtspunkten nicht hinreichend Rechnung und ist 
damit rechtsfehlerhaft. 
 
Zur Vermeidung von Wiederholungen nehmen wir   
abschließend Bezug auf unsere Einwendungen im 
Schriftsatz vom 11.12.2020, welche im Übrigen voll-
ständig aufrechterhalten werden. 

 
Balingen, 03.05.2022 
 
 
 
 
Sabine Stengel 
Amtsleitung 
Amt für Stadtplanung und Bauservie 


